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1. Einleitung 

Das ressortübergreifende Projekt „Übergangsmanagement – Rückfallvermeidung durch 100 

Koordination und Integration“ unter Federführung des Schleswig-Holsteinischen 

Justizministeriums hat das Ziel, die vollzuglichen, individuellen Behandlungs- und 

Qualifizierungsbemühungen durch ein entlassungsübergreifendes Integrationsmanagement 

auf die nachsorgenden Betreuungssysteme abzustimmen und mit diesen zu verzahnen. 

Dadurch soll die hohe Rückfallwahrscheinlichkeit von entlassenen Straftäterinnen und 105 

Straftätern in den ersten 6 Monaten nach der Entlassung minimiert werden.  

Der Übergang zwischen Haft und Freiheit ist in den meisten Fällen für die Gefangenen mit 

Betreuungsabbrüchen bzw. -wechseln verbunden. Vollzug, ambulante Dienste der Justiz, 

Träger der Freien Straffälligenhilfe sowie Einrichtungen der Kommunen, der Arbeitsagenturen, 

der Jobcenter und weitere Anlaufs- und Beratungsstellen sind für die Haftentlassenen direkt 110 

oder indirekt zuständig. Für ein optimales Übergangsmanagement ist die Vernetzung und 

Verzahnung der Hilfen von besonderer Bedeutung. Grundlage dafür ist die Kenntnis der 

jeweiligen Arbeitsweisen dieser Institutionen sowie die Anerkennung der Zuständigkeiten und 

der Fachlichkeit untereinander. 

Um den Gesamtrahmen nicht zu überlasten findet die Entlassungssituation von Personen die 115 

nach §63 oder §64 StGB in einem psychiatrischen Krankenhaus untergebracht sind in diesem 

Bericht keine Berücksichtigung. Die psychiatrischen Einrichtungen unterstehen der Dienst- und 

Fachaufsicht des Sozialministeriums. Dort findet eine eigenständige Entlassungsvorbereitung 

mit anschließender Nachsorge statt, die aus Sicht der Arbeitsgruppe, in Fällen von 

Unverhältnismäßigkeitsentlassungen, noch ausbaufähig ist. 120 

Im Rahmen des Projekts wurde 2017 die Arbeitsgruppe „Netzwerk Nachsorge“ gebildet. Die 
Arbeitsgruppe setzt sich zusammen aus Vertreterinnen und Vertretern des Justizministeriums, 

des Justizvollzuges, der Bewährungshilfe, der forensischen Ambulanzen, der 

Jugendgerichtshilfe, der Integrationsbegleitungsstellen, der integrierten Beratungsstellen 

sowie des Landesverbandes für soziale Strafrechtspflege; Straffälligen- und Opferhilfe e.V.. 125 

Das Ziel der Arbeitsgruppe war zunächst die Durchführung einer Bestandsaufnahme über die 

bestehenden Leistungsangebote der verschiedenen justiziellen und justiznahen Akteure im 

Arbeitsfeld der Straffälligenhilfe, die für Haftentlassene zuständig sind und die für 

Fallmanagementaufgaben am Übergang vom Justizvollzug in die Nachsorge in Frage kommen.  

Im nachfolgenden Bericht werden in Kapitel 2 daher zunächst relevante justizielle und 130 

justiznahe Institutionen, die maßgeblich an dem Resozialisierungsprozess von Haftentlassenen 

von Bedeutung sind, beschrieben. Dabei handelt es sich um den Justizvollzug, die 

Bewährungshilfe, die forensischen Ambulanzen, die Jugendgerichtshilfe, die 

Integrationsbegleitungsstellen und die integrierten Beratungsstellen. Die Auftrag gebenden 

Stellen, in der Hauptsache Gerichte und Staatsanwaltschaften, wurden nicht unmittelbar an 135 

dem Prozess beteiligt. Eine etwaige Notwendigkeit der Einbeziehung dieser übergeordneten 

Akteure kann jedoch im Prozessverlauf erfolgen. 

Es erfolgt einleitend jeweils eine Darstellung der Rechts- und Finanzierungsgrundlagen dieser 

Institutionen und Angebote und daran anknüpfend eine Auflistung der Standorte mit den 
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jeweiligen Zuständigkeitsbereichen und der personellen Ausstattung. Weiterführend erfolgt 140 

eine Leistungsbeschreibung ihrer Tätigkeiten und Zielgruppen. Dabei sollen bereits definierte 

Case-Management-Aufgaben besondere Berücksichtigung finden. Um mögliche 

Doppelstrukturen und/oder regionale oder inhaltliche Angebotslücken zu identifizieren, 

werden abschließend auch die Kooperationsstrukturen zwischen den genannten Institutionen 

untereinander analysiert. Da in einigen Bereichen bereits verbindliche Vereinbarungen für eine 145 

institutionelle Zusammenarbeit bestehen (z.B. Kooperationserlasse Justizvollzug-

Bewährungshilfe; Regionaldirektion-Justizvollzug), wurden auch diese Regelungen mit in die 

Analyse einbezogen. 

Neben diesen Institutionen gibt es eine Vielzahl von spezialisierten Behandlungs- und 

Unterstützungsangeboten, beispielsweise im Bereich der Arbeitsverwaltung, auf kommunaler 150 

Ebene oder von freien Trägern, die für die Bearbeitung von speziellen Problemlagen, von denen 

Haftentlassene oftmals betroffen sind, zuständig sind. Kapitel 3 widmet sich diesen 

Hilfebedarfen. Dabei werden nur die Behandlungs- und Unterstützungsfelder berücksichtigt, 

welche sich in der deutschen und in der internationalen Diskussion des 

Übergangsmanagements als besonders relevant herauskristallisiert haben und deren 155 

Bearbeitung für den weiteren Verlauf des Resozialisierungsprozesses entscheidend ist. Diese 

sind: 

• Wohnraumversorgung 

• Arbeit und Beschäftigung 

• Sicherung von Sozialleistungen 160 

• Substanzmissbrauch 

• Überschuldung 

• Soziale Kontakte 

• Psychotherapie 

• Migrationsbedingte Bedarfe 165 

 

Die vorhandenen Institutionen, die zur Bearbeitung von Problemlagen in diesen Feldern 

zuständig sind, werden benannt und ihr Leistungsangebot beschrieben. Anknüpfend an die 

Struktur des 2. Kapitels erfolgt eine Auflistung der beteiligten Institutionen nach Standorten 

und eine Analyse ihrer Kooperationsstrukturen mit den unter Kapitel 2 genannten justiziellen 170 

bzw. justiznahen Akteuren sowie ggf. das Aufzeigen von regionalen oder inhaltlichen 

Angebotslücken. 

An der Erstellung des Berichts war eine größere Anzahl von Vertreterinnen und Vertretern der 

bereits benannten Institutionen beteiligt. Eine ggf. nicht durchgängige Stringenz der 

Formulierungsweisen liegt hierin begründet. 175 
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2. Zentrale Akteure am Übergang 
2.1. Justizvollzug 

Der Justizvollzug stellt eine hoheitliche Aufgabe dar. Mit der Föderalismusreform von 2006    180 

wurde die Gesetzgebungszuständigkeit für den Justizvollzug vom Bund auf die Länder 

verlagert. Naturgemäß steht die Behandlung im Justizvollzug am Anfang der Bemühungen um 

eine effiziente (Wieder-)Eingliederung von Inhaftierten in die Gesellschaft. Die aktuellen 

Vollzugsgesetze des Landes betonen dieses Ziel und stellen eine Vielzahl von Regelungen auf, 

die der Erreichung dieses Ziels dienen sollen. Unter anderem verankern sie die 185 

Zusammenarbeit mit diversen externen Einrichtungen. In zunehmendem Maß werden 

Mitarbeitende externer Hilfeeinrichtungen bereits während der Vollzugszeit und innerhalb der 

Vollzugsanstalten tätig. 

 

2.1.1. Rechtsgrundlagen / Finanzierung 190 

Seit dem 1. September 2016 bildet das Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Holstein 

(LStVollzG SH) vom 21. Juli 2016 die rechtliche Grundlage des (Erwachsenen-)Strafvollzuges; 

zuvor galt das Strafvollzugsgesetz des Bundes vom 16. März 1976 (StVollzG). Der 

Jugendstrafvollzug wird durch das Jugendstrafvollzugsgesetz (JStVollzG SH) vom 19. 

Dezember 2007 geregelt, der Untersuchungshaftvollzug durch das 195 

Untersuchungshaftvollzugsgesetz (UVollzG SH) vom 16. Dezember 2011. Für die 

Sicherungsverwahrung bildet das Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz (SVVollzG SH) vom 

15. Mai 2013 die vollzugsrechtliche Grundlage. Das Jugendarrestvollzugsgesetz (JAVollzG SH) 

vom 2.12.2014 stellt die rechtliche Grundlage für die Gestaltung des Jugendarrests dar.  

Angesichts dieser Rechtsgrundlagen erfolgt die Finanzierung durch das Land Schleswig-200 

Holstein. Ein Großteil der vorhandenen Mittel wird den einzelnen Anstalten im Rahmen von 

Budgetierungen zur eigenen Verwaltung zur Verfügung gestellt. 

Die das Übergangsmanagement des Vollzugs betreffenden Rechtsgrundlagen im Einzelnen 

werden im Kapitel 2.1.4. dargestellt. 

 205 

Anlage(n): 

Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Holstein 

 

2.1.2. Listung Organisationen / Adressen 

Schleswig-Holstein verfügt über fünf Justizvollzugsanstalten (JVA) in Lübeck, Neumünster, Kiel, 210 

Flensburg und Itzehoe sowie eine Jugendanstalt (JA) in Schleswig. Zum Stichtag 02.11.2017 
waren insgesamt 1409 Haftplätze vorhanden, davon 150 Plätze im offenen Vollzug. Daneben 
gibt es eine Jugendarrestanstalt in Moltsfelde mit 57 Plätzen. 
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Justizvollzugsanstalt Lübeck 
Marliring 41 
23566 Lübeck 

Justizvollzugsanstalt Flensburg 
Südergraben 24 
24937 Flensburg 

 
Justizvollzugsanstalt Neumünster 
Boostedter Str. 30 
24534 Neumünster 

Justizvollzugsanstalt Itzehoe 
Bergstr. 5 
25524 Itzehoe 

 
Justizvollzugsanstalt Kiel 
Faeschstr. 6-12 
24114 Kiel 

Jugendanstalt Schleswig 
Königswiller Weg 26 
24837 Schleswig 

 
Jugendarrestanstalt Moltsfelde 
Isarstr. 44 
24539 Neumünster 
 

Im Justizministerium (derzeit Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und 215 

Gleichstellung) des Landes Schleswig-Holstein werden in der Abteilung 2, „Justizvollzug, 
Soziale Dienste der Justiz, Freie Straffälligenhilfe“ übergeordnete Gestaltungs- und 

Koordinationsaufgaben sowie die Fachaufsicht über die Justizvollzugsanstalten 

wahrgenommen.  

 220 

2.1.3. Fallzahlen / Personalausstattung 

Die Zuständigkeiten und Haftplatzkapazitäten der einzelnen Anstalten sowie ihre personelle 

Ausstattung stellen sich wie folgt dar:  

 

Justizvollzugsanstalt Lübeck  225 

Die JVA Lübeck verfügt über 507 Haftplätze. Sie ist zuständig für den Vollzug der 

Untersuchungshaft aus dem Landgerichtsbezirk Lübeck und für die Vollstreckung von 

Freiheitsstrafen über 5 Jahren im Erstvollzug und über 4 Jahren im Regelvollzug. Von daher 

sind hier auch Gefangene mit lebenslangen Freiheitsstrafen untergebracht, außerdem 

Gefangene mit angeordneter oder vorbehaltener Sicherungsverwahrung (Die schleswig-230 

holsteinischen Sicherungsverwahrten werden aufgrund eines Staatsvertrags in Hamburg 

untergebracht, sofern sie nicht in der Sozialtherapie verbleiben). Auch die Sicherheitsabteilung 

des Landes befindet sich hier. Die Anstalt verfügt über die sozialtherapeutische Abteilung des 

Landes für Erwachsene mit 39 Plätzen (Gewalt- und Sexualstraftäter). Zudem ist sie zuständig 

für den Frauenvollzug des gesamten Landes (69 Haftplätze). Jugendliche weibliche Gefangene 235 

werden aufgrund eines Staatsvertrags in Niedersachsen untergebracht. In der JVA Lübeck sind 

insgesamt 311 Bedienstete beschäftigt, 236 davon sind im Allgemeinen Vollzugsdienst und 

Werkdienst tätig. 

 

 240 
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Justizvollzugsanstalt Neumünster 

Die JVA Neumünster verfügt über 460 Haftplätze. Sie ist zuständig für den Vollzug der 

Untersuchungshaft aus dem Landgerichtsbezirk Kiel und für die Vollstreckung von 

Freiheitsstrafen ab 2 Jahren bis zu 5 Jahren im Erstvollzug.  Die JVA Neumünster ist die zentrale 

Ausbildungsanstalt des Landes, daher werden Gefangene der anderen Anstalten zu 245 

Ausbildungszwecken dorthin verlegt. Zudem verfügt die Anstalt über eine psychiatrische 

Tagesklinik, die ebenfalls für Gefangene aller Anstalten zuständig ist. In der Abteilung 

Jugendvollzug (derzeit 55 Haftplätze) werden überwiegend Gefangene untergebracht, die an 

Ausbildungsmaßnahmen teilnehmen (vgl. unten Jugendanstalt Schleswig). In der 

Justizvollzugsanstalt Neumünster sind insgesamt 269 Bedienstete tätig, davon 200 im 250 

Allgemeinen Vollzugsdienst und Werkdienst. 

 

Justizvollzugsanstalt Kiel 

Die JVA Kiel verfügt über 276 Haftplätze und ist zuständig für die Vollstreckung von 

Freiheitsstrafen im Regelvollzug bis zu 4 Jahren, bis unter 24 Monaten im Erstvollzug sowie 255 

Ersatzfreiheitsstrafen. In der Justizvollzugsanstalt Kiel sind 151 Personen beschäftigt. Die größte 

Gruppe stellen die 103 Bediensteten des Allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes. 

 

Justizvollzugsanstalt Flensburg 

Die JVA Flensburg verfügt über 66 Haftplätze. Sie ist zuständig für den Vollzug der 260 

Untersuchungshaft aus dem Landgerichtsbezirk Flensburg. Im Einzelnen stehen 49 Haftplätze 

für den Bereich der Untersuchungshaft und 17 Plätze für den Bereich der Strafhaft zur 

Verfügung. In der Justizvollzugsanstalt Flensburg sind 44 Personen beschäftigt, darunter 37 

Mitarbeitende des Allgemeinen Vollzugsdienstes. 

 265 

Justizvollzugsanstalt Itzehoe 

Die JVA Itzehoe verfügt über 32 Haftplätze (28 Untersuchungshaft, 4 Strafhaft). Sie ist zuständig 

für den Vollzug der Untersuchungshaft aus dem Landgerichtsbezirk Itzehoe. In der 

Justizvollzugsanstalt Itzehoe sind insgesamt 26 Bedienstete beschäftigt. Den wesentlichen 

Anteil stellt der Allgemeine Vollzugsdienst mit 24 Bediensteten. 270 

 

Jugendanstalt Schleswig 

Die JA Schleswig verfügt in der derzeitigen Umbauphase (Stand 27.10.2017) über eine 

reduzierte Zahl von 68 Haftplätzen, darunter 22 Behandlungsplätze der Sozialtherapie. Nach 

Abschluss der Baumaßnahmen wird die Jugendanstalt Schleswig über insgesamt 132 275 

Haftplätze im geschlossenen Bereich - darunter 30 Plätze in der Sozialtherapeutischen 

Abteilung - und 10 Haftplätze im offenen Bereich verfügen. Sie ist zuständig für die 

Vollstreckung von Jugendstrafen bis zum 24. Lebensjahr und Untersuchungshaft bis zum 21. 
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Lebensjahr. In der Jugendanstalt Schleswig sind insgesamt 100 Bedienstete beschäftigt, davon 

sind 79 im Allgemeinen Vollzugsdienst tätig. 280 

 

Jugendarrestanstalt Moltsfelde 

Die Jugendarrestanstalt (JAA) ist keine Haftanstalt und gehört nicht zur Zielgruppe des Projekts, 

sie verfügt über 57 Plätze. In der JAA werden Erziehungsmaßregeln gemäß § 16 

Jugendgerichtsgesetz (JGG) vollzogen; die durchschnittliche Verweildauer der (männlichen und 285 

weiblichen) Arrestierten beträgt 13 Tage. Dennoch wird die Einrichtung hier erwähnt, weil dort 

eine Art „Durchgangsmanagement“ installiert ist – mit Akteuren, die auch für das 

Übergangsmanagement in anderen Anstalten von Bedeutung sind. In der Jugendarrestanstalt 

sind insgesamt 21 Bedienstete beschäftigt. Den wesentlichen Anteil stellt mit 16 Bediensteten 

der Allgemeine Vollzugsdienst, darunter einige Erzieherinnen und Erzieher. 290 

 

2.1.4. Leistungsbeschreibung  

Nach § 2 Abs. 1 LStVollzG SH dient der Vollzug  der Freiheitsstrafe dem Ziel, die weiblichen und 

männlichen Gefangenen zu befähigen, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne 

Straftaten zu führen. Diese Verpflichtung der Vollzugsbehörde zu einer an der 295 

gesellschaftlichen Wiedereingliederung orientierten Gestaltung der Strafhaft wird in § 3 Abs. 2 

LStVollzG bekräftigt. Nach dieser Norm wirkt der Vollzug von Beginn an auf die Eingliederung 

der Gefangenen in das Leben in Freiheit hin. Sämtliche Maßnahmen sind auf einen frühzeitigen 

Entlassungszeitpunkt hin auszurichten. Der Vollzug ermittelt zusammen mit den Gefangenen 

die für die Eingliederung bestehenden Hilfebedarfe, prüft die Leistungsansprüche und 300 

unterstützt die Gefangenen dabei, bei den zuständigen Leistungsträgern eine 

Leistungsgewährung möglichst mit dem Tag der Entlassung zu erreichen.  

Folglich beginnt die Entlassungsvorbereitung bereits am ersten Tag der Inhaftierung. Das 

Diagnoseverfahren (§ 7 LStVollzG) bildet die Grundlage für die Vollzugs- und 

Eingliederungsplanung (§§ 8, 9 LStVollzG). Bei der Erstellung des Vollzugs- und 305 

Eingliederungsplanes ist eine Vielzahl möglicherweise angezeigter Maßnahmen zu 

berücksichtigen, darunter als Nr. 22 „Maßnahmen zur Vorbereitung von Entlassung, 
Eingliederung und Nachsorge“. Gem. § 9 Abs. 3 LStVollzG werden diese Maßnahmen 
spätestens neun Monate vor dem voraussichtlichen Entlassungszeitpunkt, bei kürzeren 

Freiheitsstrafen bereits mit der Erstellung des Vollzugs- und Eingliederungsplanes, 310 

konkretisiert oder ergänzt.  

Durchführung und Auswertung des Diagnoseverfahrens sowie Gestaltung und Fortschreibung 

des Vollzugs- und Eingliederungsplanes obliegen der jeweiligen Vollzugsabteilungsleitung, in 

bestimmten Fällen ist die Vollzugsleitung für grundlegende Entscheidungen verantwortlich.  

Das Diagnoseverfahren erstreckt sich auf die Persönlichkeit, die Lebensverhältnisse, die 315 

Ursachen und Umstände der Straftat sowie alle sonstigen Gesichtspunkte, deren Kenntnis für 

eine zielgerichtete und wirkungsorientierte Vollzugsgestaltung und die Eingliederung der 

Gefangenen nach der Entlassung notwendig erscheint. Hierfür wertet die Abteilungsleitung u.a. 
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die vollstreckungsrechtlichen Unterlagen sowie Vorakten aus, fordert Berichte von der 

Bewährungshilfe/Führungsaufsichtsstelle ein, klärt den ausländerrechtlichen Status und fragt 320 

offene Verfahren ab. Insbesondere aber führt sie diesbezüglich Gespräche mit den 

Gefangenen. Einbezogen in die Diagnostik und Behandlung sind neben Fachdiensten auch die 

Bediensteten des Allgemeinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes, die die Gefangenen im 

Alltag begleiten. Im Vollzugs- und Eingliederungsplan werden dann die maßgeblichen 

Ergebnisse des Diagnoseverfahrens zusammengefasst und die Behandlungsmaßnahmen 325 

festgehalten, die mit den Gefangenen durchgeführt bzw. ihnen angeboten werden sollen. (Auf 

die gesonderte Darstellung des ähnlich strukturierten Vorgehens bei Jugendstrafgefangenen, 

das im Jugendstrafvollzugsgesetz – siehe insbesondere §§ 2, 10, 11, 19, 21 und 22 - geregelt 

ist, wird aus Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet.)  

Folgende Behandlungsangebote werden in den Anstalten vorgehalten. Kursiv geschrieben sind 330 

die Maßnahmen, bei denen grundsätzlich oder in bestimmten Fällen eine Weiterführung nach 
der Entlassung vorzubereiten ist; dabei handelt es sich um eine vorläufige Einschätzung. 
 

 Schulische und berufliche Qualifizierungsmaßnahmen einschließlich Alphabetisierungs- 

und Deutschkurse 335 

 Arbeitstherapeutische Maßnahmen oder Arbeitstraining 

 Arbeit, ggfs. Selbstbeschäftigung oder freies Beschäftigungsverhältnis außerhalb der 

Anstalt 

 Behandlung in einer Sozialtherapeutischen Abteilung 

 Psychotherapeutische Tataufarbeitung für Sexual- und Gewaltstraftäter 340 

 Maßnahmen zum Ausgleich von Tatfolgen, insbesondere Täter-Opfer-Ausgleich 

 Training sozialer Kompetenzen 

 Extremismusprävention/Deradikalisierung 

 Seelsorge verschiedener Konfessionen 

 Maßnahmen zur Förderung von Außenkontakten einschl. Familienunterstützende 345 

Maßnahmen 

 Wiederherstellung physischer Gesundheit 

 Substitution von Drogenabhängigen 

 Beratung von Suchtabhängigen/-gefährdeten einschl. Therapievorbereitung 

 Schuldnerberatung und Schuldenregulierung 350 

 Sportangebote und andere Maßnahmen zur strukturierten Freizeitgestaltung 

 Ausführungen und Vollzugslockerungen 

 Maßnahmen zur Vorbereitung der Entlassung, Eingliederung und Nachsorge im Einzel-

nen (z. B. Sicherung der Habe, Beschaffung von persönlichen Dokumenten/Ausweisen, 

Klärung bezüglich vorgesehener Ausweisung/Abschiebung, Anregung von Auflagen und 355 

Weisungen für die Bewährungs- oder Führungsaufsicht, Erhaltung oder Klärung der 

Unterkunft nach der Entlassung, Erhaltung oder Klärung sozialversicherungsrechtlicher 

Ansprüche).   

 
Daneben wird im Vollzugsalltag, außerhalb definierter Maßnahmen, innerhalb von Gesprächen 360 

der Gefangenen mit den Vollzugsabteilungsleitungen, Stations- oder Werkbediensteten, 
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Vollzugsleitungen oder Anstaltsleitungen, Ärztinnen und Ärzten, Psychologinnen und 
Psychologen, Geistlichen etc. vielfältige Hilfestellungen und Beratungen geleistet. 

Einige der o. g. Maßnahmen – insbesondere Psychotherapeutische Tataufarbeitung, Beratung 

von Suchtabhängigen und Schuldnerberatung – werden im Rahmen von anstaltsspezifischen 365 

Ausschreibungen an externe Träger vergeben und von deren Mitarbeitenden innerhalb der 

Anstalten durchgeführt. 

Angesichts der anderen Natur der Untersuchungshaft spielen die o. g. 

Behandlungsmaßnahmen dort eine untergeordnete Rolle. Allerdings enthält das 

Untersuchungshaftvollzugsgesetz in § 24, Arbeit und Bildung, Vorgaben hinsichtlich eines 370 

Angebots schulischer und beruflicher Maßnahmen für geeignete Untersuchungsgefangene. An 

einigen Stellen des UVollzG finden sich zudem Hinweise auf mögliche Hilfestellungen im Sinne 

von Entlassungsvorbereitung: Beratung der Gefangenen über notwendige Maßnahmen zur 

Aufrechterhaltung ihrer sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche (§ 6 UVollzG), Unterstützung 

bei notwendigen Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehörige, zur Erhaltung des Arbeitsplatzes 375 

und der Wohnung und zur Sicherung der Habe außerhalb der Anstalt (§ 7 UVollzG), 

Entlassungsbeihilfe in Form eines Reisekostenzuschusses, angemessener Kleidung oder einer 

sonstigen Unterstützung (§ 10 UVollzG). 

 

2.1.5 Analyse Kooperationsstrukturen mit unter 2. und 3. benannten anderen 380 

Akteuren  

§ 131 Abs. 2 LStVollzG sieht vor,  dass die Vollzugsbehörden mit den Stellen der Bewährungs- 

und Gerichtshilfe, den Aufsichtsstellen für die Führungsaufsicht, den Sozialleistungsträgern, 

den Agenturen für Arbeit, anderen Hilfeeinrichtungen und den Trägern der sozialen 

Strafrechtspflege eng zusammenarbeiten. Außerdem sollen sie mit Personen und Vereinen, 385 

deren Einfluss die Eingliederung des Gefangenen fördern kann, zusammenarbeiten. Im Bereich 

des Jugendstrafvollzugs folgt das Gebot einer engen Zusammenarbeit mit außervollzuglichen 

Einrichtungen aus § 7 Abs. 2 JStVollzG SH; dort sind weitere, teils jugendspezifische Akteure 

aufgelistet. 

Im Einzelnen gibt es folgende Kooperationen mit den unter Kapitel 2. benannten anderen 390 

Akteuren: 

 

Bewährungshilfe / Führungsaufsicht 

Für die Zusammenarbeit der Anstalten mit der Bewährungshilfe (BwH) bestehen 

Kooperationserlasse, die auch für die Führungsaufsicht gelten. Zwei entsprechende Erlasse 395 

regeln getrennt voneinander die Zusammenarbeit zwischen dem Erwachsenenvollzug (alle 

Justizvollzugsanstalten) und der Bewährungshilfe Schleswig-Holstein bzw. zwischen der 

Jugendanstalt Schleswig/dem Jugendvollzugsbereich der JVA Neumünster und der 

Bewährungshilfe.  
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Es findet eine enge Zusammenarbeit sowohl im Aufnahmeverfahren als auch im Vorfeld der 400 

Entlassung statt. Durch die Installation des Dokumentationssystems SoPart auch im Vollzug 

wird eine bessere Vernetzung ermöglicht. Eine Regelung des Erlasses stellt die Beteiligung der 

BwH bei der Entlassungsvorbereitung auch für den Fall sicher, dass die zukünftig (örtlich) 

zuständige Person der BwH noch nicht feststeht. Die BwH wird frühzeitig in die vollzuglichen 

Planungen einbezogen und erhält Gelegenheit zur Teilnahme an den 405 

Vollzugsplankonferenzen. 

Das Kieler Sicherheitskonzept Sexualstraftäter (KSKS) dient der Prävention weiterer Straftaten 

seitens entsprechender Täter. Die zu diesem Zweck erfolgende Zusammenarbeit zwischen 

Vollstreckungsbehörde, Polizei, Führungsaufsichtsstelle, Vollzugsanstalten, Bewährungshilfe 

und etwaigen weiteren Akteuren ist in einem gemeinsamen Runderlass von Justizministerium, 410 

Innenministerium und Sozialministerium geregelt. 

 

Jugendgerichtshilfe 

Im Jugendvollzug tritt zur BwH als weiterer Akteur die Jugendgerichtshilfe hinzu, die zu den in 

§ 7 JStVollzG explizit genannten Einrichtungen gehört. Gemäß § 38 und § 72a JGG ist sie 415 

während des gesamten Verfahrens für die Betreuung der jungen straffälligen Gefangenen 

zuständig; von daher werden die beabsichtigten Maßnahmen im engen Dialog mit ihr geplant. 

Da es sich um eine kommunale Aufgabe handelt, kommen Erlasse zur Regelung der 

Zusammenarbeit nicht in Betracht, vielmehr wären Kooperationsvereinbarungen das Mittel der 

Wahl. 420 

 

Forensische Ambulanzen 

Die Einbindung der Forensischen Ambulanzen in die Nachsorge erfolgt auf Basis der „Richtlinie 
zur Förderung von Maßnahmen der Freien Straffälligenhilfe und von Maßnahmen des 

Opferschutzes 2016-2018“ des Justizministeriums, die zum 1. Januar 2016 in Kraft getreten ist. 425 

Drei Organisationen haben die Anerkennung als Forensische Ambulanzen und 

Förderbescheide erhalten und werden an unterschiedlichen Standorten tätig: pro familia 

Schleswig-Holstein (Kiel, Lübeck und Flensburg), ZIP (Kiel) und Wendepunkt e.V. (Elmshorn für 

Hamburger Umland). Zielgruppe der angebotenen therapeutischen Maßnahmen sind  Sexual- 

und Gewaltstraftäter – auch nach Entlassung aus der Sicherungsverwahrung.  430 

 

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

Bei der beruflichen (Wieder)Eingliederung können Gefangene und Haftentlassene durch 

arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitungen von im Vollzug tätigen Bildungsträgern 

unterstützt werden. Deren Tätigkeit unterstützt die Entlassungsvorbereitungen des Vollzugs, 435 

wenn der Vollzug dies für angezeigt erachtet und die Betroffenen dies wollen. Voraussetzung 

ist eine absehbare Verfügbarkeit auf dem Arbeitsmarkt nach der Haft. Sofern eine nahtlose 

(Wieder)Eingliederung in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt nicht möglich ist, unterstützen 

die arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitungen den Zugang zu den sozialen 
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Sicherungssystemen des SGB II bzw. III. Das Angebot der Bildungsträger erfolgt auf der Basis 440 

von Förderrichtlinien (Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur Eingliederung von 

Gefangenen durch Arbeit und Qualifizierung bzw. Landesprogramm Arbeit). Aktuell regeln 

zwei verschiedene Förderrichtlinien die Ausgestaltung dieser Maßnahme, zum einen in den 

Anstalten Lübeck, Neumünster und Kiel (Träger TÜV NORD Bildung), zum anderen in der 

Jugendanstalt Schleswig (Träger BBZ Schleswig).  445 

Näher betrachtet wird die Maßnahme unter Kapitel 2.5. sowie im Rahmen der Arbeitsgruppe 

„Arbeitsmarktintegration“. 

 

Integrierte Beratungsstellen 

Die Integrierten Beratungsstellen  werden durch das Sozialministerium für die Arbeit mit 450 

Straffälligen gefördert. Fachlich und inhaltlich stimmen sie sich untereinander sowie im Dialog 

mit dem Schleswig-Holsteinischen Verband für soziale Strafrechtspflege, Straffälligen- und 

Opferhilfe e.V. ab. Die Zusammenarbeit mit dem Vollzug ist formal nicht weiter geregelt, 

sondern bewegt sich auf der Ebene von Einzelabsprachen. Je nach Träger werden 

unterschiedliche Aufgaben wahrgenommen, wobei die Beratung für Wohnungslose/-suchende 455 

im Vordergrund steht. 

 

Kooperationen mit weiteren Partnerinstitutionen zu den unter 3. benannten Hilfebedarfen: 

Zu .3.2. Arbeit und Beschäftigung und 3.3. Sicherung von Sozialleistungen 

Jobcenter / Agentur für Arbeit 460 

Die Zuständigkeit des Vollzugs  endet grundsätzlich mit der Haftentlassung. Die Zuständigkeit 

der Agenturen für Arbeit ergibt sich aus § 15 SGB III. Demnach sind Agenturen für Arbeit neben 

den Jobcentern auch für zukünftige Arbeits- und Ausbildungssuchende zuständig. Eine 

darüber hinaus gehende Zuständigkeit der Träger des SGB III ist im Vollzug nicht gegeben. Im 

Hinblick auf die große Anzahl derjenigen, die nach der Haftentlassung dem Rechtskreis des 465 

SGB III zugehörig sind, gibt es bei feststehendem Entlassungstermin die Möglichkeit, eine 

Beratung in der Arbeitsagentur vorzunehmen. Zudem erfolgt auf der Basis einer 

Eckpunktevereinbarung aus dem Jahr 2010 in Kiel, Lübeck und Neumünster eine Beratung 

durch die örtlichen Jobcenter im Vollzug, die teilweise auch zukünftige ALG I Empfangende 

beraten können. Das Thema insgesamt wird in der Arbeitsgruppe „Arbeitsmarktintegration“ 470 

vertieft betrachtet.  

 

Zu 3.4. Substanzmissbrauch 

Deutsche Rentenversicherung 

Eine beträchtliche Zahl von Gefangenen ist in einem Ausmaß suchtabhängig, das eine 475 

stationäre Entwöhnungsbehandlung erforderlich erscheinen lässt. Wenn Gefangene  ihre Tat 

aufgrund einer Betäubungsmittelabhängigkeit begangen haben, besteht gem. § 35 BtmG die 
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Möglichkeit, die Vollstreckung der Strafe oder des Strafrestes zum Zweck einer solchen 

Behandlung zurückzustellen. In den meisten Fällen ist die Rentenversicherung der zuständige 

Kostenträger für Leistungen zur medizinischen Rehabilitation bei Abhängigkeitserkrankungen. 480 

Um die Vermittlung von Gefangenen in Entwöhnungsbehandlungen im Anschluss an die 

Haftzeit zu erleichtern, wurde mit Datum vom 04.03.2015 zwischen allen 

Landesjustizverwaltungen und der Deutschen Rentenversicherung eine 

Kooperationsvereinbarung geschlossen. In dieser wird im Einzelnen festgelegt, wie eine 

Entwöhnungsbehandlung innerhalb der Anstalt vorzubereiten ist. Im Gegenzug verpflichtet 485 

sich die Rentenversicherung zu bestimmten Verfahrensweisen und Bearbeitungsfristen.  

 

Weitere Anmerkungen und Hinweise auf Doppelungen und/oder Probleme 

An dieser Stelle sei zunächst auf folgendes bei der gemeinsamen Begleitung von Einzelfällen 

durch den Justizvollzug und Kooperationspartner dauerhaft bestehende Problem hingewiesen: 490 

Häufig machen Gefangene diesen Stellen gegenüber - strategisch bedingt – unterschiedliche 

Angaben. So behaupten sie beispielsweise im Gespräch mit der Vollzugsabteilungsleitung, 

über eine sichere Unterkunft nach der Entlassung bei der Verlobten zu verfügen, um ihre 

Chancen auf Lockerungen und eine vorzeitige Entlassung zu erhöhen. Bei der 

Wohnungsberatungsstelle hingegen erklären Sie, wohnungslos zu sein und dringend Hilfe bei 495 

der Wohnungssuche zu benötigen. Andere betonen wahrheitswidrig ihre Bereitschaft, nach der 

Entlassung jede verfügbare Arbeit anzunehmen, um in den Genuss der 

arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung zu kommen, weil sie hoffen, dergestalt 

schneller Lockerungen zu erhalten. Disziplinarische Verfehlungen, die zu einer veränderten 

Entlassungs- bzw. Lockerungsplanung seitens der Anstalt geführt haben, werden von 500 

Gefangenen gegenüber Externen oft verschwiegen oder völlig anders dargestellt.  

Dieses Problem führt naturgemäß zu Reibungsverlusten; der zur Aufklärung der divergierenden 

Angaben erforderliche Zeitaufwand verringert die für die eigentlichen Zwecke der Kooperation 

zur Verfügung stehenden Ressourcen. 

Eine Abfrage des Justizministeriums in den Schleswig-Holsteinischen Justizvollzugsanstalten 505 

förderte ferner die folgenden Problemanzeigen im Übergangsmanagement zu Tage:  

 

Ausländische Gesetze/ Internationale Zusammenarbeit 

 Ausländische Gefangene können in Einzelfällen weder neue Ausweise ihres 
Heimatlandes bekommen, noch diese verlängern. Dadurch verringern sich die 510 

Chancen für die Gefangenen, einen Arbeitsplatz im freien 
Beschäftigungsverhältnis zu bekommen.  

 

Gesetze auf Bundes- oder Landesebene 

 Die Sicherstellung einer Fortführung gesetzlicher Betreuungen während der 515 

Inhaftierung gestaltet sich problematisch. Negativbeispiel: In einem Fall wurde die 
gesetzliche Betreuung anlässlich der Inhaftierung beendet. Dem Gefangenen 
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wurde der komplette Betreuungsordner übersandt. Die Vollzugsabteilungsleitung 
versucht nun mühsam und mit externer Unterstützung, wieder eine Betreuung 
einzurichten. 520 

 

Fehlende Einrichtungen 

 Übergangseinrichtungen mit Einzelzimmern oder Einzelwohnungen für die 
Entlassenen sowie mit ausreichender Betreuung und mit Vorfinanzierung sind 
nicht flächendeckend vorhanden. 525 

 
 Übergangseinrichtungen, in denen Gefangene vor ihrer Entlassung zur 

strukturierten Heranführung an die Freiheit und für die Übung der 
Verantwortungsübernahme eines selbstbestimmten Lebens untergebracht werden 
können fehlen bislang (vgl. § 9 Abs. 3 Nr.1 Alt.2 und § 59 Abs. 3 LStVollzG)  530 

 
 Eine landesweite Übersicht über vorhandene Übergangseinrichtungen - mit freien 

Kapazitäten – existiert nicht 
 

 Aufgrund der rechnerisch ermittelten durchschnittlichen 26% aller entlassenen 535 

Gefangenen, die in die „offene und versteckte Wohnungslosigkeit“ entlassen 
werden, muss ein mangelhaftes Unterkunftsangebot für Haftentlassene 
festgestellt werden. 
 

 Auch Entlassungen in soziale Brennpunkte gefährden die Resozialisierung. 540 

 
 Familienähnliche Formen des Jugendvollzugs wären resozialisierungsförderlich, sie 

fehlen in Schleswig-Holstein 

 

Landesinterne Vereinbarungen 545 

 Die relativ weichen Formulierungen in Kooperationsvereinbarungen schaffen in der 
Praxis regelmäßig keine verbindlichen Strukturen. Die tatsächliche 
Kooperationsbereitschaft hängt oft vom Willen und Bemühen einzelner Personen 
ab.  

 550 

 Die Beratung inhaftierter Jugendlicher und Heranwachsender während der Haft 
durch Jobcenter und Agenturen für Arbeit hat, genau wie eine unmittelbare 
Unterbringung von Entlassenen in Maßnahmen, eine hohe Bedeutung für die 
Resozialisierung. Die Praxis in den Vollzugsanstalten Schleswig-Holsteins ist noch 
uneinheitlich. 555 

 

Zusammenarbeit mit externen Einrichtungen 

 Die Sachbearbeitung einzelner Sozialämter zur Bereitstellung von Hilfen für Menschen 
mit besonderen sozialen Schwierigkeiten sowie zur Gewährung von 
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen ist verbesserungswürdig. 560 
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 Taschengeldanträge für Untersuchungsgefangene werden von den Ämtern teils 
zeitverzögert bearbeitet und nicht nach einem einheitlichen Satz abgerechnet. 
 

 Eine Integrationsbegleitung – auch für Untersuchungsgefangene -in der JVA 565 

Flensburg fehlt. 
 

 Die Einbindung der Integrationsbegleitungen (IB) in den Jugendvollzug NMS und die 
Intensität der Betreuung Jugendlicher nach der Entlassung durch die 
Integrationsbegleitung ist quantitativ verbesserungswürdig.  570 

 

 Die Bereitschaft der Jugendhilfe, Maßnahmen auch über das 18. Lebensjahr hinaus zu 
finanzieren ist teilweise nicht vorhanden. Eine frühzeitige Einbindung der Jugendhilfe 
spätestens bei Strafhaftantritt findet nicht immer statt. 
 575 

 Kooperationen mit Jugendberufsagenturen fehlen (außer JAA Moltsfelde). 
 

 Die Kommunikation mit den Ausländerbehörden ist teilweise schwierig bis unmöglich. 
Schriftliche Anfragen werden, wenn überhaupt, erst nach Monaten beantwortet. 
Telefonischer Kontakt ist nicht möglich. Die Situation ist misslich, da der 580 

Aufenthaltsstatus Einfluss auf die vollzugliche Planung haben kann. 
 

 Zentrale Beratungsstellen für wohnungslose Menschen haben nicht immer die 
Möglichkeit, Reservierungen in Übernachtungs- und Wohnungsloseneinrichtungen zu 
veranlassen. 585 

 

Arbeitshilfen 

 Es fehlen aktuelle Übersichten über Einrichtungen (ambulant, teilstationär, 
vollstationär) im Land, die unkompliziert Straffällige aufnehmen bzw. betreuen, 
auch psychiatrische Einrichtungen, Einrichtungen für Menschen mit 590 

Behinderungen, Suchthilfeeinrichtungen.  

 
Sicherstellung einer Nachbetreuung 

 Nachbetreuungen durch Vollzugsbedienstete finden i.d.R. nicht statt. Gute 
Beziehungen insbesondere zwischen Jugendlichen und Betreuungsbeamten oder 595 

anderen Bediensteten sollten im Interesse einer gelingenden Resozialisierung bei 
Haftende nicht abrupt abbrechen. 

 
Hilfen für Angehörige 

 600 

 Eine Einbeziehung von Eltern von inhaftierten Menschen durch Erziehungskurse, 
Selbsthilfegruppen, Elternsprechstunden, Unterstützungsangebote nach 
Haftentlassung oder ähnlichen fehlt weitgehend. 
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 Hilfen für junge Väter wie Elternkurse, Betreuungsangebote, Einbeziehung der 605 

Partnerinnen, sofern es sich um eine feste Bindung handelt, sind nicht in 
ausreichendem Maße vorhanden. 

 

Entwöhnungstherapien 

 Die Rahmenbedingungen für Entlassungen in Therapieeinrichtungen sind 610 

verbesserungswürdig. Nach wie vor ist die Entlassung in Therapie auch schwierig 
unter den Bedingungen eines Aufnahmetermins am Vormittag mit vorheriger 
Bewerkstelligung der Meldung beim Jobcenter und der Anmeldung bei der 
Krankenversicherung, da beide nicht vor der tatsächlichen Entlassung aktiv 
werden. 615 

 
 Vor der Absolvierung von stationären Suchttherapien sind in der Regel einige 

Behördengänge zu erledigen. Suchtkranke Gefangene können vor Antritt der 
Suchttherapie oftmals keine Vollzugslockerungen erhalten. Eine externe 
Unterstützung, die notwendige Behördengänge (auch zur Krankenkasse) erledigen 620 

kann, ohne dass die Gefangenen persönlich vor Ort erscheinen müssen, ist i.d.R. 
nicht vorhanden. 

 
 Sowohl für Drogenabhängige, die in eine Therapieeinrichtung entlassen werden 

wollen, als auch für solche, die ohne Therapie extern substituiert werden wollen, 625 

ist eine bestehende Krankenversicherung essentiell. Problematisch ist dabei, dass 
gem. § 7 Abs. 4 SGB II alle Inhaftierten aus dem Leistungssystem des SGB II 
ausgeschlossen sind, Anträge erst nach der Entlassung beschieden werden und 
manche Therapieeinrichtungen eine Person ohne fertigen Leistungsbescheid nicht 
aufnehmen oder einen Nachweis der Beantragung verlangen. Problematisch sind 630 

auch die Fälle, in denen die Rentenversicherung die Kosten der Therapie 
übernimmt, die Gefangenen aber vor der Aufnahme eine Entgiftung 
(kassenärztliche Leistung) benötigen.  

 
 Erschwerend kommt hinzu, dass sich die Zuständigkeit des Jobcenters nach dem 635 

gewöhnlichen Aufenthaltsort vor der Inhaftierung richtet und in manchen Fällen 

eine erhebliche räumliche Distanz zwischen dem zuständigen Jobcenter und dem 

Ort der Therapieeinrichtung besteht. Hier wäre eine Bescheidung oder zumindest 

Prüfung vor der Entlassung durch das Jobcenter gut. Ohne eine möglichst 

zeitnahe Anbindung an eine Therapieeinrichtung besteht die große Gefahr, dass 640 

diese Gefangenen nicht mehr aufgefangen werden können. In diesem Fall besteht 

dann auch die große Gefahr, dass ein Überbrückungsgeld von teilweise mehreren 

Hundert Euro sofort zur Beschaffung von Suchtmitteln eingesetzt wird.  
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2.2. Bewährungshilfe 645 

2.2.1. Rechtsgrundlagen / Finanzierung  

Die Bewährungshilfe des Landes Schleswig-Holstein nimmt die gesetzlich festgelegten 

Aufgaben der Bewährungshilfe wahr. Gesetzliche Grundlagen sind die bundesgesetzlichen 

Regelungen im StGB, im JGG und BtMG sowie die Gnadenordnung.  

Des Weiteren regelt die Tätigkeit der Bewährungshilfe auf Landesebene das Bewährungs- und 650 

Gerichtshilfegesetz samt Organisationserlass sowie das Landesstrafvollzugsgesetz und 

Kooperationserlasse mit den Justizvollzugsanstalten und der Jugendanstalt. 

In Vorbereitung sind weitere Kooperationserlasse u. a. für den Umgang mit Menschen, die aus 

der Sicherungsverwahrung entlassen werden. 

Die Finanzierung der Bewährungshilfe erfolgt durch das Land Schleswig-Holstein. 655 

 

Anlage(n): 

Auszug StGB, JGG, BtMG, Gnadenordnung 

Landesstrafvollzugsgesetz Schleswig-Holstein 

Bewährungs- und Gerichtshilfegesetz 660 

Kooperationserlasse 

Kieler Sicherheitskonzept Sexualstraftäter (KSKS) 

Anordnung über die Organisation der Bewährungshilfe und Gerichtshilfe (OrgBG) 

Qualitätsstandards der Bewährungshilfe des Landes Schleswig-Holstein 

„Kommunikationsstandards“ Bewährungshilfe/Forensische Ambulanzen (Protokoll zum 665 

Arbeitstreffen der Forensischen Ambulanz, der Bewährungshilfe/FA-Stelle des LG-Bezirks Kiel 

vom 26.05.2016 und Protokoll- Leitfaden für Fallbesprechungen zwischen Bewährungshilfe und 

Forensischer Ambulanz) 

 

2.2.2. Listung Organisationen / Adressen 670 

Bewährungshilfe bei dem Landgericht Flensburg 

Bahnhofstr. 1  Heinrichstr. 19  Schwarzer Weg 16 

25821 Bredstedt 24937 Flensburg 24837 Schleswig 

 

Außensprechstunden:  675 

Gemeindehaus/BBZ, Süderstr. 4, 25917 Leck 

Amtsgericht Niebüll, Sylter Bogen 1a, 25899 Niebüll 

Amtsgericht Husum, Theodor-Storm-Str. 5, 25813 Husum 

Haus am ZOB, Prinzenstr. 42a, 24376 Kappeln 
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Königstr. 5, 24392 Süderbrarup 680 

 

Bewährungshilfe bei dem Landgericht Kiel 

Boninstr. 23  Boostedter Str. 32 Friedrichsgaber Weg 138 Kieler Str. 21a 

24114 Kiel  24534 Neumünster 22846 Norderstedt  24768 Rendsburg 

 685 

Außensprechstunden: 

Amtsgericht Bad Segeberg, Am Kalkberg 18, 23795 Bad Segeberg 

Amtsgericht Plön, Lütjenburger Str. 48, 24306 Plön 

Bürgerbegegnungsstätte Eckernförde, Rathausmarkt 3, 24340 Eckernförder 

 690 

Bewährungshilfe bei dem Landgericht Itzehoe 

Theodor-Heuss-Platz 3 Beselerstr. 10  Bütjestr. 1b  Moltkestr. 2 

25524 Itzehoe   25335 Elmshorn 25704 Meldorf 25421 Pinneberg 

 

Außensprechstunden: 695 

Friedrich-Eggers-Str. 75, 22880 Wedel 

Gemeindehaus, Markt 26a, 25746 Heide 

 

Bewährungshilfe bei dem Landgericht Lübeck 

Marlistraße 112 An der Reitbahn 3 Möllner Str. 20  Jungfernstieg 3 700 

23566 Lübeck  22926 Ahrensburg 21493 Schwarzenbek  23701 Eutin 

 

Außensprechstunden: 

Gutshaus Glinde, Möllner Landstr. 54, 21509 Glinde 

Bürgerhaus, Mühlenstr. 22, 23843 Bad Oldesloe 705 

Rosenstr. 2a, 23730 Neustadt 

AMEOS-Klinik, Wiesenhof 17, 23730 Neustadt 

Amtsgericht Oldenburg in Holstein, Göhler Str. 90, 23758 Oldenburg in Holstein 

Lauenburger Schloss, Amtsplatz 6, 21481 Lauenburg/Elbe 

Rathaus Geesthacht, Markt 15, 21502 Geesthacht 710 

Amtsgericht Ratzeburg, Herrenstraße 11, 23909 Ratzeburg 

Amtsgericht Eutin, Jungfernstieg 3, 23701 Eutin 
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2.2.3. Fallzahlen / Personalausstattung 

Die Bewährungshilfe mit landesweit 74 Bewährungshelferinnen und Bewährungshelfern 715 

(zusammen 65,53 Vollzeitstellen) betreute am Stichtag 30.06.2017 4.214 Probanden. Sie ist 

dezentral bei den Landgerichten organisiert. Sie verfügt über insgesamt 18 feste Büros mit 

regelmäßigen Öffnungszeiten. Des Weiteren werden an derzeit 16 weiteren Standorten 

regelmäßige Außensprechstunden angeboten. 

Die dezentrale Ausrichtung ermöglicht beste Netzwerkbedingungen vor Ort. 720 

 

2.2.4. Leistungsbeschreibung 

Die Bewährungshilfe steht verurteilten Personen „… helfend und betreuend zur Seite. Sie oder 
er [die Bewährungshelferin/der Bewährungshelfer, Anm. d. Verfassers] überwacht im 

Einvernehmen mit dem Gericht die Erfüllung der Auflagen und Weisungen sowie der 725 

Anerbieten und Zusagen und berichtet über die Lebensführung der verurteilten Person in 

Zeitabständen, die das Gericht bestimmt“ (§ 56d Abs. 3 StGB). 

Die Tätigkeit der Bewährungshilfe orientiert sich am Einzelfall. Die Qualitätsstandards der 

Bewährungshilfe des Landes, veröffentlicht im Oktober 2013, dienen als einheitliche 

Arbeitsgrundlage. Demnach ist das Ziel der Bewährungshilfe: 730 

… die Verhinderung von neuen Straftaten durch Resozialisierung von straffällig gewordenen Menschen. 
Die Maßnahmen der Bewährungshilfe sollen die Probanden befähigen, ein Leben ohne Straftaten zu führen 

und den durch die Tat verursachten Schaden wiedergutzumachen sowie dazu beitragen, Haft zu vermeiden 

oder zu verkürzen. Dabei soll das eigenverantwortliche Handeln der Probanden gefördert, ihre 

persönlichen Lebenslagen verbessert und stabilisiert werden. Das sozialarbeiterische Handeln soll bei den 735 

Probanden soziale Lernprozesse fördern sowie soziale Handlungskompetenz stärken. (Qualitätsstandards 

der Bewährungshilfe des Landes Schleswig-Holstein 2013)  

Grundlage der Bewährungshilfe ist im Regelfall der richterliche Beschluss. Es kann aber auch 

andere Ausgangslagen für die Tätigkeit der Bewährungshilfe geben. Zahlenmäßig besonders 

ins Gewicht fallen hier die Kooperationserlasse mit den Justizvollzugsanstalten, die eine 740 

Tätigkeit der Bewährungshilfe vor der Haftentlassung im Rahmen eines 

Übergangsmanagements aber auch nach der Haftentlassung im Sinne einer Beratung für die 

weitere Vollzugsplanung möglich machen. 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Bewährungshilfe das Management eines Falles 

obliegt, wenn sich die Probanden  nicht in Haft oder im Maßregelvollzug befinden. 745 

Die Inhalte der Fallsteuerung werden stets mit dem bewährungsaufsichtsführenden Gericht 

eng abgestimmt, welches durch den Bewährungsbeschluss auch die Eckpunkte der Fallarbeit 

setzt. 

Sind Probanden inhaftiert oder untergebracht, obliegt das Case Management der Haftanstalt 

oder dem Maßregelvollzug. Die Bewährungshilfe ist dann im Rahmen der Kooperationserlasse 750 

beratend tätig. 
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2.2.5 Analyse Kooperationsstrukturen mit unter 2. und 3. benannten anderen 

Akteuren 

Vorweg sollen einige allgemeine Anmerkungen zu den im unteren Verlauf konkreter 755 

dargestellten Aspekten gemacht werden: 

Wenig überraschend sind die wahrgenommenen und gravierenden Unterschiede zwischen der 

Versorgung in städtischen Gebieten und im ländlichen Raum. Für eine Vielzahl von Probanden 

werden Fahrtzeiten und dadurch versursachte Kosten als ein unüberwindbares Hindernis 

wahrgenommen. 760 

Nicht überraschend ist darüber hinaus auch die Erkenntnis, dass landesweit und 

flächendeckend die mangelnde Wohnraumversorgung ein großes bzw. das größte Problemfeld 

darstellt. Alleine die Tatsache, dass nicht genügend Wohnungsangebote im bezahlbaren 

Preissegment vorhanden sind, ist sicherlich ein unhaltbarer Zustand. Erschwert und verschärft 

wird diese Problematik durch die multifaktoriellen „Vermittlungshemmnisse“ (Mietschulden, 765 

Schufa-Eintrag etc.), von denen eine Vielzahl der Probanden betroffen ist. 

Zusammenfassend kann aber festgestellt werden, dass Angebote für Probanden 

flächendeckend vorhanden sind. Auf eine Unterscheidung zwischen den Trägern/Anbietern 

(Behörden; Kirchen; Vereine etc.) soll sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht an 

dieser Stelle verzichtet werden. 770 

Aus Sicht der Mitarbeitenden der Bewährungshilfe sollten nachstehende Aspekte 

berücksichtigt werden: 

Eine zielorientierte Kooperation setzt Erreichbarkeit und Absprachemöglichkeiten voraus. Da 

die Kooperationspartner in den Justizvollzugsanstalten nicht analog zur Bewährungshilfe feste 

Sprechzeiten anbieten können, wären eine aktive Besprechung der Anrufbeantworter und die 775 

Nutzung der Office Abwesenheitsassistenten wünschenswert. 

In der Zusammenarbeit mit Probanden ist es ein großes Hindernis, dass die Ausweispapiere 

der Inhaftierten gelegentlich nicht vorhanden oder nicht mehr gültig sind. Bürgerämter der 

Kommunen stellen vermehrt den Publikumsverkehr ohne Anmeldung ein, so dass über 

elektronische oder telefonische Anmeldeverfahren lange Wartezeiten zu beobachten sind, die 780 

u. U. verhindern, dass Haftentlassene ihre Ansprüche gegenüber der Bundesagentur für Arbeit 

oder dem Jobcenter geltend machen können. Die Wartezeiten auf einen Termin bei 

Bürgerämtern sind häufig unangemessen lang. 

Als problematisch wird ebenfalls gesehen, dass analog zu der Beantragung der Ausweispapiere 

keine generelle Abmeldung bei den Krankenkassen erfolgt. Als Folge hieraus stauen sich 785 

Beitragsrückstände auf (u. U. dadurch Erhöhung der Schulden) und ggf. die Verweigerung der 

Wiederaufnahme in der jeweiligen Krankenkasse. Auch das wirkt sich auf die weitere 

Zusammenarbeit aus bzw. bindet Ressourcen im weiteren Betreuungsprozess.  

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass einige Inhaftierte (auch mit längeren 

Haftstrafen) ohne zielgerichtete Entlassungsvorbereitung entlassen werden. Diese setzt im 790 
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Regelfall die Gewährung von Lockerungen, insbesondere Ausführungen und Ausgänge, voraus. 

Die Probleme werden somit in die Zeit nach der Haftentlassung verlagert.  Die o. g. 

Lockerungsmaßnahmen dürfen ebenfalls nicht am Personalmangel innerhalb der JVA 

scheitern. Eine dieser Lockerungsmaßnahmen ist der offene Vollzug, der häufiger angewandt 

werden sollte. 795 

Die Initiierung eines Kooperationsfalles obliegt der JVA. Fälle, die nicht rechtzeitig der 

Bewährungshilfe angezeigt wurden, sollten analysiert werden, damit eine Fehlerbehebung 

möglich ist. Dies betrifft auch Fälle, wo Führungsaufsicht angeordnet wird. In der Praxis wird 

dies nicht regelmäßig umgesetzt. Die Benennung des Kooperationsfalles muss zeitnaher 

erfolgen, damit schnellstmöglich persönlicher Kontakt (entscheidend für spätere 800 

Beziehungsarbeit) zu den Inhaftierten hergestellt werden kann. Dies auch deshalb, um die 

Gesamtsituation bzw. den örtlichen Verbleib einzuschätzen, falls eine Übergabe an eine andere 

Dienststelle erfolgen muss.  

Vor dem Erstellen eines Vollzugsplanes und der Benachrichtigung an die Kooperationspartner 

sollte die zuständigen Abteilungsleitungen daher auch möglichst ein persönliches Gespräch 805 

mit den Inhaftierten geführt haben. Inhaftierte aus dem Regelvollzug berichten gelegentlich, 

dass Gespräche mit der Abteilungsleitung vor Vollzugsplanung nicht stattgefunden haben. 

Die Wartezeiten für Entlassene, die als Sexual- oder Gewaltstraftäter intramural behandelt 

wurden und die die Empfehlung haben, nach der Haftentlassung weiter mit einer forensischen 

Ambulanz zusammen zu arbeiten, sind unbefriedigend. Längere Therapieunterbrechungen 810 

schaden sicherlich einer gelingenden Integration/Resozialisierung. 

Gemäß Anforderungen des MJKE an die forensischen Ambulanzen aus dem Erlass II 241/4263-

214 SH - 2 SH vom 01.07.2016 sollen die forensischen Ambulanzen straffällig gewordenen 

Menschen zur Verfügung stehen, die nach § 56 oder 57 unter Bewährungsaufsicht stehen und 

eine Therapieanweisung haben. Nicht alle forensischen Ambulanzen sind jedoch verpflichtet, 815 

mit Gewaltstraftätern zu arbeiten. Dies ist kein zufriedenstellender Zustand. Es wird für SH kein 

flächendeckendes Angebot vorgehalten (z. B. Versorgungslücke forensische Ambulanz 

Elmshorn), sondern bislang ggf. auf eine Fahrtkostenübernahme zu weiter entfernt liegenden 

Ambulanzstandorten verwiesen. 

Die forensischen Ambulanzen behalten sich vor, die Zusammenarbeit mit Personen 820 

einzustellen, die Gewalt angedroht haben bzw. verbal aggressiv geworden sind. Da die 

Androhung von Gewalt zum Tagesgeschäft im Umgang mit straffälligen Menschen gehört, 

entfallen somit häufig in besonders schwierigen Fällen die forensischen Ambulanzen als 

Kooperationspartner. Dieser Umstand bleibt schwierig. Gleichermaßen führt das derzeitige 

Arbeitssetting der Sozialarbeit von forensischen Ambulanzen zu einer möglichen 825 

Doppelbetreuung von Gewaltstraftätern, die in Einzelfällen schwierig sein kann.  

Es soll abschließend darauf hingewiesen werden, dass analog zu den im oberen Abschnitt 

beschriebenen regional unterschiedlich wahrgenommenen Versorgungsangeboten auch bei 

den genannten Problemanzeigen regional große Unterschiede wahrgenommen werden. 

 830 
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2.3. Forensische Ambulanzen 

2.3.1. Rechtsgrundlagen / Finanzierung 

In Schleswig Holstein sind die forensischen Ambulanzen durch die drei folgenden Institutionen 

vertreten: 

 Institut für Sexualmedizin und Forensische Psychiatrie und Psychotherapie (ISFP) am 835 

ZIP, Campus Kiel 

 Forensische Ambulanz pro Familia Schleswig-Holstein 

 Forensische Ambulanz - Wendepunkt e.V. 

Die forensischen Ambulanzen werden entsprechend der „Richtlinie zur Förderung von 
Maßnahmen der Freien Straffälligenhilfe und von Maßnahmen des Opferschutzes 2016 – 2018“ 840 

gefördert. Sie sind für die psychiatrische, psychotherapeutische und sozialtherapeutische 

Nachsorge von weiblichen und männlichen Entlassenen aus freiheitsentziehenden Maßregeln 

und aus dem Strafvollzug zuständig. Dies betrifft sowohl Personen mit einer 

Vorstellungsweisung (§ 68b Abs. 1(11)), als auch Personen mit einer Therapieweisung (§ 68b 

Abs. 2, Satz 2 StGB). Laut Erlass des Justizministeriums vom 1. Juli 2016 steht das 845 

Behandlungsangebot der Forensischen Ambulanzen auch solchen Straffälligen zur Verfügung, 

die nach §§ 56 oder 57 StGB unter Bewährungsaufsicht stehen und eine Therapieweisung nach 

§ 56c StGB zu erfüllen haben und darüber hinaus auch Selbstmelderinnen bzw. Selbstmeldern, 

die sich für gefährdet halten, aber sich nicht in einem einschlägigen Strafverfahren befinden. 

Da die Anzahl der Fälle von weiblichen Klientinnen sehr gering ist, wird im nachfolgenden 850 

Abschnitt nur die männliche Personenbezeichnung gewählt, nichtsdestoweniger beziehen sich 

die Angebote und die nachfolgenden Angaben auf Angehörige beider Geschlechter. 

 

Anlage(n):  

Fachliche Mindeststandards des Ministeriums für Justiz, Kultur und Europa des Landes 855 

Schleswig-Holstein „Forensische Ambulanzen in Schleswig-Holstein“ 

 

2.3.2. Listung Organisationen / Adressen 

Forensische Ambulanz des Instituts für Sexualmedizin und Forensische Psychiatrie und 

Psychotherapie 860 

Niemannsweg 147 

24105 Kiel 

 

Forensische Ambulanz - Pro familia Schleswig-Holstein 

Standort Flensburg: pro familia Fachambulanz Gewalt Flensburg 865 

 Marienstr. 29-31 

 24937 Flensburg 
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Standort Kiel:       Beratungsstelle im Packhaus 

      Beselerallee 69a 

      24105 Kiel 870 

Standort Lübeck: pro familia Fachambulanz Gewalt Lübeck 

 Koberg 18 

23552 Lübeck 

 

Forensische Ambulanz - Wendepunkt e.V. 875 

Gärtnerstr. 10-14 

25335 Elmshorn 

 

2.3.3. Fallzahlen / Personalausstattung 
 880 

Institut für Sexualmedizin und Forensische Psychiatrie und Psychotherapie 

Mit allen Angeboten im Rahmen der Täterarbeit liegt das Fallaufkommen des Instituts für 

Sexualmedizin und Forensische Psychiatrie und Psychotherapie jährlich bei ca. 600 Patienten 

(Stand 2016: 618 Personen, davon 297 in der ambulanten Versorgung und 321 in den JVA‘en). 
Das MJEVG SH unterstützt die Forensische Ambulanz des ISFP mit folgenden Stellenanteilen in 885 

der ambulanten Arbeit: 

 

 ca. 0,55 VK Ärzte 

 ca. 0,60 VK Psychologen 

 ca. 0,38 VK Sozialpädagogen 890 

 

Zudem wird die intramurale Täterarbeit monatlich in der JVA Kiel mit 77 Fachleistungsstunden 

und in der JVA Neumünster mit 435 Fachleistungsstunden durch die beteiligten JVA 

unterstützt. Seit Oktober 2016 wird zusätzlich das Projekt „Psychiatrische Station D2“ in 
Kooperation mit der JVA Neumünster durch das Land gefördert.  895 

 

Um die Versorgung zu gewährleisten, beschäftigt das ISFP Angestellte der folgenden 

Berufsgruppen, die meist zu unterschiedlichen Anteilen in verschiedenen Sparten eingesetzt 

werden: 

 900 

 5 (Psychiatrische) Fachärzte 

 15 Psychologen 

 1 Sozialarbeiter 

 7 Pflegekräfte 

 1 Ergotherapeutin 905 

 3 Verwaltungskräfte 
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Forensische Ambulanz - Pro Familia Schleswig-Holstein 

Mit allen Angeboten im Rahmen der Täterarbeit liegt das Fallaufkommen von pro familia 

jährlich bei knapp 600 Klienten (Stand 2016: 578 Personen, davon 160 in den JVA‘en und 418 910 

in den ambulanten Einrichtungen. Hiervon wurden 146 Personen im Rahmen der 

Projektförderung für die forensische Ambulanz behandelt. Insgesamt beschäftigt pro familia 

im Bereich der Täterarbeit:  

 10 Psychologen 

 8 Sozialpädagogen (davon 2 angebunden an die Resohilfe Lübeck) 915 

 3 Pädagogen 

 4 Verwaltungskräfte 

 

Auf die Projektförderung für die Forensische Ambulanz pro familia Schleswig-Holstein entfallen 

folgende Stellenanteile: 920 

 ca. 2,80 VK Psychologen 

 ca. 1,03 VK Sozialpädagogen 

 ca. 0,26 VK Sozialpädagogen über den Kooperationspartner Resohilfe Lübeck 

 ca. 0,49 VK Verwaltungskräfte 

 925 

Hinzu kommen weitere 1,92 Stellen für die Arbeit mit Täterinnen und Tätern häuslicher 

Gewalt im Rahmen von „KIK-Schleswig-Holstein“.  Zudem wird die intramurale Täterarbeit 
monatlich in der JVA Lübeck mit 250 Fachleistungsstunden und in der JA Schleswig mit 100 

Fachleistungsstunden durch die beteiligten JVA‘en unterstützt. 

 930 

Forensische Ambulanz - Wendepunkt e.V. 

Neben anderen Aufgaben arbeitet der Wendepunkt e. V. seit knapp zwei Jahrzehnten mit 

sexuell grenzverletzenden Menschen. Zu diesem Fachbereich des Wendepunkt e.V. gehört die 

pädagogische – therapeutische Arbeit mit Kindern, Jugendlichen, Heranwachsenden, 

Menschen mit kognitiven Beeinträchtigungen und Beratungsangeboten in Hamburg sowie im 935 

Kreis Pinneberg. Seit einigen Jahren gehören in Hamburg auch verurteilte Sexualstraftäter mit 

Therapieweisung zur Klientel des Wendepunkt e. V.  

In 2017 wurden etwa 200 Beratungsanliegen von sexuell grenzverletzenden Minderjährigen 

und jungen Erwachsenen bzw. derer Betreuungspersonen bearbeitet. Während des Jahres 

befanden sich ca. 110 Personen (überwiegend Jugendliche) in pädagogisch-therapeutischen 940 

Maßnahmen des Wendepunkt e. V. 

Seit Anfang 2016 ist der Wendepunkt e. V. als Forensische Ambulanz für den Süd – Westen 

Schleswig-Holsteins und das Hamburger Umland tätig. In 2017 wurde mit 29 Klienten 

gearbeitet. Davon waren 22 Neufälle und 7 wurden aus dem vorherigen Jahr übernommen. 

Besonders arbeitsintensiv war die Betreuung eines Sicherungsverwahrten im 945 

Übergangsmanagement seit  Mai 2017. 

 12,4 Psychologen Wochenstunden (ca. 0,32 VK) 
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 25 Sozialpädagogen Wochenstunden (ca. 0,64 VK) 

 3,25 Verwaltung (ca. 0,13 VK) 

 950 

2.3.4. Leistungsbeschreibung  

Die Angebote der forensischen Ambulanzen in Schleswig-Holstein umfassen: 

Forensische ambulante Nachsorge von ehemals Sicherungsverwahrten 

Die forensische ambulante Nachsorge von ehemals Sicherungsverwahrten obliegt allen 

forensischen Ambulanzen in Schleswig Holstein. Eine ausführliche Beschreibung dieses 955 

Angebotes ist in den Fachlichen Mindeststandards des Ministeriums für Justiz, Kultur und 

Europa des Landes Schleswig-Holstein „Forensische Ambulanzen in Schleswig-Holstein“ 
festgehalten. Verabredete Standards im Landgerichtsbezirk Kiel zwischen den forensischen 

Ambulanzen, der Bewährungshilfe und Führungsaufsichtsstelle sind landesweit in der 

praktischen Erprobung. 960 

 

Ambulante Sexualstraftätertherapie 

Die ambulanten Therapieangebote für Sexualstraftäter richten sich primär an Männer, die 

Sexualstraftaten begangen haben und im Rahmen eines Gerichtsverfahrens eine 

entsprechende Therapieweisung auferlegt bekommen haben. Es können aber auch Personen 965 

aufgenommen werden, die sich freiwillig in Behandlung begeben, weil sie befürchten, straffällig 

zu werden. Die obersten Ziele in diesem Programm sind dabei immer der Opferschutz und die 

Verhinderung (erneuter) Sexualstraftaten.  

Die Zuweisung der Teilnehmenden erfolgt über verschiedene Wege: 

 Zuweisung durch Gerichte oder Bewährungshilfestellen,  970 

 Empfehlung seitens gesetzlicher Betreuerinnen und Betreuer 

 Empfehlung durch andere Nachsorgeeinrichtungen  

 Eigeninitiative der Klienten 

Die Behandlung erfolgt im Rahmen intensiver einzeltherapeutischer Gespräche und umfasst 

bei Bedarf zusätzliche sozialpädagogische Unterstützungsmaßnahmen. Sie orientiert sich am 975 

R-N-R (risk-need-responsivity)-Modell sowie am „Good-lives-Model“ und beinhaltet stets eine 
umfassende diagnostische Einschätzung der Klienten. 

Bundesweite Qualitätsstandards für diesen Arbeitsbereich werden derzeit entwickelt, die 

Schleswig-Holsteinischen Ambulanzen sowie das Justizministerium sind an diesem Prozess 

aktiv beteiligt. 980 

Die Ambulanz des Instituts für Sexualmedizin und Forensische Psychiatrie und Psychotherapie 

in Kiel ist zudem Mitglied des bundesweit tätigen Netzwerkes „Kein Täter werden“ und eröffnet 
somit auch pädophilen Männern, welche noch keinen Missbrauchsdelikt begangen haben, die 

Möglichkeit, sich behandeln zu lassen. In diesem Behandlungssetting der primären Prävention 
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kann auf Wunsch der Patienten die Anonymität des Patienten gewahrt werden. Die Therapie 985 

gestaltet sich vorwiegend nach den therapeutischen Prinzipien der Tätertherapie. 

Die forensische Ambulanz pro familia Schleswig-Holstein bietet durch die Kieler 

Beratungsstelle im Packhaus neben Einzelgesprächen auch gruppentherapeutische Angebote 

für Sexualstraftäter in Kiel und Neumünster an. Zudem gibt es im Rahmen einer 

Kooperationsvereinbarung mit dem AMEOS Klinikum in Neustadt i.H. die Möglichkeit, 990 

Sexualstraftäter in einer stationären Eingliederungseinrichtung langfristig aufzunehmen und 

kleinschrittig auf ein eigenverantwortliches Leben vorzubereiten. In einem engen inhaltlichen 

Austausch mit dem Betreuungspersonal führt pro familia in der Einrichtung forensische 

Psychotherapien mit den Bewohnern durch. Bei Bedarf erfolgt zusätzlich eine medikamentöse 

Behandlung im ISFP in Kiel. Die Zuweisung zu diesem Angebot erfolgt in der Regel durch eine 995 

Behandlungsweisung verbunden mit einer Wohnsitzweisung im Rahmen der Führungsaufsicht 

oder vereinzelt im Rahmen von Langzeitbeurlaubungen noch vor der Entlassung aus der Haft. 

 

Ambulante Gewaltstraftätertherapie 

Das ISFP bietet am Standort Kiel ambulante Gewaltstraftätertherapie an. Bei diesem 1000 

ambulanten Therapieprogramm handelt es sich um einen multiprofessionellen Ansatz mit 

psychologischer, sozialpädagogischer und ärztlicher Betreuung. 

Es richtet sich an Menschen mit einer Gewalt- und Aggressionsproblematik und verfolgt als 

oberstes Ziel die Reduktion von gewalttätigem Verhalten. 

Die Zuweisung der Teilnehmenden erfolgt über folgende Wege: 1005 

 Zuweisung durch Gerichte oder Bewährungshilfestellen,  

 gesetzliche Betreuerinnen und Betreuer 

 Nachsorgeeinrichtungen. 

Es gibt zudem die Möglichkeit, dass sich (potentielle) Täter von sich aus freiwillig in Behandlung 

begeben. 1010 

Die forensische Ambulanz pro familia Schleswig-Holstein bietet an den Standorten Flensburg, 

Rendsburg, Kiel, Neumünster, Lübeck und Neustadt i.H. soziale Trainingsgruppen für 

Menschen an, die in Paarbeziehungen Gewalt ausgeübt haben. Die Zuweisung zu diesem 

Angebot erfolgt in der Regel durch: 

 Zuweisungen durch Staatsanwaltschaften oder Gerichte 1015 

 Empfehlungen seitens der Bewährungshilfe 

 Empfehlungen von Jugendämtern 

 Empfehlungen durch sonstige Beratungsstellen 

 Eigeninitiative der Teilnehmenden. 

Für diesen Arbeitsbereich liegen Mindeststandards des Justizministeriums vor, die sich an den 1020 

Standards der „Bundesarbeitsgemeinschaft Täterarbeit Häusliche Gewalt e.V.“ orientieren. Die 
inhaltliche Weiterentwicklung dieser Angebote erfolgt im Rahmen der 

Landesarbeitsgemeinschaft Tätertherapie, in der sämtliche Träger vertreten sind, die 
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entsprechende Angebote vorhalten und die durch das Justizministerium gefördert werden. 

(Neben den oben erwähnten Angeboten sind dies das BBZ-Niebüll mit einem Angebot in 1025 

Niebüll, die Brücke Elmshorn mit Angeboten in Elmshorn und Heide sowie die pro familia 

Beratungsstelle Ahrensburg mit einem Angebot in Ahrensburg.) 

Intramurale Versorgung von Gewalt- & Sexualstraftätern 

Zusätzlich zu den ambulanten Maßnahmen bieten das ISFP und pro familia intramurale 

Behandlungsmöglichkeiten an. 1030 

Das Kieler Behandlungsprogramm für inhaftierte Straftäter wird in der JVA Kiel (nur 

Gewaltstraftäter) und der JVA Neumünster (Gewalt- und Sexualstraftäter des Erwachsenen- 

und Jugendalters) als rein externe forensisch-psychotherapeutische Dienstleistung durch das 

ISFP angeboten.  

In der Konzeption und Durchführung ist dieses Angebot mit den ambulanten Angeboten 1035 

vergleichbar, unterliegt jedoch den gesonderten Bedingungen des Strafvollzuges. Das 

Programm in den JVA‘en wird nur durch ärztliche und psychologische Psychotherapeuten 

durchgeführt und sieht eine medizinisch-psychiatrische und/oder sozialpädagogische 

Betreuung durch das ISFP nicht vor.  

Die Teilnehmenden erhalten in der Regel über den Vollzug im Rahmen der 1040 

Vollzugplanerstellung Kenntnis von dem Therapieangebot. Jeder Gefangene muss danach 

selbst einen Antrag auf Teilnahme an den Behandlungsprogramm stellen. Zusätzlich steht 

dieses Angebot auch Probanden zur Verfügung, welche auf rein freiwilliger Basis teilnehmen 

möchten. 

Nachdem in der JVA Neumünster bereits seit 2013 eine psychiatrische Sprechstunde 1045 

durchgeführt wurde, hat das ISFP seit Oktober 2016 ein Modellprojekt für die intramurale 

Versorgung psychisch erkrankter Strafgefangener in Schleswig – Holstein initiiert. Diese 

psychiatrisch-psychotherapeutische Versorgung findet in einer eigens dafür eingerichteten 

Abteilung (Station D2) in der JVA in Neumünster statt und hat einen tagesklinischen Charakter, 

da das medizinisch-psychiatrische und psychologisch-therapeutische Fachpersonal nur 1050 

tagsüber anwesend ist. Das Behandlungsteam ist multiprofessionell aufgestellt und besteht aus 

Ärzten, Psychologen, Pflegekräften und Ergotherapeuten des ISFP sowie Beamten des 

allgemeinen Vollzugsdienstes und der Abteilungsleitung. Die Zuweisung der Probanden 

erfolgt in der Regel durch die Anstaltsärzte der JVA‘en in Schleswig-Holstein in Kooperation 

mit den konsiliarisch tätigen Psychiatern.  1055 

Als externer Dienstleister bietet pro familia in der JVA Lübeck sowie in der Jugendanstalt 

Schleswig therapeutische Angebote für Gewalt- und Sexualstraftäter an. 

Konkret beteiligt sich pro familia in der JVA Lübeck an der Eingangsdiagnostik und 

Vollzugsplanung und bietet Einzel- sowie Gruppengespräche im Regelvollzug an. Weiterhin ist 

pro familia in der Sozialtherapeutischen Abteilung vertreten und übernimmt hier auch die 1060 

therapeutische Nachsorge der Probanden nach ihrer Entlassung. 

In der Jugendanstalt Schleswig werden sowohl Einzel- als auch Gruppengespräche mit den 

Gefangenen im Regelvollzug durchgeführt. Besonderes Augenmerk wird hierbei auf die 
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Möglichkeit gelegt, die in der Haft begonnenen Veränderungsprozesse auch nach der 

Entlassung fortzuführen. Durch die drei Standorte der forensischen Ambulanz pro familia 1065 

Schleswig-Holstein können nach einer Entlassung in den Großraum Flensburg, Kiel oder Lübeck 

die Gespräche nahtlos fortgesetzt werden. Durch eine Kooperation mit der Resohilfe Lübeck 

stehen neben einer zusätzlichen sozialpädagogischen Begleitung weitere umfassende 

Unterstützungsmöglichkeiten bis hin zu Wohnmöglichkeiten nach der Entlassung zur 

Verfügung.  1070 

 

2.3.5 Analyse Kooperationsstrukturen mit unter 2. und 3. benannten anderen 

Akteuren  
 

Bereich Übergang Haft – medizinisch-therapeutische/forensische Versorgung extern 1075 

Die Forensischen Fachambulanzen sind für die psychiatrische, psychotherapeutische und 

sozialtherapeutische Nachsorge von Entlassenen aus freiheitsentziehenden Maßregeln und aus 

dem Strafvollzug zuständig. Im nachfolgenden Abschnitt werden Probleme aufgezeigt, welche 

aus Sicht der forensischen Fachambulanzen einer optimalen Versorgung derzeit 

entgegenstehen. Hierbei werden folgende Bereiche näher betrachtet: 1080 

 Deliktorientierte Versorgung  

 Deliktunabhängige Versorgung 

 Kommunikation 

 Organisation 

 Finanzierung der Angebote 1085 

 Rechtliche Aspekte 

Für den gesamten Übergangsbereich stellt die Mitwirkungsbereitschaft der jeweiligen 

Klienten/Patienten einen wichtigen Faktor für die Gestaltung eines optimalen und somit 

risikoverringernden Behandlungsangebotes dar. Eine der Kernkompetenzen der forensischen 

Fachambulanzen besteht darin, mit Menschen, bei denen zunächst nur eine geringe, oder auch 1090 

gar keine Motivation zur Veränderung besteht, gemeinsam an der Motivationsentwicklung zu 

arbeiten, um zukünftig ein straf- und gewaltfreies Leben zu führen und um alternative Lebens- 

und Alltagskompetenzen zu fördern. Um dies optimal umsetzen zu können, sollten die Hürden 

durch patientenunabhängige Faktoren möglichst gering sein. 

 1095 

 

 

Deliktorientierte Versorgung 

Es ist fachlich geboten, die forensischen Ambulanzen frühzeitig in die Entlassungs- und 

Nachsorgeplanungen einzubinden. Das „Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in 1100 

Schleswig-Holstein“ sieht hier spätestens 9 Monate vor Entlassung der Gefangenen eine 
Stellungnahme zur Beteiligung der forensischen Ambulanzen in der Vollzugsplanung vor (LSt-
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VollzG SH, §9, Absatz 3 (7)). Diese Beteiligung funktioniert lediglich in wenigen Einzelfällen, 

jedoch keinesfalls flächendeckend in allen JVA’en. So entstehen derzeit destabilisierende 

Behandlungslücken und -abbrüche.  Ein regelmäßiger Austausch, welcher in seiner Frequenz 1105 

dem Bedarf des Klienten angepasst ist, findet derzeit in der Entlassungsphase nicht statt. So 

kann möglichen Problemen nicht adäquat und zeitnah begegnet werden, Informationen der 

jeweiligen Unterstützungsbedarfe sind schwer identifizierbar und entsprechende individuelle 

Betreuungs- und Behandlungskonzepte können nicht gut abgestimmt werden.  

Die derzeit bestehenden Hindernisse für einen reibungslosen Übergang in die deliktorientierte 1110 

Versorgung der forensischen Fachambulanzen sind vielfältig: 

 Fehlen eines institutionsübergreifenden Resozialisierungskonzeptes, das über die 

gesamte Dauer der Haft und Nachsorge hinweg fortgeschrieben wird 

 Fehlende inhaltliche und strukturelle Verzahnung der verschiedenen Behandlungs- und 

Beratungsangebote während bzw. nach der Haft 1115 

 Unklare Kostenträgerschaft im offenen Vollzug und Übergangsbereich bei ambulanter 

Behandlung 

 Mangelnde finanzielle und personelle Ressourcen der Ambulanzen verhindern 

intramurale Gespräche mit dem zukünftigen Behandelnden in der Entlassungsphase 

 Wohnortferne Versorgungsangebote 1120 

 Nicht an allen Standorten können die  notwendigen Behandlungsbedarfe erfüllt werden 

(intramural und ambulant)  

 Wenig bis keine deliktorientierten Angebote für fremdsprachige Klienten (intramural 

und ambulant) 

Insbesondere nach langen Haftstrafen sind Klienten mit dem Leben außerhalb der Haft 1125 

überfordert und benötigen intensive Unterstützung. Ambulante oder stationäre 

Unterstützungsmöglichkeiten sind jedoch nur in geringem Ausmaß gegeben. 

So ergibt sich eine mangelhafte Versorgung. Die Erfahrungen der stationären 

Eingliederungseinrichtung von AMEOS  in Neustadt i.H. (Aufnahme ehemals inhaftierter 

Sexual- und Gewaltstraftäter, therapeutische Angebote durch pro familia) zeigen, dass der 1130 

Bedarf die verfügbaren Plätze regelmäßig übersteigt.  

In Fällen mit spezifischem ärztlichem Behandlungsbedarf (z.B. triebdämpfende Medikation)  

besteht ein Mangel an  niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten mit entsprechendem 

forensischen Fachwissen.  

 1135 

 

 

Deliktunabhängige Versorgung 

Auch im Bereich der deliktunabhängigen psychiatrisch-psychotherapeutischen Behandlung ist 

es fachlich geboten, bei Indikation eines Behandlungsbedarfes bereits frühzeitig vor Entlassung 1140 

in Kontakt mit den nachsorgenden Institutionen zu treten, um einen reibungslosen Übergang 

zu ermöglichen und eine nahtlose Versorgung der Patienten zu gewährleisten. Dies bedingt, 
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dass in den jeweiligen JVA‘en die personellen Ressourcen zur Erkennung des 

Behandlungsbedarfes gegeben sind, sowie dass bei gegebenem Bedarf auch bereits in der Haft 

eine Versorgung gewährleistet werden kann. Die frühzeitige Planung der Nachsorge ist vor 1145 

allem unter Berücksichtigung, dass mit einer Behandlungsaufnahme in einer psychiatrischen 

Einrichtung/ Ambulanz meist Wartezeiten verbunden sind, von großer Bedeutung. Nur so kann 

eine destabilisierende, und damit der Reintegration hinderliche Lücke im Genesungsprozess 

der Patienten vermieden werden. 

Zuzüglich zu den bereits im Bereich der deliktorientierten Versorgung genannten Hindernissen 1150 

bestehen in diesem Bereich weitere Hürden, welche einer optimalen (Weiter-) Versorgung nach 

der Entlassung/ im Übergang entgegenwirken: 

 Der psychiatrisch-therapeutische Behandlungsbedarf wird  während der Haft teils nicht 

erkannt 

 Fehlende Behandlungsmöglichkeiten für Patienten während des Haftaufenthaltes 1155 

 Fehlende Krankenversicherung bei Entlassung 

 Vorbehalte/ Ängste gegenüber ehemals straffälligen Patienten in der Regelversorgung 

 

Kommunikation 

Um eine reibungslose Zusammenarbeit und den hierfür unabdingbaren intensiven 1160 

Informationsaustausch im Übergangsbereich zu gewährleisten, ist für alle Beteiligten eine 

ausgeprägte Kenntnis über die beteiligten Institutionen und Behandlungsangebote notwendig. 

Des Weiteren bedarf es eines regelmäßigen Austausches - sowohl einzelfallbezogen, als auch 

fallunabhängig - zwischen den beteiligten Institutionen und Personen in diesem Bereich, um 

Reibungsverluste in der Betreuung während des Übergangs und nach der Entlassung zu 1165 

vermeiden, aber auch um möglichen Problemen adäquat und zeitnah zu begegnen. Es findet 

derzeit nur in Einzelfällen eine Verständigung zwischen den beteiligten Institutionen (JVA; 

Gericht) und den zu beteiligenden Institutionen (Forensische Ambulanzen) in der 

Entlassungsphase statt.  

Hindernisse bestehen hier derzeit vor allem durch folgende Faktoren: 1170 

 Nicht ausreichende und/oder zeitnahe Kommunikation der beteiligten Institutionen vor 

der Entlassung 

 Mangelnde Kenntnis über die vorhandenen Strukturen und Angebote (bei allen 

Beteiligten) 

 Mangelnde Erreichbarkeit der beteiligten Personen (Krankheit/Urlaub/Vertretung) 1175 

 Kein regelmäßiger/ standardisierter Austausch zwischen den Institutionen 

 Datenschutzrechtliche Bestimmungen, die einen kurzfristigen, inhaltlichen Austausch 

der Beteiligten erschweren 

Organisation 

Zusätzlich zu den kommunikativen Aspekten im Übergangsbereich von der Haft in die 1180 

forensisch-therapeutische Nachsorge sind organisatorische Faktoren von Bedeutung. Klar 

geregelte Organisationabläufe, die exemplarisch den Übergang von der Haft in die 
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forensischen Ambulanzen beschreiben, um eine Hilfestellung für die Erstellung von 

Behandlungsangeboten im Individualfall zu schaffen, gibt es derzeit nicht. Insofern fehlen: 

 Institutionsübergreifendes Resozialisierungskonzept, das über die gesamte Dauer der 1185 

Haft und Nachsorge hinweg fortgeschrieben wird.  

 Klar beschriebene Verantwortlichkeiten und Veränderungen derselben im Verlauf des 

Überganges 

 Inhaltliche Verzahnung der verschiedenen Behandlungs- und Beratungsangebote 

während bzw. nach der Haft 1190 

 Benennung der zu beteiligenden Personen in Fallkonferenzen und Gesprächsrunden 

 Zeitliche Rahmenvorgabe für die Vorbereitungen der weiteren Versorgung nach der 

Haft 

 Zeitliche Vorgabe zur Erledigung einzelner Prozessabschnitte 

 Klarheit bezüglich der Kostenträgerschaften (JVA, Justizministerium, Sozialministerium, 1195 

Eingliederungshilfe, Krankenkasse) innerhalb des Prozessverlaufes 

Im Rahmen der Qualitätssicherung sollten zudem in regelmäßigen Abständen die 

Organisationsabläufe durch eine Arbeitsgruppe der beteiligten Institutionen evaluiert und 

gegebenenfalls optimiert werden, dies findet nicht statt. Auch fehlen die Ressourcen für eine 

wissenschaftliche Überprüfung der Effektivität der durchgeführten Behandlungen. 1200 

 

Finanzierung der Angebote 

Die Finanzierung der Angebote ist gegenwärtig unsicher, weil die finanzielle Förderung der 

forensischen Ambulanzen im Rahmen einer Projektförderung im Zuwendungsrecht erfolgt und 

daher eine Bewilligung der Anträge immer nur für das laufende Haushaltsjahr möglich ist.  1205 

Es bedarf jedoch einer personellen Planungssicherheit über das Haushaltsjahr hinaus, um der 

höchst verantwortungsvollen Tätigkeit im Übergangsmanagement kontinuierlich gerecht 

werden zu können. Nur so kann dem gesetzlichen Auftrag dauerhaft, verlässlich und auch 

fachlich optimal nachgekommen werden. Die hierfür notwendigen langfristigen 

Zuwendungsverträge oder Verpflichtungsermächtigungen bestehen nicht. 1210 

Dies führt zu folgenden Problemen: 

 Hoher Verwaltungsaufwand durch jährlich wiederholte Antragstellung und unterjährige 

Antragsstellung bei Veränderungen (Rahmenbedingungen, Personal) 

 Tariferhöhungen & Stufenaufstiege führen zur Einschränkung des Angebots aufgrund 

gedeckelter Haushaltstitel 1215 

 Schwierigkeiten, Personal dauerhaft zu halten 

 Eingeschränkte finanzielle Attraktivität des Arbeitsplatzes für Fachpersonal 

 Mangelnde Flexibilität bei Veränderung von Personal und/oder Klientel 

 Keine langfristige finanzielle Planungssicherheit in allen Bereichen 

 1220 

Rechtliche Aspekte 
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Aus Sicht der  Forensischen Ambulanzen bestehen in folgenden Bereichen Probleme für eine 

optimale Behandlung:  

In § 26 LStVollzG SH (Psychotherapie) fehlt  eine deutlichere Differenzierung nach 

deliktabhängiger und deliktunabhängiger Therapie, obwohl in diesen Bereichen sowohl 1225 

unterschiedliche Ressourcen benötigt werden, als auch unterschiedliche Methoden verwendet 

werden. In seiner jetzigen Form ist der Paragraph somit zu unspezifisch, um als 

Behandlungsgrundlage verwendet zu werden, vor allem was die Versorgung im Übergang 

betrifft.  

Für den Bereich der deliktorientierten Versorgung fehlt vor allem ein Bezug zu fachlichen 1230 

Standards, welcher auch die benötigten Räumlichkeiten, die erforderliche personelle 

Ausstattung und die Indikationsstellung nennt.  

Es fehlt weiterhin eine klare Benennung und Beschreibung der medizinisch-therapeutischen 

Versorgung, inklusive der Einleitung der psychiatrisch-therapeutischen Nachsorge als 

gesonderter Paragraph im Bereich der Gesundheitsfürsorge. Insbesondere fehlen auch 1235 

zeitliche Vorgaben, welche sinnvoll sind um eine Versorgung nach Haftentlassung reibungslos 

in die Wege leiten zu können.  

Grundsätzlich fehlt aus Sicht der forensischen Ambulanzen ein Landesresozialisierungsgesetz, 

welches durch eine fachlich fundierte Gesamtplanung des Resozialisierungsprozesses von 

straffällig gewordenen Menschen die erfolgreiche Resozialisierung sichert. Innerhalb dieses 1240 

Gesetzes sollten die Zuständigkeiten klar beschrieben, der Informationsaustausch und die 

Beteiligung der jeweiligen Akteure verbindlich geregelt sein und eine gesetzliche Grundlage 

für die zu erbringenden Leistungen und somit eine langfristige Finanzierung der 

entsprechenden Angebote geschaffen werden. Einem Großteil der hier benannten, 

patientenunabhängigen Probleme könnte durch die Schaffung eines  1245 

Landesresozialisierungsgesetzes begegnet werden. 

 

Weitere Anmerkungen und Hinweise auf Doppelungen und/oder Probleme  

Abschließend kann festgehalten werden, dass zwar keine grundsätzlichen Doppelungen 

erkennbar sind, jedoch ist zu betonen, dass dem dauerhaft hohen Fallaufkommen keine 1250 

ausreichenden Ressourcen gegenüberstehen, so dass es vor dem Therapiebeginn oft zu 

Wartezeiten kommt. Zudem besteht eine hohe Heterogenität in den Behandlungsangeboten 

der jeweiligen Standorte, sowohl in der Ausrichtung des Behandlungsspektrums, als auch in 

der finanziellen Ausstattung der jeweiligen Ambulanz. Dies führt u.a. dazu, dass bestimmte 

Patienten-/ Klientengruppen nur an einzelnen Standorten versorgt werden können. 1255 

 

2.4. Jugendgerichtshilfe 

2.4.1. Rechtsgrundlagen / Finanzierung 

Die Einrichtung der Jugendgerichtshilfe (JGH) durch die Jugendhilfe beruht auf den 

Rechtsgrundlagen des § 52 SGB VIII. Diese Vorschrift hebt die Eigenständigkeit der Jugendhilfe 1260 
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hervor und verdeutlicht, dass die Jugendgerichtshilfe keine vom Jugendamt losgelösten 

Aufgaben oder Befugnisse hat. Das Jugendgerichtsgesetz beschreibt lediglich die 

verfahrensrechtliche Stellung des Jugendamtes im Rahmen eines Strafverfahrens. Demnach 

ergibt sich das Tätigwerden aus den §§ 52 SGB VIII, 38 und 50 Abs. 3 JGG, wobei § 38 JGG die 

konkreten Aufgaben des Jugendamtes in den Verfahren vor den Jugendgerichten und im 1265 

Jugendstrafvollzug formuliert. Das Jugendamt entscheidet in eigener fachlicher Verantwortung 

wie es seine Aufgaben im gerichtlichen Verfahren erfüllt. Es ist dabei weder Ermittlungsbehörde 

noch ausführendes Organ oder Erfüllungsgehilfe, sondern Kooperationspartner der Gerichte 

und unterliegt dementsprechend auch keinen gerichtlichen Weisungen. So erklären sich die 

unterschiedlichen Standards und Ausrichtungen bei den Jugendämtern der einzelnen Kreise / 1270 

Städte, die mitunter zu Konflikten und Spannungen führen können. Die Finanzierung erfolgt 

grundsätzlich durch den jeweiligen Kreis bzw. die jeweilige Stadt. 

 

2.4.2. Listung Organisationen / Adressen 

Kreis Nordfriesland:  
Marktstraße 6 
25813 Husum 
 

Stadt Schleswig: 
Moltkestr. 25 
24837 Schleswig 

Kreis Steinburg: 
Viktoriastr. 16-18 
25524 Itzehoe 
 

Stadt Norderstedt: 
Rathausallee 50 
22846 Norderstedt 

Kreis Ostholstein: 
Lübecker Straße 41 
23701 Eutin 
 

Kreis Plön: 
Hamburger Str. 17/18  
24306 Plön 

Hansestadt Lübeck:  
Kronsforder Allee 2-6 
23539 Lübeck 
 

Kreis Segeberg: 
Rathausplatz 3 
24558 Henstedt-Ulzburg 

Stadt Flensburg:  
Rathausplatz 1 
24931 Flensburg 
 

Kreis Pinneberg: 
Damm 25 
25421 Pinneberg 

Kreis Stormarn: 
Mommsenstraße 11 
238432 Bad Oldesloe 
 

Kreis Ratzeburg: 
Barlachstr. 2 
23909 Ratzeburg 

Stadt Kiel: 
Sophienblatt 50 b 
24114 Kiel 
 

Stadt Neumünster 
Plönerstr. 2 
24534 Neumünster 

Kreis Dithmarschen: 
Rungholtstr. 1 
25746 Heide 
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 1275 

2.4.3. Fallzahlen / Personalausstattung 

Die Organisation der Aufgaben der Jugendgerichtshilfe obliegt der Organisationhoheit der 

kommunalen Jugendhilfeträger. Die Jugendgerichtshilfen sind überwiegend spezialisiert. 

Teilweise werden in Jugendämtern die Aufgaben der Jugendgerichtshilfe durch Fachkräfte 

wahrgenommen, die zugleich in dezentrale Jugendhilfefachteams integriert sind. Die 1280 

Organisation spielt für eine erfolgreiche Aufgabenwahrnehmung eine untergeordnete Rolle. 

Entscheidend ist vielmehr, ob klare Verantwortlichkeiten mit entsprechender Fachkompetenz 

geschaffen werden. Bei den spezialisierten Jugendgerichtshilfen beträgt die Anzahl der Stellen 

ca. zwischen 1,5 und 4. Das Fallaufkommen ist zum Teil rückläufig, zum Teil steigend und 

beträgt von 130 bis zu 520 Verfahren pro Jahr. Die Aussagekraft dieser Werte kann aufgrund 1285 

unvollständiger Rückmeldungen der Jugendämter jedoch nicht abschließend beurteilt werden.  

Um zu gewährleisten, dass die Jugendhilfe ihren Aufgaben erfolgreich nachkommen kann, ist 

ihre Ausstattung mit angemessenen personellen Ressourcen zwingend erforderlich. Eine 

laufende Überprüfung der Fallzahlen und Auslastung der Mitarbeitenden ist daher dringend 

angezeigt. 1290 

 

2.4.4. Leistungsbeschreibung  

Das allgemeine Leistungsspektrum ist bei den Jugendgerichtshilfen aufgrund ihrer 

verschiedenen Ausrichtungen und Standards sowie aufgrund mehr bzw. weniger vorhandenen 

personellen Ressourcen unterschiedlich, beinhaltet im Wesentlichen aber Folgendes: 1295 

 Betreuung der Jugendlichen und ihnen nahestehender Personen während des 

gesamten Zeitraums des Strafverfahrens 

 Vorbereitung (Berichterstellung und -erstattung) und Teilnahme an der 

Gerichtsverhandlung und richterlichen Anhörungen 

 Vermittlung und Überwachung von Weisungen und Auflagen 1300 

 Einleitung erzieherischer Hilfen und Durchführung von Betreuungsweisungen, Sozialer 

Gruppenarbeit, AGT und TOA 

 Haftentscheidungs-, Haftverkürzungs- und Haftvermeidungshilfe 

 Pflege und Akquise von Einsatzstellen für die Ableistung von Arbeitsauflagen und die 

Erfüllung von Weisungen 1305 

 Nachbetreuung (regelmäßige Besuche in der Jugendanstalt, aber auch Einleitung von 

Jugendhilfemaßnahmen für die Zeit nach der Haft) 

Die Organisation der Jugendgerichtshilfe obliegt der kommunalen Organisationshoheit. 
Einheitliche Standards zu definieren, ist deshalb schwierig. 

Durch das Landesjugendamt können lediglich Empfehlungen ausgesprochen werden, deren 1310 

Einhaltung jedoch nicht verbindlich ist. Dabei könnte die Einhaltung von Empfehlungen, gerade 

in den Bereichen Informationspraxis, Erstellung von Jugendhilfeberichten, Teilnahme an der 
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Hauptverhandlung, Aufrechterhaltung von Kontakten während Arrest bzw. Strafvollzug dazu 

beitragen, die Arbeit der Jugendgerichtshilfen noch zu verbessern. 

Neue Mitarbeitende absolvieren grundsätzlich die von der Deutschen Vereinigung für 1315 

Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen (DVJJ) angebotene Grundqualifizierung. Die Arbeit 

erfolgt nach den Grundsätzen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Jugendhilfe im 

Strafverfahren. 

 

2.4.5 Analyse Kooperationsstrukturen mit unter 2. und 3. benannten anderen 1320 

Akteuren  

Aufgrund der verschiedenen Ausrichtungen und Standards variieren die Koopera-

tionsstrukturen der Jugendgerichtshilfen. Im wesentlichen bestehen Kooperationen mit der 

Jugendanstalt Schleswig (JA) und der Jugendarrestanstalt Moltsfelde (JAA), mit der 

Bewährungshilfe, dem sozialpsychiatrischen Dienst, öffentlichen Schulen, Jugendgerichten und 1325 

-staatsanwaltschaften, freien Trägern, dem Jobcenter und der Schuldnerberatung. Darüber 

hinaus finden regelmäßige Treffen (beispielsweise Praktikertreffen, Fachtagungen und 

Kooperationstreffen der JA und der JAA) statt. Bei den Jugendgerichtshilfen, die bislang wenige 

Kooperationen eingegangen sind, wäre eine weitere Vernetzung zielführend. 

 1330 

2.5. Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

Erste arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitungen wurden im schleswig-holsteinischen 

Justizvollzug ab 2007 eingesetzt. Mit dem Projekt AQUA PLUS (01.03.2009 – 31.07.2012) in den 

JVA‘en Kiel und Neumünster und der dazugehörigen Entwicklung eines Konzepts für ein 

landesweites Netzwerk zur arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung, entwickelte sich 1335 

aus den konzeptionellen Anfängen eine nachhaltige Struktur mit einheitlichem Standard. Die 

arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitungen an den Standorten Lübeck und Schleswig 

wurden bei der Entwicklung des Projektes einbezogen. 

 

2.5.1. Rechtsgrundlagen / Finanzierung 1340 

Die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung ist Bestandteil des Angebotes der externen 

Bildungsträger, die im Vollzug tätig sind. Die Finanzierung erfolgt aus Landesmitteln (Kiel, 

Lübeck, Neumünster) bzw. aus Landes- und ESF-Mitteln (Schleswig).  

Finanziert werden 5 (ab Frühjahr 2018 sechs) Projektpersonalstellen zuzüglich der 

erforderlichen Sachkosten. Drei dieser Stellen waren zunächst über ein Xenos-Projekt zur 1345 

Integration in den Arbeitsmarkt finanziert. Seit Auslaufen des Projektes in 2012 wird die 

Finanzierung vollständig durch das Justizministerium getragen. 

 

Anlage(n):  
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Qualitätsstandards IB (Stand August 2017) 1350 

 

2.5.2. Listung Organisationen / Adressen 

TÜV NORD Bildung GmbH & Co. KG 

Standort Kiel:   JVA Kiel   Außenbüro 

Faeschstr. 8-12  Sophienblatt 30 1355 

24114 Kiel   24114 Kiel 

Standort Neumünster: JVA Neumünster 

Boostedter Str. 30 

24534 Neumünster 

Standort Lübeck:  JVA Lübeck   Außenbüro: 1360 

Marliring 41   Werner-Kock-Str. 4 

23566 Lübeck   23564 Lübeck 

 

Berufsbildungszentrum Schleswig (BBZ) 

Jugendanstalt Schleswig 1365 

Königswiller Weg 26 

24837 Schleswig 

 

2.5.3. Fallzahlen / Personalausstattung 

TÜV NORD Bildung 1370 

In den JVA’en Kiel, Neumünster und Lübeck steht jeweils eine Vollzeitstelle für das Angebot 
der arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung bereit. Ab Frühjahr 2018 wird eine 

Vollzeitstelle für den Frauenvollzug Lübeck hinzukommen.  Das durchschnittliche 

Fallaufkommen pro arbeitsmarktorientierter Integrationsbegleitungsstelle (Vollzeit) lag in den 

vergangenen drei Jahren jährlich bei 72 Gefangenen/Haftentlassenen mit einem Schwerpunkt 1375 

in der Entlassungsvorbereitung. Die Fallzahl lag damit über den im Konzept geforderten 50 

Gefangenen/Haftentlassenen, wobei dieser konzeptionellen Fallzahl ein ausgewogenes 

Verhältnis von Entlassungsvorbereitung und Nachsorge zugrunde liegen soll. 

 

Berufsbildungszentrum Schleswig 1380 

In der JA Schleswig sind zwei Vollzeitstellen für die Tätigkeit als Integrationsbegleiterin 

beziehungsweise Integrationsbegleiter vorhanden. Daneben gibt es eine Projektleitung in 

Vollzeit. In den vergangenen drei Jahren wurden je Integrationsbegleitungsstelle 35 

Gefangene/Haftentlassene pro Jahr betreut. Konzeptionell sind an diesem Standort 25 

Gefangene pro Vollzeitstelle angestrebt. Auch hier lag die Fallzahl über dem im Konzept 1385 

angestrebten Wert und der Anteil der Gefangenen, die im Rahmen der 
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Entlassungsvorbereitung betreut wurden, oberhalb des angestrebten Wertes. In der 

Nachbetreuung wurden auch hier niedrigere Zahlen erreicht.  

 

2.5.4. Leistungsbeschreibung  1390 

Unter Leitung des Schleswig-Holsteinischen Verbandes für soziale Strafrechtspflege e.V. in 

Abstimmung mit dem Justizministerium, wurden Qualitätsstandards zur Arbeit der 

Integrationsbegleitung erarbeitet. Diese traten am 01.12.2010 in Kraft und wurden 

kontinuierlich weiterentwickelt. Die letzte Aktualisierung erfolgte zum 01.09.2017. 

Die Aufgaben der arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung in den JVA’en in Schleswig-1395 

Holstein umfassen die berufliche Integration von Strafgefangen als wesentlichen Baustein einer 

umfassenden Integrationsbegleitung. Auftrag der arbeitsmarktorientierten 

Integrationsbegleitung ist die möglichst (nahtlose) Vermittlung von Gefangenen/ 

Haftentlassenen in Arbeit,  Beschäftigung oder Qualifizierung bzw. die Unterstützung beim 

Übergang in die sozialen Regelsysteme wenn eine nahtlose Vermittlung nicht gegeben ist. In 1400 

der Praxis finden viele Vermittlungen nicht nahtlos nach der Haft sondern mit einer 

Verzögerung von einigen Wochen und Monaten statt. 

Im Rahmen der Entlassungsvorbereitung sollen die Vollzugsabteilungsleitungen darüber 

entscheiden, ob eine arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung angeraten ist. Die 

Betreuung durch die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung erfolgt auf der Grundlage 1405 

dieser Entscheidung,  sofern die Betroffenen sich dafür entscheiden. Für den Beziehungsaufbau 

zu den Inhaftierten sowie die Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt wird eine Zeit von 4-6 

Monaten vor Haftentlassung vorgesehen. Nach Haftentlassung ist grundsätzlich eine 

Betreuungszeit von bis zu 6 Monaten vorgesehen. Im Einzelfall und aus der Jugendhaft heraus 

ist die Nachbetreuung bis zu einem Jahr möglich.  1410 

Neben der Vermittlung in Arbeit hat auch die Integration in die Sozialsysteme eine große 

Bedeutung. Bereits während der Haft werden daher verschiedene Aufgaben übernommen. So 

wird beispielsweise schon frühzeitig geprüft, ob für die Gefangenen/Haftentlassenen absehbar 

ein Anspruch auf ALG I oder ALG II besteht. Die (berufliche) Qualifizierung der 

Gefangenen/Haftentlassenen während der Haft dient zur Vorbereitung auf die spätere 1415 

Integration in den Arbeitsmarkt. Die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung kann auf 

psychologische und berufsrelevante Testverfahren zurückgreifen, um mögliche Perspektiven 

und Chancen der Gefangenen zu ermitteln. Die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

unterstützt bei der Erstellung von Bewerbungsunterlagen und bei der Suche nach Arbeits- und 

Ausbildungsplätzen sowie Qualifizierungs- und Beschäftigungsmaßnahmen. In Rahmen des 1420 

Angebots werden mit den Gefangenen auch Telefon- und Vorstellungsgespräche vorbereitet. 

Konzeptionell wird im Erwachsenenvollzug eine Vermittlungsquote von 25% in den ersten 

Arbeitsmarkt angestrebt. Insbesondere für den sehr arbeitsmarktfernen Teil der Zielgruppe 

(Regelvollzug) ist  diese Quote schwer zu erreichen. Im Jugendvollzug spielen die 

Berufsberatung und Testverfahren der Arbeitsagentur in der Entlassungsvorbereitung eine 1425 

größere Rolle. Bei vielen jugendlichen Inhaftierten ist der Platz in einer beruflichen Maßnahme 
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bzw. ein Ausbildungs- oder Arbeitsplatz Voraussetzung für eine Entlassung. Konzeptionell 

angestrebt wird eine Vermittlungsquote von 50% in den ersten Arbeits- und Ausbildungsmarkt.  

Die Tätigkeit der Integrationsbegleitung wird in tabellarischer Form dokumentiert und 

quartalsweise an das Justizministerium übermittelt. Im Rahmen des Sachberichts im 1430 

Zuwendungsverfahren wird die Tätigkeit in komprimierter Form gegenüber dem 

Justizministerium dokumentiert.  

 

2.5.5 Analyse Kooperationsstrukturen mit unter 2. und 3. benannten anderen 

Akteuren  1435 

 

Vollzug 

Die Kooperation mit dem geschlossenen Vollzug ist an den Standorten Kiel und Neumünster 

gut, in Lübeck gut, jedoch wenig strukturiert. 

Entgegen der Qualitätsstandards erfolgt der Zugang der Gefangenen zur 1440 

arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung im Erwachsenenvollzug in der Regel nicht auf 

Basis einer mitgeteilten Entscheidung des Vollzugs. Vielmehr melden sich die Betroffenen 

eigeninitiativ. Diese Eigenmotivation ist gut, führt aber zu einer hohen Belastung der 

Integrationsbegleitung, da sie Informationen  über die Gefangenen aktiv einholen muss.  

Aufgrund der bisher nicht strukturierten Zugänge der Zielgruppe zur arbeitsmarktorientierten 1445 

Integrationsbegleitung ist die Größe der definierten Zielgruppe nicht objektiv feststellbar. 

Erkennbar ist allerdings, dass der Bedarf in den Vollzugsanstalten Neumünster und Lübeck 

größer ist als mit der Anzahl an arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitungen derzeit zu 

bewältigen ist.  

 1450 

Offener Vollzug 

IB Lübeck: Nach anfänglichen Schwierigkeiten besteht eine gute 
Zusammenarbeit zwischen der arbeitsmarktorientierten 
Integrationsbegleitung in der JVA Lübeck und der Abteilung des 
offenen Vollzugs dieser JVA. Für die arbeitsmarktorientierte 
Integrationsbegleitung ist der offene Vollzug ein idealer 
Vermittlungsbereich, da die Gefangenen zur Arbeit verpflichtet 
sind und die Beschäftigung bereits außerhalb des Vollzugs 
erfolgen kann.  
 

IB Kiel: Die Zusammenarbeit mit dem offenen Vollzug sollte ausgebaut 
werden, um gemeinsam das Ziel der Arbeitsmarktintegration 
möglichst frühzeitig zu erreichen. 
 

IB Neumünster: Die Zusammenarbeit mit dem offenen Vollzug sollte ausgebaut 
werden. Seitens der arbeitsmarktorientierten 
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Integrationsbegleitung werden noch Potentiale für eine bessere 
Kommunikationsstruktur gesehen  
 

IB Schleswig: Es besteht eine sehr gute Zusammenarbeit. 
 

Die Zusammenarbeit mit dem offenen Vollzug ist an den Standorten unterschiedlich. 

Gemeinsam haben die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung wie auch der offene 

Vollzug die Aufgabe, die Haftentlassenen bei der Arbeitssuche zu unterstützen und Gespräche 1455 

mit Arbeitgebern zu führen. Hier ergeben sich häufig noch Doppelwahrnehmungen bzw. 

offene Klärungen zum gemeinsamen, aufeinander abgestimmten Vorgehen. Hat die 

Kontaktaufnahme der arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung bereits im 

geschlossenen Vollzug begonnen hat, so kommt hinzu, dass diese gegenüber dem offenen 

Vollzug einen Kenntnisvorsprung bzgl.  der Arbeitsmarktintegration des Gefangenen hat. In 1460 

der JVA Lübeck ist es gelungen, die Problematik der unterschiedlichen Wahrnehmungen und 

Handlungsweisen von der arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung und dem offenen 

Vollzug zu bewältigen. In den JVA‘en Kiel und Neumünster ist die Zusammenarbeit noch 

schwierig und wenig vorhanden.  

 1465 

Bewährungshilfe 

IB Lübeck: Es findet häufig keine Zusammenarbeit mit der Bewährungshilfe 
statt bzw. nur im Bedarfsfall. Dann ist die Zusammenarbeit 
allerdings gut. In der letzten Zeit fanden teilweise bereits Treffen 
bei Eingliederungskonferenzen in der JVA statt. Dies wird positiv 
bewertet und bildet eine gute Basis für die weitere 
Zusammenarbeit. 
 

IB Kiel: Es besteht eine gute Zusammenarbeit mit der Bewährungshilfe. 
 

IB Neumünster: Es besteht eine gute Zusammenarbeit mit der Bewährungshilfe. 
 

IB Schleswig: Es besteht eine gute Zusammenarbeit und ein gutes Netzwerk mit 
der Bewährungshilfe. 

 

Es wird deutlich, dass die Zusammenarbeit an den meisten Standorten durchgängig als gut 

beschrieben wird. 

 1470 

Agentur für Arbeit 

IB Lübeck Eine Kooperation mit der Agentur für Arbeit erfolgt auf Anfrage. 
Es wird mit dem Team der „Internen ganzheitlichen 
Integrationsberatung“ (INGA), der Reha-Abteilung sowie mit 
einzelnen Mitarbeitenden der Agentur für Arbeit 
zusammengearbeitet. Die Zusammenarbeit erfolgt stets auf 
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Initiative der arbeitsmarktorientierten IB. Seitens der Agentur 
erfolgt keine aufsuchende Beratung der Gefangenen in der JVA 
Abweichend von der Eckpunktevereinbarung zur 
arbeitsmarktorientierten Beratung gibt es für den Vollzug keine 
konkrete Ansprechperson der Agentur Lübeck mehr. 
 

IB Kiel Eine Kooperation erfolgt bedarfsorientiert und überwiegend mit 
dem INGA-Team. Abweichend von der Eckpunktevereinbarung 
zur arbeitsmarktorientierten Beratung gibt es keine konkrete 
Ansprechperson der Agentur Kiel für den Kieler Vollzug. 
 

IB Neumünster Es besteht eine gute Zusammenarbeit mit dem INGA-Team sowie 
der Berufsberatung der Agentur für Arbeit. In der JVA gibt es auf 
der Basis des Eckpunktepapiers zur arbeitsmarktorientierten  
Beratung aus Oktober 2009 keine Beratung durch Mitarbeitende 
der Agentur für Arbeit. 
 

IB Schleswig Seit 2001 findet die Berufsberatung ca. alle vier Wochen in der 
JVA statt. Die psychologische Diagnostik zur beruflichen Eignung 
der Gefangenen erfolgt durch Ausführungen in Gruppen bei der 
Agentur für Arbeit. Es besteht auch die Möglichkeit zur 
Weiterleitung an die Reha-Abteilung. Der Arbeitsablauf mit der 
Jugendberufsagentur wird als holprig beschrieben. 

 

Teilweise besteht eine gute bis sehr gute und beständige Zusammenarbeit mit der 

Berufsberatung und der Reha-Abteilung der Agentur für Arbeit. Im Erwachsenenvollzug gibt 

es eine Kommunikation auf „kurzen Wegen“ die durch langjährige persönliche Kontakte 1475 

entstanden ist. Das INGA-Team berücksichtigt die oftmals vorhandenen und vielfältigen 

Vermittlungshemmnisse der Haftentlassenen. 

In Lübeck ergeben sich gelegentlich Abstimmungsprobleme, dies insbesondere dann, wenn 

die Handlungsbedarfe für die Vermittlung vom Inga-Team und der arbeitsmarktorientierten 

Integrationsbegleitung unterschiedlich gesehen werden.  1480 

Insgesamt fehlen häufig direkte Ansprechpartnerinnen bzw. Ansprechpartner für die 

Haftentlassenen in den Agenturen für Arbeit. Die zunehmende Anzahl an Gefangenen in der 

JVA Lübeck, die mit der Haftentlassung in den Rechtskreis des SGB III wechseln, führt zu einem 

Beratungsbedarf durch die Agenturen im Vollzug. Zudem mangelt es an einer direkten 

Kooperation mit den Reha-Bereichen der Agenturen, wie sie in der JA Schleswig erfolgt.  Vor 1485 

der Haftentlassung durchgeführte Testverfahren sowie medizinische und psychologische 

Untersuchungen könnten dazu beitragen, dass zeitnah zur Haftentlassung passende Angebote 

erfolgen. 

 

 1490 
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Jobcenter 

IB Lübeck: Es findet ein regelmäßiger Besuch (ca. alle sechs Wochen) der 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner der Leistungs- und 
Vermittlungsberatung des Jobcenters Lübeck in Begleitung mit der 
Abteilungsleitung statt. Die Zusammenarbeit mit der 
Integrationsbegleitung in der JVA, als auch mit Haftentlassen 
außerhalb des Vollzugs ist sehr gut. 
 

IB Kiel: Die Beratung der Gefangenen durch das Jobcenter Kiel erfolgt in 
Anwesenheit der arbeitsmarktorientierte IB in der JVA Kiel. Die 
Kommunikation zwischen der IB und dem Jobcenter ist 
bedarfsorientiert und erfolgt auf „kurzem Dienstweg“. Alle 6 Wochen 
kommen Mitarbeitende des Jobcenters in die JVA. 
 

IB Neumünster: Es besteht eine gute Zusammenarbeit mit dem Jobcenter. Es finden 
keine Beratungen innerhalb der JVA statt. 
 

IB Schleswig: Das Jobcenter ist nur in seltenen Fällen zuständig. Hinzu kommt, dass 
sich die zuständigen Jobcenter oftmals in anderen Regionen in 
Schleswig-Holstein befinden, da nur wenige der Haftentlassenen im 
Anschluss an die Haft in Schleswig bleiben. Die Kontaktaufnahmen 
zum Jobcenter erfolgt durch die arbeitsmarktorientierte 
Integrationsbegleitung. Die Zusammenarbeit ist gut. 

 

Insgesamt ist die Zusammenarbeit mit dem Jobcenter an allen Standorten gut. Die jeweiligen 

Jobcenter sind darum bemüht, in den JVA’en Beratungsangebote durchzuführen. In der JVA 1495 

Lübeck ist eine gute Kommunikation notwendig und auch vorhanden, so dass 

Doppelberatungen im Vermittlungsbereich vermieden werden. 

Bei der direkten Vermittlung in den Arbeitsmarkt, der Unterstützung bei der Stellensuche,   den 

Kontaktaufnahmen zu Arbeitgebern sowie der Unterstützung bei Vorstellungsgesprächen sind 

die INGA-Teams der Agenturen gute Kooperationspartner der arbeitsmarktorientierten 1500 

Integrationsbegleitung. Mit anderen Bereichen ist die Zusammenarbeit deutlich weniger 

ausgeprägt. 

 

Zu 3.1. Wohnraumversorgung 

IB Lübeck: Die Kommunikation und der Austausch mit der Resohilfe Lübeck 
werden als gut bewertet. Die Faktoren Wohnung und Arbeit 
können auf diese Weise gut zusammengeführt werden. Es gibt 
keine Wohnungsberatung in der JVA und seitens der 
arbeitsmarktorientierten Integrationsbegleitung kann aufgrund 
der hohen Auslastung im arbeitsmarktorientierten Bereich auch 
kein Austausch mit Wohnungsberatungen außerhalb der JVA 
aufgebaut werden. 
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IB Kiel: Es gibt eine Zusammenarbeit mit der Wohnungsberatung, 
allerdings gibt es nur sehr wenige Berührungspunkte aufgrund 
des schwierigen Wohnungsmarktes in Kiel. Nur in wenigen Fällen 
findet eine Unterstützung der arbeitsmarktorientierten IB bei der 
Wohnungssuche statt. 
 

IB Neumünster: Der Kontakt zur Wohnungsberatung ist vorhanden, jedoch kann 
eine Wohnungsvermittlung u.a. aufgrund des schwierigen 
Wohnungsmarktes, oftmals nicht erfolgen. Viele Jugendliche 
kehren ins Elternhaus zurück. Die IB Neumünster merkt an, dass 
ein Konzept der Wohnungsberatungsstellen notwendig ist, um 
der Wohnungsnot entgegenzuwirken. 
 

IB Schleswig: Die Wohnungssuche wird teilweise von der Abteilungsleitung 
übernommen und soll vor der Haftentlassung erfolgreich sein. 
Nur in Ausnahmefällen wird die arbeitsmarktorientierte IB 
beteiligt. 

 1505 

Es bleibt festzuhalten, dass die schwierige Situation am Wohnungsmarkt im Bereich von 

günstigem Wohnraum die Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt deutlich 

erschwert. In Einzelfällen erfolgt deshalb auch durch die arbeitsmarktorientierte IB eine 

Unterstützung der Gefangenen/Haftentlassenen bei der Wohnraumsuche beziehungsweise 

beim Wohnraumerhalt.  1510 

 

2.6. Integrierte Beratungsstellen  

2.6.1. Rechtsgrundlagen / Finanzierung 

Aufgrund der Regelung des §§ 67 ff. SGB XII (Gefährdetenhilfe) erfolgt durch das 

Sozialministerium Schleswig-Holsteins bereits seit Mitte der 1990er Jahre die Förderung eines 1515 

Angebots zur Beratung von Inhaftierten Menschen vor, während und nach der Haft. Dieses 

wird von Trägern der Integrierten Beratungsstellen an verschiedenen Haftanstaltsorten 

umgesetzt. 

 

Anlage(n):  1520 

Konzeptpapier IBS 

 

2.6.2. Listung Organisationen / Adressen 
 

Diakonie Altholstein ZBS  1525 

Gasstr. 12 

24534 Neumünster 
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Diakonisches Werk im Kirchenkreis Schleswig-Flensburg 

Straffälligen- und Gefährdetenhilfe  

Johanniskirchhof 19 a  1530 

24937 Flensburg 

Rechtsfürsorge e.V. Resohilfe Lübeck 

Kleine Kiesau 8 

23552 Lübeck 

Vorwerker Diakonie 1535 

Beratungsstelle für junge Menschen 

Moislinger Allee 11a 

23558 Lübeck 

stadt.mission.mensch gGmbH 

Straffälligenhilfe 1540 

Hasseer Straße 49 

24113 Kiel 

 

2.6.3. Fallzahlen / Personalausstattung 

Die folgenden Fall- und Personalzahlen stammen aus dem Jahr 2016 1545 

IBS Flensburg: Personal: 1 Diplom-
Sozialpädagogin/Sozialarbeiterin mit 15 
Stunden/Woche. 
Fallzahl: 90 Klienten 

IBS Kiel: Personal: 1 Diplom-Sozialpädagoge/ 
Sozialarbeiter mit 19,75 Stunden/Woche. 
Fallzahl: 106 Klienten 

IBS Lübeck (Vorwerker Diakonie): Personal: 1 Sozialarbeiter mit 30 
Stunden/Woche. 
Fallzahl: 35 Klienten im Rahmen des 
Übergangsmanagements nach der 
Entlassung und 60 Klienten wurden im 
Rahmen der Haftvermeidung vor Haft 
bewahrt. 

IBS Lübeck (Resohilfe Lübeck e.V.): Personal: 1 Diplom-
Sozialpädagogin/Sozialarbeiterin mit 25 
Stunden/Woche. 
Fallzahl: 126 Klienten 

IBS Neumünster: Personal: 1 Diplom Sozialpädagoge mit 10 
Stunden/Woche 
Fallzahl: 94 Klienten 
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Die Angaben der Fallzahlen für die jeweiligen IBS-Standorte sind vor dem Hintergrund 

unterschiedlicher Ausstattungen, Gegebenheiten und aufgrund verschiedener struktureller 

Bedingungen nicht miteinander vergleichbar. Die Bedingungen eines Standortes können nicht 

ohne weiteres auf einen anderen Standort übertragen werden. 

 1550 

2.6.4. Leistungsbeschreibung  

Seit Mitte der 1990er Jahre wird vom Schleswig-Holsteinischen Ministerium für Soziales, 

Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung ein Beratungsangebot zur Beratung inhaftierter 

Menschen vor und nach der Entlassung gefördert, welches von Trägern der Freien 

Straffälligenhilfe an den Haftanstaltsorten Lübeck, Kiel, Neumünster und Flensburg umgesetzt 1555 

wird. Die Freie Straffälligenhilfe richtet sich an Menschen, die strafrechtlichen Eingriffen 

unterliegen. Ihre Hilfsangebote sind auf die Verbesserung der Lebenslagen und der sozialen 

Situation straffälliger Menschen gerichtet. Die Hilfeleistung erfolgt unabhängig von Ziel und 

Verfahren strafrechtlicher Interventionen und ist ein Angebot, dessen Annahme auf 

Freiwilligkeit der Adressaten beruht. 1560 

Ziel ist es, straffälligen Menschen Unterstützung bei der Überwindung besonderer sozialer 

Schwierigkeiten verbunden mit einer besonderen sozialen Lebenssituation zu geben und auf 

eine gesellschaftliche (Wieder-)Eingliederung hinzuarbeiten. Darüber hinaus gilt es, die 

Wahrscheinlichkeit einer erneuten Straffälligkeit zu verringern. Eine rechtzeitige und 

verbindliche Haftentlassungsvorbereitung sowie die Vermeidung von Brüchen beim Übergang 1565 

aus der Haft in die Freiheit können hierzu einen wesentlichen Beitrag liefern. 

Die an den Haftanstaltsorten ansässigen Integrierten Beratungsstellen (IBS) bieten Beratungen 

innerhalb und außerhalb der Justizvollzugsanstalten an. Sie übernehmen eine koordinierende 

Aufgabe zwischen den Justizvollzugsanstalten und allen regionalen Hilfsangeboten. Die 

einzelnen IBS arbeiten auf Grundlage eines gemeinsamen Konzepts eng zusammen und bilden 1570 

ein Netzwerk, so dass bei Bedarf eine nahtlose Überleitung an einen anderen Entlassungsort 

stattfinden kann.  

An den verschiedenen Haftanstaltsorten setzen die Angebote regional unterschiedliche 

Schwerpunkte gemäß den Erfordernissen und Anforderungen ihrer Klientel. 

Zu den möglichen Leistungen der IBS zählen u.a. die Klärung von Fragen:  1575 

 zur Haftvermeidung/Haftverkürzung (u.a. Antrag auf Ableistung gemeinnütziger 

Arbeit, Antrag auf Ratenzahlung) 

 zum Wohnungserhalt bzw. der Wohnungsauflösung mit Sicherung der Habe (u.a. 

Klärung der Mietübernahme, Kündigung der Wohnung, Vermeidung von 

Mietschulden) 1580 

 zur Wohnungssuche (u. a. Unterstützung bei der Suche nach eigenem Wohnraum, 

Begleitung zu Besichtigungsterminen, Vermittlung in Übergangseinrichtungen) 

 zum Umgang mit Behörden und sozialen Leistungsträgern (u.a. Klärung des 

Leistungsanspruchs nach der Haft, Kontaktaufnahme zu 
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Leistungsträgern/Krankenkassen/Rentenversicherungsträgern, Beschaffung von 1585 

Papieren) 

 zur Aufrechterhaltung/Wiederherstellung sozialer Beziehungen (u.a. Unterstützung 

beim Kontaktaufbau zu Angehörigen/Kindern/Bekannten, Angehörigenberatung)  

 zu psychosozialen Unterstützungsmöglichkeiten 

 zur Koordinierung und Initiierung der verschiedenen Hilfsangebote und der 1590 

Zusammenarbeit mit der JVA und den sozialen Diensten der Justiz bei der 

Entlassungsvorbereitung 

Auch die Vermittlung zu geeigneten Fachdiensten wie der Suchtberatung, Schuldnerberatung 

oder zu Bildungsträgern zählt zu den Aufgaben der IBS. Zusammengefasst bieten die 

Integrierten Beratungsstellen Beratung, Begleitung und Unterstützung während der Haft, im 1595 

Übergang zwischen Vollzug und Freiheit und bei der Wiedereingliederung nach Haftentlassung 

an. Dabei beziehen sich die Unterstützungsleistungen auch auf die psychosoziale Stabilisierung 

der Klientinnen und Klienten. Teilweise greift die Hilfe auch schon früher in Form von Hilfen 

zur Haftvermeidung und -verkürzung.  

Der Erstkontakt findet im Idealfall sechs Monate vor der möglichen Entlassung statt, damit eine 1600 

gut strukturierte Vorbereitung möglich ist. Die Zusammenarbeit erfolgt in engem Kontakt zu 

den jeweils zuständigen Abteilungsleitungen. 

Die Mitarbeitenden der IBS begleiten Klientinnen und Klienten im Einzelfall auch während der 

Haft im Rahmen von Begleitausgängen beispielsweise bei der Wohnungssuche. 

Die Zuständigkeit der IBS endet nicht mit der Entlassung. Die Mitarbeitenden der IBS stehen 1605 

ihren Klientinnen und Klienten auch nach der Entlassung als Ansprechpartnerinnen und 

Ansprechpartner am jeweiligen Entlassungsort zur Verfügung. So kann ein nahtloser Übergang 

geschaffen und eine Begleitung nach der Haft sichergestellt werden. Zielführend ist hierbei, 

durch die Stabilisierung der Lebensumstände in der kritischen Übergangsphase 

Resozialisierungschancen zu verbessern und damit erneute Straftaten zu vermeiden. 1610 

 

2.6.5 Analyse Kooperationsstrukturen mit unter 2. und 3. benannten anderen 

Akteuren  

Justizvollzug 

Die Zusammenarbeit ist aus Sicht der IBS grundsätzlich gut mit funktionierenden Absprachen. 1615 

Es gibt jedoch einige verbesserungswürdige Punkte, die im Folgenden kurz aufgezeigt werden: 

 Die Zusammenarbeit ist teilweise personenabhängig und es fehlen standardisierte 

Verfahren für die Zusammenarbeit. Der Austausch zwischen JVA und IBS ist nicht  an 

allen Standorten zufriedenstellend.  

 So kommt es teilweise zu sehr kurzfristiger Kontaktaufnahme durch Klientinnen und 1620 

Klienten zur IBS (nur wenige Monate vor der Entlassung). Dadurch ist eine umfassende 

Entlassungsvorbereitung kaum möglich. 

 Die zeitnahe Zuführung zu Beratungsgesprächen ist nicht überall gewährleistet, so dass 

es zu Verzögerungen kommt, die die Beratungszeit reduzieren. 
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 Die IBS werden je nach Standort und Schwerpunkten nicht ihren Aufgaben 1625 

entsprechend im Gesamtkontext der Entlassungsvorbereitung genutzt. Die Tätigkeit 

der IBS umfasst verschiedene Aufgabenfelder (Wohnungssuche, 

Behördenangelegenheiten usw.). Die IBS verstehen sich als koordinierende Stelle. 

Wichtig ist hierbei jedoch, dass die Inanspruchnahme der IBS auf Freiwilligkeit beruht! 

 Die IBS kritisieren, dass es aus ihrer Sicht vielfach zu wenig Lockerungen gibt, so dass 1630 

die Klientinnen und Klienten nicht die Möglichkeit haben, sich z.B. um Wohnraum oder 

auch notwendige Behördengänge zu kümmern. Begründet wird dies oft mit fehlendem 

Personal. In vielen Fällen sind Ausführungen der erste Schritt für weitere Lockerungen. 

Erst nach „erfolgreichen" Ausführungen können die inhaftierten Menschen eventuell in 

den Genuss von begleiteten oder alleinigen Ausgängen kommen, die ihnen aber 1635 

teilweise aufgrund der geschilderten Ausgangssituation verwehrt bleiben.  

 Zum Teil werden Gefangene ins „Nichts" entlassen. Sie haben weder eine Unterkunft 
noch (gültige) Papiere.  

 Es fehlt teilweise an intensiver persönlicher Begleitung durch feste Ansprechpersonen 

für  Haftentlassene für die Regelung der wichtigsten Angelegenheiten (z.B. Jobcenter, 1640 

Krankenkasse, etc.) direkt nach der Entlassung. Gerade in der kritischen Zeit nach der 

Haftentlassung wäre eine solche Anbindung wünschenswert. Eine so enge Betreuung 

kann mit den derzeitigen Personalressourcen der IBS nicht angeboten werden. 

 

Bewährungshilfe 1645 

Die Zusammenarbeit funktioniert aus Sicht der IBS zum größten Teil gut. Es gibt jedoch zum 

Teil Probleme bei der Zuständigkeitsregelung. Eigentlich gilt der Grundsatz, dass die IBS "nur" 

für die Klientinnen und Klienten zuständig sind, die nicht der Bewährungshilfe unterstellt sind. 

Allerdings kommt es immer wieder zu der Situation, in denen die IBS trotz Kontakt der 

Klientinnen und Klienten zur Bewährungshilfe ebenfalls in den Fall eingebunden sind. Dadurch 1650 

kommt es zu Doppelbetreuungen. Hier fehlen klarere Regelungen. 

 

Jugendgerichtshilfe 

Die Formen der Zusammenarbeit sind je nach Standort unterschiedlich. Probleme in der 

Kooperation sind nicht bekannt. 1655 

 

Forensische Ambulanzen 

Es findet an manchen IBS-Standorten eine Zusammenarbeit mit den forensischen Ambulanzen 

statt. Probleme in der Kooperation sind nicht bekannt. 

 1660 
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Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

Es besteht ein gemeinsamer Arbeitskreis Integrationsbegleitung/Integrierte Beratungsstellen, 

der in regelmäßigen Abständen stattfindet.  1665 

Die Zusammenarbeit vor Ort ist teilweise gut mit funktionierenden Absprachen, aber es gibt 

auch kritische Punkte: 

 

 In einigen Anstalten werden Anträge der Gefangenen für Wohnungs- und 

Sozialberatungen an die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung weitergeleitet. 1670 

Hier fehlen klare Regelungen. 

 Die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung hält nicht an allen Haftanstaltsorten 

in Schleswig-Holstein ein Angebot vor. An den Standorten Schleswig und Itzehoe fehlt 

ein solches Angebot. 

 1675 

Zu 3.1. Wohnraumversorgung 

Die IBS arbeiten mit unterschiedlichsten regionalen und überregionalen Wohnungsgebern 

sowie Beratungsstellen zusammen.  

Es fehlt jedoch an geeignetem Wohnraum für Haftentlassene. Es ist dringend notwendig, auf 

allen Ebenen entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, dass Haftentlassene 1680 

in prekäre Wohnverhältnisse entlassen werden. Darüber hinaus fehlen Hafturlauberzimmer. 

 

Zu 3.2. Arbeit und Beschäftigung 

In diesem Punkt arbeiten die IBS hauptsächlich mit den arbeitsmarktorientierten 

Integrationsbegleitungen und den Jobcentern zusammen. Probleme in der Kooperation sind 1685 

nicht bekannt. 

 

Zu 3.3. Sicherung von Sozialleistungen 

Seitens der IBS findet eine Kooperation mit einer Vielzahl von Behörden statt. Jedoch ergeben 

sich daraus einige, im Folgenden aufgezeigte Probleme: 1690 

 Es gibt keine konkrete Zuständigkeit von Jobcenter/Agentur für Arbeit vor 

Haftentlassung. Das Jobcenter bietet nicht in allen Anstalten Beratungen an. Es werden 

keine Vorab-Bescheide ausgestellt. Direkte Überleitungen zu zukünftig zuständigen 

Jobcentern sind erschwert. 

 Auf die Agentur für Arbeit kann während der Haft in vielen Anstalten nicht 1695 

zurückgegriffen werden, so dass zukünftigen ALG I-Beziehende eine kompetente 

Beratung fehlt. 

 Die Erstellung von Ausweispapieren während der Haft erweist sich zudem als schwierig, 

da die dafür nötigen Ausführungen/ Ausgänge teilweise nicht gewährt werden können. 

Dabei ist ein gültiger Personalausweis oder ein vergleichbares Dokument für die 1700 

Entlassung von großer Wichtigkeit. 
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 Weiterhin gibt es Probleme bei der Klärung von Anliegen bzgl. der 

Krankenversicherung. Die Krankenkassen sind in der Regel während der Haftzeit nicht 

zuständig, da die Gefangenen in der Zeit über die freie Heilfürsorge versichert sind. 

Viele Gefangene benötigen jedoch nach der Haftentlassung Medikamente und/oder 1705 

werden substituiert. Aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten kann eine 

nahtlose Überleitung zum Zeitpunkt der Haftentlassung oft nicht geklärt werden. Eine 

nicht geregelte Krankenversicherung kann zu weitreichenden gesundheitlichen und 

psychischen Problemen führen. 

 1710 

Zu 3.4. Substanzmissbrauch 

Es findet durchweg eine Zusammenarbeit mit den jeweiligen Suchtberatungsstellen statt. 

Probleme in der Kooperation sind nicht bekannt. 

 

Zu 3.5. Überschuldung 1715 

Die IBS arbeiten mit unterschiedlichen Schuldnerberatungsstellen zusammen. Probleme in der 

Kooperation sind nicht bekannt. 

 

Zu 3.6. Soziale Kontakte 

Teilweise gibt es eine sehr enge Kooperation mit der ehrenamtlichen Straffälligenhilfe.  1720 

Darüber hinaus werden Angebote der Familienberatung innerhalb und außerhalb der JVA 

genutzt. Eine Zusammenarbeit mit den Jugendämtern ist ebenfalls gegeben. 

Teilweise gibt es auch Freizeitangebote außerhalb der JVA, z.B. Fußball. 

Probleme im Bereich "soziale Kontakte" sind nicht bekannt. 

 1725 

Zu 3.7. Psychotherapie 

Es findet teilweise eine Zusammenarbeit mit den psychologischen Diensten innerhalb und 

außerhalb der JVA‘en statt, auch mit den forensischen Ambulanzen. 

Weitere spezialisierte Angebote von Beratungsstellen werden ebenfalls in Anspruch 

genommen. Probleme in diesem Bereich sind nicht bekannt. 1730 

 

Zu 3.8. Migrationsbedingte Bedarfe 

Die IBS arbeiten mit Migrationsberatungsstellen und weiteren spezialisierten Anlauf- und 

Beratungsstellen zusammen.  

Probleme entstehen dadurch,  1735 

 dass es für Inhaftierte teilweise keinen konkreten Ansprechpartner (Fachkraft) bzw. kein 

Beratungsangebot für Fragen zu Themenbereichen wie z.B. Asyl/Aufenthaltsstatus/ 

Abschiebung gibt. Der Bedarf in diesem Bereich ist jedoch steigend.  
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 Auch ist es nicht in allen Fällen geregelt, dass zur Entlassung anstehende Inhaftierte 

gültige Papiere haben und somit auch der Aufenthaltsstatus unklar ist. Dies kann zu 1740 

großen Schwierigkeiten nach der Entlassung führen. 

 

Weitere Kooperationen 

Tatausgleich 

Es findet eine Zusammenarbeit mit dem Täter-Opfer-Ausgleich statt. Teilweise werden auch 1745 

Angebote wie das AGT genutzt. 

Probleme im diesem Bereich sind nicht bekannt. 

 

Weitere Probleme / Angebotslücken 

Aus Sicht der IBS fehlen Haftalternativen.  1750 

 

 

 

 

 1755 

 

 

 

 

 1760 

 

 

 

 

 1765 
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3. Partnerinstitutionen und Adressen zu folgenden 

Hilfebedarfen  1770 

 

3.1. Wohnraumversorgung 

3.1.1 Rechtsgrundlagen  

Personen, bei denen besondere Lebensverhältnisse (z.B. fehlender oder nicht ausreichender 

Wohnraum) mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind, die eine Teilnahme am Leben in der 1775 

Gemeinschaft nicht möglich machen oder die Teilnahme erheblich beeinträchtigen und die aus 

eigener Kraft nicht fähig sind, diese Schwierigkeiten zu überwinden, sind Leistungen zur 

Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB XII zu gewähren. 

Für Menschen, die außerhalb von stationären Einrichtungen leben, stehen Beratungsangebote 

der 23 Fachberatungsstellen des DW zur Verfügung. Diese Arbeit wird im Rahmen des 1780 

Sozialvertrages, den das MSGF mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtsverbände Schleswig-Holstein im Dezember 2005 abgeschlossen hat, finanziert. 

 

3.1.2. Leistungsbeschreibung 
 1785 

Diakonie Schleswig-Holstein 

Unter dem Dach der Diakonie arbeiten in Schleswig-Holstein insgesamt 34 Anlaufstellen für 

Wohnungslose und für Menschen, die von Wohnungslosigkeit bedroht sind. Dazu gehören vier 

Tagestreffs, 23 Beratungsstellen und sieben stationäre Hilfen. Das Angebot ist sehr 

umfangreich und umfasst u.a. Hilfe bei der Wohnungssuche, beim Umgang mit Ämtern und 1790 

Behörden, der Schuldenregulierung oder der Bewältigung persönlicher Krisen. 

 

3.2. Arbeit und Beschäftigung 

3.2.1 Rechtsgrundlagen  

Die relevanten Rechtsgrundlagen für diesen Hilfebereich finden sich in folgenden 1795 

Sozialgesetzbüchern: 

 SGB II  Grundsicherung für Arbeitssuchende (Jobcenter) 

 SGB III  Arbeitsförderung (Arbeitsagentur) 

 SGB VI  Gesetzliche Rentenversicherung 

 SGB IX   Rehabilitation und Teilhabe behinderter und von Behinderung  1800 

bedrohter Menschen 

 SGB XII Sozialhilfe 
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3.2.2. Leistungsbeschreibung 

SGB II Jobcenter 1805 

Die Beratung im Vollzug ist eine freiwillig Leistung, die innerhalb der JVA’en unterschiedlich 
organisiert wird. 

Bei Anspruch von ALG II (keine Aufstockung) ist das Jobcenter für die Arbeitsvermittlung und 

Qualifizierung zuständig. Voraussetzung ist eine Arbeitsfähigkeit von mindestens drei Stunden 

täglich und das die Person dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht.  1810 

Arbeitsförderung:  

 Veröffentlichung eines Bewerberprofils 

 Vermittlung von Stellenangeboten 

 Finanzierung von Qualifizierungen 

 Eingliederungszuschüsse für den Arbeitgeber 1815 

 Fahrkostenzuschüsse 

Zudem Vermittlung in Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB II 

 

SGB III - Arbeitsagentur 

Haftentlassene haben seitens der Agentur für Arbeit das Recht, eine Arbeitsberatung in 1820 

Anspruch zu nehmen, sobald sie über den Entlassungstermin informiert sind. Also bereits vor 

Haftentlassung. 

Die Beratung im Vollzug seitens der Agentur für Arbeit ist eine freiwillige Leistung und wird in 

den JVA’en unterschiedlich organisiert.  

Besteht nach Haftentlassung Anspruch auf ALG I, dann ist die Arbeitsagentur für 1825 

Arbeitsvermittlung und -qualifizierung für diese Klientinnen und Klienten zuständig. 

Voraussetzung ist die Arbeitslosmeldung- oder Arbeitssuchendmeldung, eine Arbeitsfähigkeit 

von mindestens drei Stunden täglich sowie die Verfügbarkeit der Person am Arbeitsmarkt. 

Die Arbeitsförderung umfasst u.a. folgende Angebote und Leistungen:  

 Berufsberatung  1830 

 Berufsberatung für unter 25-jährige  

 Veröffentlichung eines Bewerberprofils 

 Vermittlung von Stellenangeboten 

 Finanzierung von Qualifizierungen 

 Eingliederungszuschüsse für den Arbeitgeber 1835 

 Fahrkostenzuschüsse 

Die Berufsberatung für unter 25-jährige kann bei Haftentlassenen auf 26 und 27 Jahre erhöht 

werden. 
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SGB IX  - Rehabilitation und Teilhabe behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen 1840 

Leistungsträger in diesem Bereich sind die Agentur für Arbeit, das Jobcenter, die 

Rentenversicherung und das Integrationsamt. Zwei Jahre finanzieren diese Leistungsträger die 

berufliche Rehabilitation und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Da Haftentlassene 

während der Haft nicht in die Rentenversicherung einzahlen, haben sie bei diesen Träger 

allerdings oftmals keinen Anspruch. 1845 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben werden finanziert, um bei gesundheitlicher 

Einschränkung eine Erwerbsfähigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt zu erhalten oder wieder 

herzustellen. 

Leistungen zur Teilhabe können u.a. sein: 

 Umschulungen und Qualifizierungen u.a. in Berufsbildungswerken 1850 

 Unterstützung von Integrationsfachdiensten 

 Arbeitsassistenz 

 Arbeitsplatzausstattungen 

 Kfz–Ausstattungen 

 Werkstätten für Behinderte 1855 

 Minderleistungsausgleich für Arbeitgeber 

Die Dauer der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben beträgt zwei Jahre und mündet dann 

in die Eingliederungshilfe. 

 

SGB XII - Sozialhilfe 1860 

Menschen, die dem Arbeitsmarkt aus gesundheitlichen Gründen weniger als drei Stunden 

täglich zur Verfügung stehen und bedürftig sind erhalten Grundsicherung, 

Erwerbsminderungsrente oder Sozialgeld. 

Die Vermittlung bezieht sich auf Arbeitsprojekte für Nichterwerbsfähige, die in den 

verschiedensten Arbeitsbereichen beispielsweise in der Gastronomie oder dem Gartenbau 1865 

angeboten werden. 

 

3.3. Sicherung von Sozialleistungen 

3.3.1 Rechtsgrundlagen  
Die relevanten Gesetzesgrundlagen finden sich in folgenden Sozialgesetzbüchern: 1870 

 SGB I  Bundesausbildungsförderungsgesetz (BaföG) § 68, Wohngeld 

 SGB II  Arbeitslosengeld II (Hartz IV) – Sozialgeld (§ 19) 

 SGB III  Arbeitslosengeld I, BAB (Ausbildungsbeihilfe) 

 SGB VI  Gesetzliche Rente/Erwerbsminderungsrente 

 SGB XII Sozialhilfe/Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 1875 
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3.3.2. Leistungsbeschreibung 

SGB I  BaföG und Wohngeld 

BaföG-Leistungen können Schülerinnen und Schüler und Studentinnen und Studenten gewährt 

werden und sollen diese finanziell während der Ausbildungsphase unterstützen.  1880 

Wohngeld ist eine Sozialleistung die für Menschen mit einem geringen Einkommen zur 

Verfügung stehen kann. 

 

SGB II   Arbeitslosengeld II 

Bei einer Arbeitsfähigkeit von drei Stunden täglich, keinem Anspruch auf ALG I und 1885 

entsprechender Bedürftigkeit können arbeitsfähige Personen ALG II erhalten. Die Höhe beläuft 

sich zurzeit (2018) auf 416,00 € für Alleinstehende zuzüglich Miete und Heizkosten. 

Bei Bezug von ALG II Leistungen wird den Haftentlassenen ein Teil des Überbrückungsgeldes 

angerechnet, sodass sich die Höhe des ALG II Bezuges verringert (§ 11a Abs. 6). Haftentlassene 

haben oftmals nur noch Anspruch auf die Erstausstattung mit Kleidung und der Wohnung. 1890 

Diese einmalige Beihilfe regelt §24 SGB II. Personen, die eine Teilerwerbsminderungsrente 

erhalten, können mit ALG II aufstocken. Bei Auszubildenden deren Gehalt, 

Berufsausbildungsbeihilfe oder Bafög nicht ausreicht, können ALG II Leistungen beantragt 

werden. Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft mit einer ALG II empfangenden Person 

leben und nicht erwerbsfähig sind erhalten Sozialgeld. 1895 

 

SGB III   Arbeitslosengeld I 

Haben Haftentlassene innerhalb der letzten zwei Jahre gearbeitet, erwerben Sie ggf. einen 

Anspruch auf ALG I. Die Berechnung des ALG I bezogen auf den Leistungsbezug in der Haft 

unterscheidet sich von der Berechnung zum normalen Einkommen außerhalb der Haft. Um 1900 

eine Ausbildung in einem anerkannten Beruf absolvieren zu können, zahlt die Agentur für 

Arbeit Berufsausbildungsbeihilfe, wenn die Auszubildenden nicht bei den Eltern wohnen 

können.  

 

SGB VI  Gesetzliche Rente und Erwerbsminderungsrente 1905 

Voraussetzung für den gesetzlichen Rentenerhalt ist eine Einzahlung in die gesetzliche 

Rentenversicherung von 5 Jahren. 

Um Erwerbsminderungsrente zu erhalten, müssen innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens 
drei Jahre Rentenversicherungsbeiträge gezahlt worden sein.  

Inhaftierungszeiten können deshalb im Einzelfall dazu führen, dass sich nach der 1910 

Haftentlassung bei vorliegender Erwerbsunfähigkeit kein Anspruch auf eine 
Erwerbsunfähigkeitsrente besteht, da die entsprechenden Versicherungszeiten fehlen. 
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Reicht die Erwerbsminderungsrente nicht aus, kann aufstockend Grundsicherung nach SGB XII 

beantragt werden bzw. auch eine nicht sozialversicherungspflichtige Arbeit aufgenommen 

werden. 1915 

 

SGB XII  Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 

Ersatz und Aufstockung bei nicht ausreichender Rente im Alter oder bei Erwerbsminderung. 

 

3.4. Substanzmissbrauch 1920 

Substanzmissbrauch beschreibt die chronische oder übermäßige Anwendung von 

Medikamenten, Pharmaka, Drogen oder Alkohol bei fehlender medizinischer Indikation. Die 

aktuelle Gesetzgebung unterscheidet den Gebrauch sogenannter legaler und illegaler 

Substanzen. 

Zu den legalen Substanzen mit Suchtpotenzial zählen u. a. Alkohol und Medikamente. Die 1925 

Abgabe und der Verkauf legaler Drogen unterliegen Beschränkungen, beim Verkauf von 

Alkohol existiert zum Beispiel eine Altersgrenze. Die Abgabe von Medikamenten ist durch das 

Arzneimittelgesetz (AMG) geregelt. 

Umgangssprachlich werden in Deutschland Substanzen als illegale Drogen bezeichnet, welche 

als nicht verkehrsfähig in Anlage I des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG) aufgeführt sind, deren 1930 

Handel und Abgabe also grundsätzlich strafbar ist. Auch der Umgang mit Substanzen aus 

Anlage II BtMG (verkehrsfähige, aber nicht verschreibungsfähige Betäubungsmittel) ohne 

Erlaubnis der Bundesopiumstelle ist strafbar. Die Straftaten sind nach § 29, § 29a, § 30, § 30a, § 

30b BtMG geregelt. 

Die Ursache des Subtanzmissbrauchs ist in der Regel eine Abhängigkeitserkrankung, wie sie 1935 

durch die WHO (Weltgesundheitsorganisation) im „International Statistical Classification of 

Diseases and Related Health Problems 10" (ICD-10) definiert ist. 

Es finden sich sowohl sehr detaillierte Beschreibungen zur Beziehung zwischen psychischer und 

Verhaltensstörung durch einzelne Substanzen als auch zu einzelnen Zuständen, die durch den 

Substanzmissbrauch bzw. Substanzgebrauch ausgelöst werden können. Aus der Definition 1940 

einer Abhängigkeitserkrankung ergeben sich umfangreiche Behandlungsmöglichkeiten, auf 

deren Durchführung ein gesetzlicher Anspruch besteht.  

Unterschieden wird grundsätzlich zwischen ambulanten und stationären Hilfsformen, 

allerdings sind auch Mischformen (Tageskliniken) möglich. 

 1945 

3.4.1 Rechtsgrundlagen  

Es besteht ein Rechtsanspruch auf Hilfe bei Abhängigkeitserkrankungen u.a. durch die 

folgenden Gesetze: 
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 SGB II, § 16a 

 SGB V, §§ 23.2, 23.4, 39, 40 1950 

 SGB VI, §§ 15, 32 

 SGB VIII, § 27  

 SGB XII, §§ 53, 54, 67, 68 

Als gesetzliche Grundlage für Interventionen bei Substanzmissbrauch kann in Einzelfällen auch 

das Psychisch-Kranken-Gesetze (PsychKG), § 14 dienen. 1955 

Die Grundlagen für die strafrechtliche Verfolgung bei Verstößen gegen das 

Betäubungsmittelgesetz finden sich im Betäubungsmittelgesetz (BtMG), 6. Abschnitt ab § 29. 

Neben den in den Sozialgesetzbüchern festgeschriebenen Leistungen, kennt die Suchthilfe 

auch sogenannte freiwillige Leistungen, die von Bund, Ländern oder Kommunen, insbesondere 

im präventiven Bereich und im Hinblick auf die Arbeit der Suchtberatungsstellen angeboten 1960 

werden. 

 

3.4.2. Leistungsbeschreibung 

Insgesamt ist die Suchtkrankenhilfe sowohl für den Bereich der legalen als auch für den Bereich 

der illegalen Substanzen gut organisiert und aufgestellt. Allein in Schleswig-Holstein finden 1965 

sich ca. 70 Suchtberatungsstellen. Koordinierungsaufgaben werden unter anderem durch die 

Landesstelle für Suchtfragen (LSSH) übernommen. Es finden sich diverse Beschreibungen von 

Mindeststandards in der ambulanten Suchthilfe, unter anderem durch den Fachverband 

Drogen und Rauschmittel. Des Weiteren gibt es eine Leistungsbeschreibung für Beratungs- 

und Behandlungsstellen, herausgegeben von der Deutschen Hauptstelle gegen die 1970 

Suchtgefahren.  

Die schleswig-holsteinischen Einrichtungen der Suchtkrankenhilfe arbeiten seit nunmehr fast 

20 Jahren mit einer computergestützten Dokumentation. Anhand der regelmäßig 

durchgeführten Auswertungen der Daten auf anonymer Basis lassen sich sehr genaue 

Aussagen über die Anzahl der Suchtmittelabhängigen, die Art der Abhängigkeit sowie die 1975 

soziale Situation der Betroffenen machen. Verwiesen wird an dieser Stelle auf die 

Veröffentlichung „Moderne Dokumentation in der ambulanten Suchtkrankenhilfe“ Trends 2010 
bis 2015, einzusehen auf der Internetseite der Landesstelle für Suchtfragen Schleswig-Holstein, 

erstellt durch das Institut für Interdisziplinäre Sucht- und Drogenforschung Hamburg (ISD).  

Im Hinblick auf die stationäre Versorgung Suchtkranker unterscheidet man zwischen 1980 

Einrichtungen:  

 zur Akutversorgung (körperliche Entgiftung und/oder qualifizierte 

Entzugsbehandlung),  

 psychiatrische Krankenhäuser oder Fachkliniken zur Behandlung von Suchtkranken, 

 Fachkliniken zur stationären und medizinischen Rehabilitation für den 1985 

Indikationsbereich Abhängigkeitserkrankung (Entwöhnung), 

 Tageskliniken zur ganztägigen ambulanten medizinischen Rehabilitation für den 

Indikationsbereich Abhängigkeitserkrankung, 
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 Adaptionseinrichtungen, 

 und Einrichtungen der stationären Eingliederungshilfe.  1990 

Sämtliche Einrichtungen in Schleswig-Holstein sind im Suchthilfeführer (herausgegeben durch 

die LSSH letztmalig 2015) aufgeführt. Der online abrufbare Suchthilfeführer bietet den besten 

Überblick über sämtliche vorhandene Beratungsstellen sowie alle stationären oder 

teilstationären Einrichtungen und die vorhandenen Selbsthilfegruppen. Der Führer ist so 

aufgebaut, dass sich die Angebote und die Kompetenzen sowie Schwerpunkte der 1995 

Beratungsstellen oder der stationären Einrichtungen durch bestimmte Symbole in der 

Präsentation ergeben.  

Die Angebote der Suchthilfe sind vielfältig und professionell. Die Arbeit ist durch die Definition 

des Substanzmissbrauchs als Abhängigkeitserkrankung insgesamt gesetzlich gut abgesichert. 

 2000 

3.5. Überschuldung 

3.5.1 Rechtsgrundlagen  

Relevante Rechtsgrundlagen für diesen Hilfebereich finden sich in: 

 § 16a Nr. 2 SGB II; SGB XII; 

 § 9 Abs.1 Nr. 9 LStVollzG SH, § 22 LStVollzG SH 2005 

 § 305 Abs. 1 Nr. 1 Insolvenzordnung (InsO) i. V. m. §1 Nr. 2 des Gesetzes zur Ausführung 

der Insolvenzordnung (AGInsO)  

Träger der kostenfreien Schuldnerberatung sind Wohlfahrtsverbände, Verbraucherzentralen, 

Kirchen und Kommunen. Ein verbindlicher Rechtsanspruch auf eine Schuldnerberatung besteht 

nicht. 2010 

In Schleswig Holstein gibt es zurzeit 36 durch das Land geförderte und anerkannte 

Schuldnerberatungsstellen (siehe Anlage, www.schuldnerberatung-sh.de). Im Auftrag des 

Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren (MSGJFS) erfolgt eine 

landesweite Koordinierung durch die Koordinierungsstelle Schuldnerberatung Schleswig-

Holstein. 2015 

 

3.5.2. Leistungsbeschreibung 

Eine nicht geringe Anzahl von Probanden hat über Jahre und Jahrzehnte hinweg Schulden 

aufgebaut und oftmals den Überblick über ihre finanzielle Situation verloren. Arbeitslosigkeit, 

prekäre Beschäftigungsverhältnisse, Krankheit, Unfall, Tod von Angehörigen, mangelnder 2020 

Umgang mit finanziellen Mitteln (Unterschätzen der Lebenshaltungskosten) können Ursache 

für die sukzessive Anhäufung von Schulden sein. Diese können auch zum Auslöser für 

Straftaten bzw. abweichendes Verhalten werden. Straftaten wiederum ziehen u. U. neue 

Geldforderungen (Schadenersatz, Schmerzensgeld, Gerichtskosten) nach sich. 

Hoffnungslosigkeit, fehlendes Selbstwertgefühl und kaum gesellschaftliche Teilhabe sind 2025 

weitere Folgen. 
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Die Schuldnerberatung verfolgt daher das Ziel, Menschen, die in diese wirtschaftliche, 

existentielle und somit auch soziale und psychische Not geraten sind, eine angemessene 

Hilfestellung zu geben. 

Vordringlichstes Ziel des systemischen und ganzheitlichen Beratungsprozesses ist es, zuerst 2030 

die elementaren Lebensbedürfnisse (Wohnraum, Strom, Lebensmittel, Kleidung) der 

Probandinnen und Probanden und ggf. ihrer Kinder/ Angehörigen zeitnah zu sichern. 

Durch Ausschöpfung aller Möglichkeiten (Ermittlung von Gläubigern, Überprüfung von 

Forderungen, Erstellung von Regulierungsplänen, Vorbereitung von Verbraucherinsolvenzen 

u.a.) erfolgt mittel- bzw. langfristig ein Abbau der Überschuldung oder bestenfalls die 2035 

vollständige Schuldenregulierung. 

Neben den auf die Finanzen ausgerichteten Blickwinkel wird eine psychosoziale Stabilisierung, 

die Aktivierung des Selbsthilfepotentials und Stärkung der individuellen Kompetenzen und 

damit in der Gesamtbetrachtung eine nachhaltige Verbesserung der Lebensqualität 

angestrebt. Dies kann wiederum dazu führen, neue Straftaten und Rückfälle in kriminelles 2040 

Verhalten zu vermeiden. 

Probandinnen und Probanden sollen ebenfalls befähigt und motiviert werden, sich zukünftig 

nicht mehr zu überschulden und persönliche Probleme eigenständig und selbstverantwortlich 

zu lösen. 

 2045 

3.6. Soziale Kontakte 

3.6.1 Rechtsgrundlagen  

Das Menschenrecht auf Teilhabe am kulturellen und sozialen Leben ist im Grundgesetz Artikel 

3 Abs. 1 i. V. m. Artikel 20 Abs. 1 GG verankert bzw. lässt sich hieraus herleiten. Demnach 

bezeichnet das Grundgesetz den Staat als einen demokratischen und sozialen Bundes- und 2050 

Rechtsstaat, was bedeutet, dass sich dieser auch um soziale Gerechtigkeit und soziale 

Sicherheit seiner Bürger zu kümmern hat.  

Im Bürgerlichen Gesetzbuch findet sich kein konkreter Rechtsanspruch auf „soziale Kontakte“ 
bzw. Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Allerdings sind hier in den §§ 21 – 79 BGB 

Vorschriften für Vereine zu finden, die häufig „Anbieter“ für kontakt- und teilhabefördernden 2055 

Angeboten sind.  

Für Schülerinnen und Schüler besteht ein Anspruch auf Bildung und Teilhabe. Dieser ist im SGB 

II, SGB XII, sowie im Bundeskindergeldgesetz und AsylbLG geregelt. Hierbei werden u.a. Kosten 

für die Teilnahme an Klassenfahrten, sowie die Kosten für die Mittagsverpflegung 

übernommen. Darüber hinaus werden Kosten in Höhe von 10€ monatlich für die Teilhabe am 2060 

soziale und kulturellen Leben (Vereine im Bereich Sport und Spiel, sowie Kultur und 

Geselligkeit) in der Gemeinschaft übernommen.  

Im Rahmen der Eingliederungshilfe nach § 53 SGB XII haben Menschen mit Behinderung bzw. 

Menschen, die von einer Behinderung bedroht sind einen Anspruch auf Eingliederung in die 

Gesellschaft. 2065 
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Ein Rechtsanspruch resultiert somit aus den Vorschriften des Grundgesetzes, sowie den 

Sozialgesetzbüchern II und XII. 

Finanziert werden die Leistungen nach SBG II und SBG XII (im Rahmen der Eingliederungshilfe 

und im Rahmen von Bildung und Teilhabe) durch Bund und Land bzw. Kommune. 

 2070 

3.6.2. Leistungsbeschreibung 

Eine Vielzahl der Probandinnen und Probanden beziehen ihre sozialen Kontakte seit geraumer 

Zeit aus delinquentem und/oder konsumierendem Milieu, das u.a. gekennzeichnet ist von 

häufigen Beziehungsabbrüchen, sowie einer milieutypischen Sprache. Eine Distanzierung im 

Rahmen der Resozialisierung bringt für die Probandinnen und Probanden Schwierigkeiten 2075 

unterschiedlicher Art mit sich. Die eigene Vergangenheit (Herkunftsmilieu, Delinquenz…) kann 
häufig nicht offen kommuniziert werden, da Ängste (u.a. Stigmatisierung) und fehlendes 

Selbstvertrauen davon abhalten. Darüber hinaus fehlen häufig soziale Kompetenzen für eine 

adäquate Kontaktaufnahme, als auch die Fähigkeit Beziehungen aufzubauen und auch halten 

zu können. Es droht Vereinsamung mit all ihren Konsequenzen, auch in psychischer Hinsicht.  2080 

Angebote verschiedener Vereine im Bereich sozialer Kontakte können die Ressourcen der 

Probandinnen und Probanden nutzen und stärken. Vor allem Kindern und Jugendlichen soll 

durch Bildung und Teilhabe eine Chancengleichheit gewährt werden.  Neben den „normalen“ 
Vereinen  gibt es Anbieter und/oder ehrenamtlich tätige Personen, die sich justiznah, 

suchtspezifisch und therapeutisch orientieren und konkrete Angebote zur Steigerung der 2085 

sozialen Kompetenz und zur Überwindung besonderer Problemlagen vorhalten. Hierzu 

gehören auch Selbsthilfegruppen. Mit verschiedenen Methoden wird dort an wesentlichen 

Themen (Ängste, Selbstwertgefühl, Vergangenheitsbearbeitung, Sucht, u.a.) gearbeitet, was 

mittel- und  langfristig mehr Stabilität und Sicherheit im sozialen Umgang herstellt. Durch 

Nutzung der entsprechenden Angebote und durch regelmäßige „Übung“ in Beziehungen, kann 2090 

eine Verbesserung der Lebensqualität erreicht werden. Dadurch kann die Distanzierung vom 

bisherigen Umfeld besser und konsequenter gelingen, und ein wesentlicher Schritt zur 

Rückfallvermeidung erreicht werden. 

 

3.7. Psychotherapie 2095 

3.7.1 Rechtsgrundlagen  

Die relevanten Gesetzesgrundlagen für diesen Hilfebereich finden sich u.a. in den 

Sozialgesetzbüchern: 

 SGB V 

 SGB XII 2100 

 ggf. SGB II 

sowie im BGB (dort das Patientenrechtegesetz). Von Bedeutung sind auch die Richtlinien des 

Gemeinsamen Bundesausschusses über die Durchführung der Psychotherapie 

(Psychotherapie-Richtlinie) in der Fassung vom 19. Febr. 2009, veröffentlicht im 
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Bundesanzeiger 2009; Nr. 58 S. 1399; zuletzt geändert am 15. Oktober 2009 und das 2105 

Psychotherapeutengesetz (PsychThG). 

Das SGB V regelt einen Leistungsanspruch gegenüber der gesetzlichen Krankenkasse. 

Demnach haben alle Versicherten einen Anspruch auf Leistungen, die Gesundheit zu erhalten, 

wieder herzustellen oder den Gesundheitszustand zu verbessern. Dies betrifft auch die 

psychische Gesundheit. Kostenträger für eine stationäre oder ambulante Psychotherapie sind 2110 

demnach die Krankenkassen, sofern es sich um psychische Störungen von Krankheitswert 

handelt. 

Ein Anspruch auf Psychotherapie wird demnach dann begründet, wenn  

a) eine psychische Erkrankung vorliegt.  

Anerkannte psychische Erkrankungen finden sich im ICD 10 WHO 12; Kapitel V; Psychische und 2115 

Verhaltensstörungen (F00 – F99) oder im DSM-IV; wobei ein Symptomkomplex erst dann als 

Störung oder Erkrankung definiert wird, wenn der Symptomkomplex in sozialen, beruflichen 

oder anderen wichtigen Lebensbereichen zu bedeutsamen Einschränkungen oder Leiden führt. 

b) der Psychotherapeut/die Psychotherapeutin eine staatliche Genehmigung zur 

Ausübung des Berufes und (in der Regel) eine Kassenzulassung nachweisen kann. (siehe 2120 

PsychThG) 

Gelingt es nicht, innerhalb einer angemessenen Zeit eine niedergelassene 

Psychotherapeutin/einen niedergelassenen Psychotherapeuten zu finden, die/der über eine 

Kassenzulassung verfügt, kann im Einzelfall auch über ein Delegationsverfahren eine 

entsprechend qualifizierte Person ohne Kassenzulassung, die den anerkannten 2125 

Behandlungsverfahren entsprechend qualifiziert ist, in Anspruch genommen werden.  

Es gibt darüber hinaus Einzelfälle, in denen auch die Sozialgesetzbücher SGB II oder SGB XII 

zur Prüfung eines Leistungsanspruchs herangezogen werden können. 

Ggf. kann zur Prüfung eines Leistungsanspruchs auch das SGB XII, § 48 Hilfe bei Krankheiten 

herangezogen werden und in Einzelfällen geprüft werden, ob evtl. entstehende Kosten der 2130 

Krankenbehandlung durch die Eingliederungshilfe des örtlich zuständigen Sozialamtes 

übernommen werden kann. Der Leistungsanspruch wird grundsätzlich nach dem 

Subsidiaritätsprinzip geprüft. Die Vergütung und Leistungserbringung ist in SGB XII § 52 

geregelt und orientiert sich an den Bestimmungen des SGB V. Die Zielgruppe, 

Leistungsberechtigte, die in keiner gesetzlichen Krankenkasse versichert sind und die Aufgaben 2135 

der Eingliederungshilfe werden in SGB XII § 53 geregelt. In Einzelfällen kann ggf. hierüber auch 

die Bewilligung einer Therapie erreicht werden, die durch die Krankenkassen und/oder 

Rentenversicherungsträger abgelehnt wurden. 

Das SGB II regelt den Leistungsanspruch der Grundsicherung von Arbeitsuchenden. Auch nach 

dem SGB II gibt es grundsätzlich die Möglichkeit, gemäß § 21 SGB II in Einzelfällen einen 2140 

Mehrbedarf zu beantragen, wenn es sich nicht nur um einen einmaligen, sondern laufenden, 

nicht abweisbaren Unterstützungsbedarf (wie z. B. notwendige Therapiekosten) handelt. Dies 

dürfte aber die absolute Ausnahme sein, da auch das SGB II nach dem Prinzip der 
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Nachrangigkeit greift und Leistungsempfangende in der Regel auch in der Pflichtversicherung 

der Krankenkassen sind. 2145 

In den Psychotherapie-Richtlinien wird Psychotherapie als Leistung der Krankenkassen 

beschrieben. In diesen sind außerdem die Rahmenbedingungen, Zugang zur Leistung, 

Behandlungsformen und Antragsverfahren festgelegt. 

Die Patientenrechte werden im Patientenrechtegesetz gebündelt. Das Patientenrechtegesetz 

regelt neben dem Behandlungsvertrag u. a. auch den Zugang zu fachärztlicher Behandlung in 2150 

einem angemessenen Zeitraum. Die kassenärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein bietet seit 

01.04.2017 in Erfüllung dieser Bestimmung in bestimmten Fällen auch eine Vermittlung in 

Psychotherapie. Vermittelt wird allerdings nur der Erstkontakt in eine psychotherapeutische 

Sprechstunde (siehe Psychotherapie-Richtlinien) oder in eine Akut-Behandlung. Die 

Probandinnen und Probanden verlieren dann aber die Möglichkeit, eine bestimmte 2155 

Behandlerin bzw. einen bestimmten Behandler zu wählen. 

Zu beachten ist, dass nicht alle Krisensituationen oder emotionalen/psychischen Belastungen 

auch einer Therapie bedürfen; die Kosten für Beratungen in spezifischen Beratungsstellen (z. B. 

Ehe-, Krisen-, Familienberatung) werden von den Krankenkassen in der Regel nicht 

übernommen, auch wenn dort Psychologinnen oder Psychologen arbeiten und (semi-2160 

)therapeutische Arbeit leisten.  

Ebenso werden psychologische und psychotherapeutische Angebote, die der beruflichen oder 

persönlichen Entwicklung dienen, in der Regel nicht von den öffentlichen Kassen übernommen. 

Hier können ggf. auch Zuschüsse nach dem SGB II oder SGB XII beantragt werden, wenn 

Gebühren erhoben werden. Die Aussichten auf Erfolg sind aber erfahrungsgemäß eher gering, 2165 

so dass ein Antrag auf Zuschuss zu einer solchen Beratungsreihe bei Stiftungen, Kirchen oder 

gemeinnützigen Vereinen mehr Erfolg versprechen. Ein Rechtsanspruch besteht hier aber 

ebenso wenig, wie auf Leistungen nach dem SGB XII und SGB II, bei denen es sich um „Kann-

Leistungen“ handelt. 

 2170 

3.7.2. Leistungsbeschreibung 

Nach dem deutschen Ärzteblatt waren in Deutschland 2013 33,3 Prozent der Bevölkerung 

mindestens einmal von einer psychischen Störung betroffen. Tendenz, folgt man der medialen 

Berichterstattung, steigend. In den verschiedenen Statistiken der Krankenkassen rangieren 

psychische Erkrankungen mittlerweile unter den ersten drei Diagnosen, die am häufigsten zu 2175 

Arbeitsunfähigkeitszeiten führen. Gleichzeitig finden lediglich ca. 40 Prozent der Betroffenen 

nach dem deutschen Ärzteblatt Zugang zu fachärztlicher oder psychotherapeutischer 

Behandlung. 

Man kann davon ausgehen, dass die Verteilung psychischer Erkrankungen in der Gruppe 

verurteilter Haftentlassenen zumindest ähnlich ausfällt. Wertet man die biografischen Daten, 2180 

Haft- oder Bewährungsverläufe und Angaben zu Straftatverhalten aus, wird schnell deutlich, 

dass psychische und Verhaltensstörungen auf unterschiedlichen Ebenen wirksam sein können. 



Stand 20.06.2018   62 

Der Verlust von Lebensqualität, das Gefühl von Perspektivlosigkeit, Überforderung in der 

Alltagsbewältigung in Folge psychischer Störungen kann zu einem erhöhten Risiko für 

Rückfälligkeit in jegliches Problemverhalten führen, sei es Straffälligkeit oder auch die 2185 

Verweigerung einer zielorientierten Mitwirkung. 

In der Analyse von Straftatverhalten können psychische oder Verhaltensstörungen als 

mitwirkende Bedingung identifiziert werden oder das Straftatverhalten zeigt sich als Versuch 

der Kompensation von Defiziten der psychischen Gesundheit.   

Spielen Persönlichkeitsstörungen eine Rolle im Straftatverhalten, so muss von 2190 

Verhaltensmustern ausgegangen werden, die bereits in der Kindheit oder Jugend angelegt und 

ausgebildet worden sind, die auf der Beziehungsebene, also insbesondere in sozialen 

Interaktionen, ausagiert werden und von angemessenen Verhaltensmustern unflexibel und 

deutlich abweichen. Persönlichkeitsstörungen oder -akzentuierungen können im 

Straftatverhalten selbst eine Rolle spielen, aber sich auch in der Beziehung aller am 2195 

Resozialisierungsprozess beteiligten Personen. 

Auch die Ermittlungs- und Strafverfahren selbst, Haftverläufe oder der Verlust früherer 

sozialer/beruflicher Zusammenhänge in Folge der Verfahren können von den Betroffenen als 

belastend oder traumatisierend erlebt werden und bei ungünstigem Verlauf an der Entwicklung 

psychischer Störungen mitwirken.  2200 

Am Beispiel der am häufigsten diagnostizierten psychischen Erkrankung, der affektiven 

Störung, lässt sich beispielhaft durchdeklinieren, wie sich beispielsweise die Hauptsymptome 

einer Depression (beispielsweise Verlust von Antrieb und Energie, rasche Ermüdbarkeit, 

Freudlosigkeit, das Gefühl von Perspektivlosigkeit) auf einen Resozialisierungsverlauf 

auswirken können.  2205 

Die beispielhaften Ausführungen erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern sollen 

die These unterstreichen, dass sich psychische Störungen auf allen relevanten Ebenen der 

Resozialisierung auswirken können und idealerweise in einer Hilfeplanung berücksichtigt 

werden müssen.  

Bei ungünstigen Resozialisierungsverläufen mit einer spezifischen Symptomatik oder 2210 

entsprechenden Berichten der Verurteilten ist immer auch an das Mitwirken einer psychischen 

Störung zu denken. Diagnose und Behandlung fallen jedoch zwingend in die Kompetenz einer 

Fachärztin bzw. eines Facharztes oder niedergelassenen Psychotherapeutinnen oder 

Psychotherapeuten.  

Die an der Resozialisierung beteiligten Akteure können aber wichtige vorausgehende 2215 

Unterstützung leisten, die den Haftentlassenen den Zugang zu therapeutischer Unterstützung 

erleichtert. Oftmals sind nach einer Haftentlassung die an der Resozialisierung beteiligten 

Personen die einzigen Ansprechpersonen und so auch diejenigen, denen eine psychische 

Symptomatik auffallen könnte. 

In den jeweils üblichen Beratungsprozessen können auffallende Verhaltens- und 2220 

Erlebensanteile wahrgenommen werden mit den Haftentlassene kommunizieren und zu einer 

Auseinandersetzung ermutigen. Es ist notwendig, in diesen Fällen Beratungen über psychische 
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Störungen und Behandlungsmöglichkeiten anzubieten und den Entscheidungsprozess für eine 

Therapie positiv zu unterstützen. 

Formulieren Haftentlassene den Wunsch nach einer Diagnostik und/oder Behandlung, kann im 2225 

Rahmen der Resozialisierung eine konkrete Beratung über Angebote und 

Zugangsmöglichkeiten zur Therapie geboten und die Suche nach entsprechenden, für die 

Behandlung in Frage kommenden Personen, unterstützt werden. 

Die Richtlinien der Bundespsychotherapeutenkammer unterstützen eine sachliche Beratung. 

Auf der Homepage der Bundespsychotherapeutenkammer stehen Informationen über Wege 2230 

zur Psychotherapie in PDF-Format zur Verfügung, die über Therapieformen, sowie Zugang zur 

Therapie und die Finanzierung verständlich informieren. 

Für die Suche nach einer geeigneten Behandlerin bzw. einem geeigneten Behandler ist auf die 

Neuerungen im Psychotherapeutengesetz hinzuweisen. Demnach müssen niedergelassene 

Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten eine Sprechstunde (für den Erstkontakt) 2235 

bereithalten und feste Zeiten der telefonischen Erreichbarkeit garantieren. Außerdem müssen 

Kapazitäten für eine Akutbehandlung bereitgehalten werden. 

Die ersten fünf Gesprächstermine müssen als probatorische Sitzungen von den Krankenkassen 

übernommen werden, das bedeutet, um in die Sprechstunde zu gehen oder probatorische 

Termine wahrzunehmen ist weder eine Überweisung, noch eine Kostenübernahme notwendig. 2240 

Es reicht eine gültige Krankenversicherungskarte, vorausgesetzt, die Behandlerin bzw. der 

Behandler verfügt über eine Kassenzulassung. Die probatorischen Sitzungen dienen dazu, 

gemeinsam festzustellen, ob eine Psychotherapie notwendig und sinnvoll ist. 

Ist eine stationäre Behandlung notwendig, ist eine ärztliche Überweisung (ggf. auch durch den 

Hausarzt) in eine Klinik notwendig, dann wird auch diese Behandlung durch die Krankenkassen 2245 

übernommen.  

Des Weiteren gibt es auch die Möglichkeit, zur Behandlung psychischer Störungen eine 

Rehabilitationsmaßnahme zu beantragen. Diese muss grundsätzlich vor Antritt der Behandlung 

bei dem zuständigen Rentenversicherungsträger beantragt werden und wird häufig nur dann 

bewilligt, wenn ambulante und (teil-)stationäre Maßnahmen keinen dauerhaften Erfolg hatten. 2250 

Die Krankenkassen halten Verzeichnisse von niedergelassenen Behandlerinnen und 

Behandlern bereit (unterschiedliche Krankenkassen haben oft unterschiedliche Verträge mit 

Behandlerinnen und Behandlern). Auf der Homepage der Kassenärztlichen Vereinigung 

können neben Fachärztinnen und Fachärzten auch Psychotherapeutinnen bzw. 

Psychotherpeuten online gesucht werden. Nach längerer erfolgloser Suche nach 2255 

Behandlerinnen und Behandlern lässt sich die Terminservice-Stelle der kassenärztlichen 

Vereinigung Schleswig-Holstein telefonisch oder online in Anspruch nehmen. Auch die 

Bundestherapeutenkammer informiert über niedergelassene Therapeutinnen und Therapeuten 

auf ihrer Homepage.  

 2260 
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3.8. Migrationsbedingte Bedarfe  

3.8.1 Rechtsgrundlagen  

Neben den bereits unter Kapitel 3.2. genannten Rechtsgrundlagen SGB II, SGB III, SGB IV, SGB 

IX und SGB XII und den unter Kapitel 3.3. genannten Rechtsgrundlagen SGB I, SGB II, SGB III, 2265 

SGB VI und SGB XII ist für diesen Hilfebereich auch das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

relevant.  

 

3.8.2. Leistungsbeschreibung 

Arbeit /Beschäftigung 2270 

Neben den unter 3.2. genannten Leistungen ist für Asylbewerberinnen und Asylbewerber sowie  

Geduldete die Agentur für Arbeit zuständig sofern sie noch nicht als Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber anerkannt worden sind. Für anerkannte Asylbewerberinnen und Asylbewerber ist 

bei Arbeitslosigkeit das Jobcenter zuständig. 

Zudem gibt es bei der Agentur für Arbeit, beim Jobcenter als auch bei den Kammern, 2275 

Sozialämtern und anderen Institutionen zahlreiche Projekte mit dem Ziel, Menschen mit 

Migrationshintergrund in Arbeit zu integrieren. 

In der Haft haben Gefangene mit Migrationshintergrund die Möglichkeit Sprachkurse zu 

absolvieren. Auch die arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung können sie in Anspruch 

nehmen. Hier erhalten sie neben der allgemeinen Unterstützung wie beispielsweise 2280 

Behördengänge, spezielle Unterstützungen (u.a. Beschaffung von Ausweispapieren, 

Deutschkurse). 

 

Sicherung von Sozialleistungen 

Neben den Leistungen die unter Kapitel 3.3 genannt worden sind, erhalten Personen im 2285 

Asylverfahren und Geduldete Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. Diese 

werden vom Amt für Soziale Hilfen ausgezahlt. Voraussetzung ist die materielle Bedürftigkeit 

der Leistungsempfangenden. 

Anerkannte Asylbewerberinnen und Asylbewerber erhalten bei materieller Bedürftigkeit 

Leistungen vom Jobcenter. 2290 

 

Migrationsbedingte Bedarfe 

Menschen mit Migrationshintergrund benötigen nach Haftentlassung oftmals mehr 

Unterstützung als andere Gefangene, vor allem wenn sie keine oder wenig Deutschkenntnisse 

vorweisen können. Bei mangelnden Deutschkenntnissen ist es für sie schwierig, relevante 2295 

Informationen bei der Haftentlassung zu erhalten. Oftmals sind Zeugnisse und Qualifikationen 

nicht übersetzt bzw. nicht in Deutschland anerkannt. Da es in vielen Fällen vorkommt, dass 

Migrantinnen und Migranten (beispielsweise Polen die in Deutschland arbeiten) vor der Haft 
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keinen festen Wohnsitz haben, wissen sie nicht, welche Behörde für sie zuständig ist. Sie 

benötigen daher feste Ansprechpersonen in den Behörden und sollten bei Behördengängen 2300 

begleitet werden. 

Menschen mit geringen Deutschkenntnissen sollten verstärkt auf relevante Angebote 

aufmerksam gemacht und über diese informiert werden. 

 

 2305 
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4. Problemanzeigen „Netzwerk der Nachsorge“ - Tabellarische Darstellung        
 

1) Allgemeine Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen 

Die hier tabellarisch zusammengefassten Problemanzeigen bilden die Grundlage für die im Weiteren folgende Diskussion zu 

Handlungsempfehlungen der Arbeitsgruppe „Netzwerk der Nachsorge“. Sie basieren größtenteils auf den im Fließtext bereits durch die jeweiligen 2310 

zentralen Akteure benannten Problemstellungen. 

 

a) Organisatorische Arbeitshilfen 
 

Justizvollzug 
 Einrichtungskatalog fehlt 
 Liste mit vorhandenen Übergangseinrichtungen und freien Kapazitäten fehlt 

Bewährungshilfe  
Forensische Ambulanzen  

Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  Zu geringe Personalausstattung 
Integrierte Beratungsstellen  

 

b) Transparenz  und Optimierung der Arbeitsvorgänge 
 

Justizvollzug 

 Sachbearbeitung der Sozialämter nicht zeitnah 
 Reservierung von Wohnungsloseneinrichtungen durch ZBS‘en  teilweise nicht möglich 
 Bearbeitung der Taschengeld-Anträge bei Untersuchungshaft zu langsam 
 

Bewährungshilfe 
 Kooperationserlasse zur Zusammenarbeit zwischen JVA und Bewährungshilfe werden 

derzeit nicht regelmäßig bei Personen angewandt, die nach der Haftentlassung unter 
Führungsaufsicht gestellt werden 
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 Der Kooperationsfall muss durch die JVA ausgelöst werden. Es sollten Fälle analysiert 
werden, in denen diese Anzeige unterblieben ist, um eine Fehlerbehebung zu 
ermöglichen 

 Inhaftierte berichten gelegentlich, dass sie nie mit Ihrem VAL gesprochen haben. Vor 
der Erstellung eines  Vollzugplanes sollte ein persönliches Gespräch zwischen VAL und 
Inhaftierten stattgefunden haben 

 Es wird nicht sichergestellt, dass bei der Inhaftierung immer die Abmeldung bei der 
bestehenden Krankenversicherung erfolgt. Es laufen dann Beitragsforderungen für die 
Inhaftierungszeit auf, die zur Folge haben, dass nur eingeschränkte Kassenleistungen 
nach der Haftentlassung verfügbar sind 

 Die Anrufbeantworter und die Abwesenheitsassistenten der 
Vollzugsabteilungsleitungen werden nicht flächendeckend genutzt. Es entsteht so leider 
bisweilen ein Erreichbarkeitsproblem,  das die Kommunikation erschwert 

 Vollzugslockerungen gibt es im Regel- und Langstrafenvollzug nur für einen Teil der 
Inhaftierten Wie kann eine sinnvolle Entlassungsvorbereitung ohne Vollzugslockerungen 
aussehen? 

 Rechtzeitige  Terminierung von Vollzugsplankonferenzen unter Einbezug der 
Bewährungshilfe,  wenn die persönliche Teilnahme der Bewährungshilfe angezeigt ist, 
findet nicht immer statt 

 Wartezeiten auf einen Therapieplatz bei den Forensischen Ambulanzen sind zu 
beobachten auch für Personen, die bereits in Haft therapiert wurden. Die Situation ist 
unbefriedigend 

 Die forensische Ambulanz Elmshorn hat derzeit keine Kapazitäten für Gewaltstraftäter. 
Es existiert in diesem Bereich für die entsprechenden Täter eine Versorgungslücke 

 Die Erfahrung zeigt, dass Forensische Ambulanzen die Zusammenarbeit mit Klienten 
beenden, wenn diese verbal aggressiv werden (auch wenn Weisungen im Bewährungs- 
oder Führungsaufsicht Beschluss existieren). Die Bewährungshilfe ist dann auf sich 
alleine gestellt mit Menschen, die oftmals sehr komplexe Persönlichkeitsstörungen 
aufweisen 
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 Das derzeitige Arbeitssetting der Sozialarbeit in den forensischen Ambulanzen bedingt 
eine mögliche Doppelbetreuung mit  

            der Bewährungshilfe, die in Einzelfällen schwierig sein kann 
 Es werden noch immer zu häufig Inhaftierte ohne gültige Ausweispapiere entlassen. 

Bürgerämter der Kommunen stellen vermehrt den Publikumsverkehr ohne Anmeldung 
ein, so dass über elektronische oder telefonische Anmeldeverfahren lange Wartezeiten 
zu beobachten sind, die unter Umständen verhindern, dass ein Haftentlassener seine 
Ansprüche gegenüber der Bundesagentur für Arbeit oder dem Jobcenter geltend 
machen kann.  

 Wenn eine Bewährungshelferin/ein Bewährungshelfer im Kooperationsfall ein Problem 
benennt, sollte dieses aufgegriffen  werden (auch wenn bis dato noch kein Antrag des 
Inhaftierten an den VAL vorliegt) 

 Bewährungshelferinnen und Bewährungshelfer werden entgegen der geltenden 
Pfortenordnung gelegentlich einer Sicherheitsüberprüfung in einer JVA unterzogen 
durch die Beamten vor Ort. Diese Praxis sollte abgestellt werden 

 

Forensische Ambulanzen 

 Fehlen eines institutionsübergreifenden Resozialisierungskonzeptes, das über die 
gesamte Dauer der Haft und Nachsorge hinweg fortgeschrieben wird 

 Fehlende inhaltliche und strukturelle Verzahnung der verschiedenen Behandlungs- und 
Beratungsangebote während bzw. nach der Haft  

 Mangelnde Kenntnis über die vorhandenen Strukturen und Angebote (bei allen 
Beteiligten) 

 Unklarheit hinsichtlich  der Verantwortlichkeiten und deren Veränderungen im Verlauf 
des Überganges  

 Keine klare Benennung der zu beteiligenden Personen in Fallkonferenzen und 
Gesprächsrunden  

 Keine zeitliche Rahmenvorgabe für die Vorbereitungen der weiteren Versorgung nach 
der Haft  

 Keine zeitliche Vorgabe zur Erledigung einzelner Prozessabschnitte 



Stand 20.06.2018   69 

 Fehlende Klarheit bezüglich der Kostenträgerschaften (JVA, Justizministerium, 

Sozialministerium, Eingliederungshilfe, Krankenkasse) innerhalb des Prozessverlaufes 

 
Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  

Integrierte Beratungsstellen 

 Die zeitnahe Zuführung zu Beratungsgesprächen ist nicht überall gewährleistet, so dass 
es zu Verzögerungen und Reduzierungen der Beratungszeit kommt. 

 Probleme bei der Klärung von Anliegen bzgl. der Krankenversicherung. Krankenkassen in 
der Regel während der Haftzeit nicht zuständig, da Inhaftierte über die freie Heilfürsorge 
versichert sind. Viele Inhaftierte benötigen jedoch nach der Haftentlassung Medikamente 
und/oder werden substituiert. Aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten 
erschwerte Klärung einer nahtlosen Überleitung .   

 Die Erstellung von Ausweispapieren während der Haft erweist sich als schwierig, da die 
dafür nötigen Ausführungen/ Ausgänge teilweise nicht gewährt werden. 

 Zum Teil werden Inhaftierte ins „Nichts" entlassen. Sie haben weder eine Unterkunft noch 
(gültige) Papiere.  

 Nicht in allen Fällen geregelt, dass zur Entlassung anstehende ausländische Inhaftierte 
gültige Papiere haben → Aufenthaltsstatus unklar. 

 

MJEVG 

 Fachliche Standards aller justiziellen/justiznahen Akteure sollten 
A) Existieren 
B) Verbindlich und überprüfbar sein 
C) Aufeinander Bezug nehmen 
D) Möglichst einheitlich strukturiert sein (Struktur- Prozess- und 

Ergebnisqualität) 
Dies ist zurzeit nur teilweise gegeben. 

 

 2315 
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c) Verbesserung des Informationsflusses 
 

Justizvollzug 
 Kommunikation mit Ausländerbehörden ist schwierig 

 
Bewährungshilfe  

Forensische Ambulanzen 

 Fehlende Absprachen zwischen den beteiligten Institutionen/Fachbereichen 
 Nicht ausreichende und/oder zeitnahe Kommunikation der beteiligten Institutionen 

vor der Entlassung 

 Mangelnde Kenntnis über die vorhandenen Strukturen und Angebote (bei allen 

Beteiligten) 

 Mangelnde Erreichbarkeit der beteiligten Personen (Krankheit/Urlaub/Vertretung) 

 Keine regelmäßiger/ standardisierter Austausch zwischen den Institutionen 

 Datenschutzrechtliche Bestimmungen, die einen kurzfristigen, inhaltlichen Austausch 

der Beteiligten erschweren 

 

Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 
 Aktives Interesse seitens des geschlossenen Vollzuges und der Arbeitsagentur an der 

beruflichen Integration von Haftentlassenen sowie aktive Kommunikation mit der 
Integrationsbegleitung 

Integrierte Beratungsstellen 

 Teilweise fehlende Vernetzung mit den Stationen und der IBS 
 Es fehlen teilweise klare Absprachen mit der Bewährungshilfe zur Vermeidung von  

Doppelungen  
 Teilweise fehlende  Klarheit bezüglich Angebote der IB und IBS  bei den  relevanten 

Kooperationspartnern . 
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2) Vereinbarungen zur Zusammenarbeit 2320 

a) Bereits bestehende Kooperationen 
 

Justizvollzug 

 Zusammenarbeit seitens Eingliederungshilfen der Kreise und Städte sind z.T. 
verbesserungswürdig 

 Kooperationsvereinbarungen zu weich formuliert  
 

Bewährungshilfe  

Forensische Ambulanzen 

 Nicht ausreichende und/oder nicht zeitnahe Kommunikation der beteiligten 
Institutionen vor der Entlassung 

 Fehlende oder späte Einbindung der forensischen Fachambulanzen in der Entlassungs- 
und Nachsorgeplanung 

 Keine regelmäßigen/ standardisierten Gesprächsrunden zwischen den Institutionen  
 Fehlen eines institutionsübergreifenden Resozialisierungskonzeptes, das über die 

gesamte Dauer der Haft und Nachsorge hinweg fortgeschrieben wird 
 Fehlende inhaltliche und strukturelle Verzahnung der verschiedenen Behandlungs- 

und Beratungsangebote während bzw. nach der Haft 
 

Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

 Absprachen/ Qualitätsstandards, z.B. bzgl. der Zuweisung werden teilweise nicht 
eingehalten 

 Seitens der Integrationsbegleitung wird z.T. eine ausführlichere  Kommunikation mit 
dem OV gewünscht 

 Es sind verbindlichere Absprachen und Vereinbarungen notwendig, um die 
Zusammenarbeit an allen Standorten mit der gleichen Qualität anbieten zu können  

 Die Zusammenarbeit mit der Bewährungshilfe wird an allen IB Standorten als 
durchgängig gut beschrieben. Mit einer großen Dienststelle findet nur im Bedarfsfall 
eine Zusammenarbeit statt. Die Zusammenarbeit soll weiter verbessert werden 
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 Anders als zwischen dem Justizministerium und der Agentur für Arbeit vereinbart, gibt 
es keine Ansprechpersonen für die JVA und es erfolgt z.T. keine aufsuchende Beratung 
der Gefangenen in der JVA  

 In den JVA‘en gibt es keine Beratung durch Mitarbeitende der Agentur für Arbeit  
 Es gibt zeitweise Doppelstrukturen bzw. Abstimmungsprobleme mit der Agentur für 

Arbeit, da die Vermittlerinnen und Vermittler im INGA Team gelegentlich andere 
Vorstellungen der Arbeitsaufnahmen haben als die Mitarbeitenden der IB 

 Es fehlen insgesamt direkte Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für die 
Haftentlassenen in den Agenturen für Arbeit 

 Im Erwachsenenvollzug fehlt teilweise eine direkte Zusammenarbeit mit der Reha-
Abteilung der Agentur für Arbeit während der Haftzeit. Dadurch könnten rechtzeitige 
Testverfahren, medizinische und psychologische Untersuchungen absolviert werden, 
damit unmittelbar nach der Haftentlassung passende Arbeitsunterstützungen und 
Maßnahmen begonnen werden können. 

 

Integrierte Beratungsstellen 

 Es fehlen an einigen Standorten Standards zur Regelung der  Zusammenarbeit JVA 
und IBS  

 Teilweise zu später und unzureichender Einbezug der IBS in die 
Entlassungsvorbereitung 

 Keine konkrete Zuständigkeit von Jobcenter/ Agentur für Arbeit vor Haftentlassung.  
 Beratung durch das Jobcenter nicht in allen Anstalten gegeben.   
 Keine Ausstellung von Vorab-Bescheiden und/ oder keine konkreten Überleitungen zu 

zukünftig zuständigen Jobcentern möglich. 
 Mangelnder Zugriff auf die Agentur für Arbeit während der Haft. 

 

b) Neue Kooperationen 
 

Justizvollzug  Kooperationen mit den Jugendberufsagenturen fehlen teilweise 
Bewährungshilfe  
Forensische Ambulanzen  
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Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 
 Fehlender Aufbau von Zusammenarbeit mit Institutionen die Arbeitstrainings anbieten 

und darauf spezialisiert sind, Menschen mit psychischen und geistigen 
Beeinträchtigungen in den Arbeitsmarkt zu integrieren 

Integrierte Beratungsstellen  
 

 

3) Sicherstellung von ausreichender Betreuung 

a) Bereits während des Vollzuges 
 

Justizvollzug 

 Frühzeitige Einbindung der Jugendhilfe (spätestens bei Haftantritt) ist nicht immer 
gewährleistet 

 Integrationsbegleitung U-Haft JVA FL und IZ fehlt 
 Berufsberatung durch Jobcenter und Agentur für Arbeit fehlt teilweise 
 Einbindung IB im Jugendvollzug JVA NMS ist ausbaufähig 
 Betreuung Suchtkranke durch Externe ist verbesserungswürdig 

 

Bewährungshilfe 

 Begleitete Ausgänge sind zu selten möglich. Ausreichende Personalressourcen im 
Vollzug sind dafür nötig 

 Möglichkeit des Offenen Vollzuges zu selten genutzt 
 

Forensische Ambulanzen 

 Der psychiatrisch-therapeutische Behandlungsbedarf wird  während der Haft teils nicht 

erkannt 

 Psychiatrisch-therapeutische Behandlung muss bereits während der Haft beginnen 
sowie die Nachsorge bereits frühzeitig geplant werden 

 Unklare Kostenträgerschaft im offenen Vollzug und Übergangsbereich bei ambulanter 

Behandlung 
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 Mangelnde finanzielle und personelle Ressourcen der Ambulanzen verhindern 

intramurale Gespräche mit dem zukünftigen Behandler in der Entlassungsphase 

 Wohnortferne Versorgungsangebote 

 Nicht an allen Standorten können die  notwendigen Behandlungsbedarfe erfüllt werden 

(intramural und ambulant)  

 Wenig bis keine deliktorientierten Angebote für fremdsprachige Klienten (intramural und 

ambulant) 

 
Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

 Keine Lockerungen beziehungsweise Lockerungen der „Kategorie B“ auch ein paar 
Wochen vor Haftentlassung, sodass Kontakte mit Arbeitgebern und bestimmten 
Institutionen schwierig sind 

 Fehlender Kontaktaufbau zur Reha-Abteilung der Agentur für Arbeit sowie anderen 
Institutionen, die Haftentlassene mit psychischen und geistigen 
Vermittlungshemmnissen unterstützen 
 

Integrierte Beratungsstellen 

 Fehlende Lockerungen, oft aufgrund von Personalmangel: Keine Ausführungen → keine 
Ausgänge. 

 Teilweise zu später und unzureichender Einbezug der IBS in die 
Entlassungsvorbereitung 

 Fehlende konkrete Ansprechpersonen (Fachkräfte) bzw. fehlendes Beratungsangebot in 
der JVA für Fragen zu Themenbereichen wie z.B. Asyl/Aufenthaltsstatus/ Abschiebung. 

 
 2325 

b) Nach der Entlassung 
 

Justizvollzug 
 Externe Fachkräfte für Entlassene fehlen 
 Nachbetreuung durch Vollzugsbedienstete (gesetzlich möglich) findet kaum statt 
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 Stärkere Einbindung der IB in die intensive Nachbetreuung von Jugendlichen wäre 
sinnvoll 

 

Bewährungshilfe 

 Wahrgenommene und gravierende Unterschiede zwischen der Versorgung in 
städtischen Gebieten und im ländlichen Raum. Für eine Vielzahl von Probandinnen und 
Probanden werden Fahrtzeiten und dadurch verursachte Kosten als ein 
unüberwindbares Hindernis wahrgenommen 

 

Forensische Ambulanzen 

 Hohe Heterogenität in den Behandlungsangeboten der jeweiligen Standorte, sowohl in 
der Ausrichtung des Behandlungsspektrums, als auch in der finanziellen Ausstattung der 
jeweiligen Ambulanz. Dies führt u.a. dazu, dass bestimmte Patienten-/ Klientengruppen 
nur an einzelnen Standorten versorgt werden können. 

 Dem dauerhaft hohen Fallaufkommen stehen keine ausreichenden Ressourcen 
gegenüber, so dass es vor dem Therapiebeginn oft zu Wartezeiten kommt 

 
Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 
 Fehlender Kontakt zur Reha-Abteilung der Agentur für Arbeit sowie Institutionen, die 

Haftentlassene mit psychischen und geistigen Vermittlungshemmnissen unterstützen 

Integrierte Beratungsstellen 

 Teilweise fehlende intensive Begleitung nach Haftentlassung zur  Regelung von 
Behördenangelegenheiten (z.B. Jobcenter, Krankenkasse, etc. ). Eine so enge Betreuung 
kann mit den derzeitigen Personalressourcen der IBS nicht angeboten werden.  

 
 

4) Schaffung von weiteren Einrichtungen / Angeboten 

a) Verbesserung des Unterkunftsangebots für Haftentlassene 
 

Justizvollzug 
 Unterkunftsangebot allgemein ist mangelhaft 
 Wohnraum für Haftentlassene fehlt 
 Übergangseinrichtungen fehlen 
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Bewährungshilfe 

 Es fehlt flächendeckend bezahlbarer Wohnraum im unteren Preissegment 
 Die Wohnungslosigkeit nach der Haftentlassung ist derzeit ein schwer zu 

überwindendes Problem. Es wäre wünschenswert, wenn die freien Träger der 
Straffälligenhilfe mehr Angebote machen könnten und von Seiten des 
Justizministeriums finanziell unterstützt werden 

 Übergangswohnraumangebote bzw. Wohnraumangebote sollte es vermehrt 
geben 

 
Forensische Ambulanzen  
Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 
 Es fehlt an geeignetem Wohnraum für Haftentlassene. Bei fehlenden Unterkünften 

ist eine Integration in den Arbeitsmarkt nur schwer möglich.  
 

Integrierte Beratungsstellen 
 Die gesamten IBS-Standorte bemängeln das Fehlen von geeignetem Wohnraum 

für Haftentlassene.  
 

 

b) Unterkünfte zur Heranführung an ein selbstständiges Leben während der Haft 
 

Justizvollzug 
 Übergangseinrichtungen fehlen  
 Im Jugendvollzug fehlen familienähnliche Vollzugsformen 

 
Bewährungshilfe  

Forensische Ambulanzen  
Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  

Integrierte Beratungsstellen 
 Es fehlen teilweise Hafturlauberzimmer. 
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c) Beratung und Behandlung  
 

Justizvollzug  

Bewährungshilfe 
 Flächendeckendes Angebot für Gewaltstraftäter hat Lücken 

 

Forensische Ambulanzen 

 Ambulante Betreuungsdienste, die im Rahmen der Eingliederungshilfe intensive 
sozial-pädagogische Unterstützung anbieten, stellen eine weitere notwendige 
Unterstützung dar, diese gibt es jedoch nur in wenigen Fällen. Die stationäre 
Eingliederungseinrichtung vom AMEOS Klinikum in Neustadt i. H. (Aufnahme 
ehemals inhaftierter Sexual- und Gewaltstraftäter, therapeutische Angebote durch 
Pro Familia) stellt ein weiteres sinnvolles Angebot dar, jedoch ist die Anzahl der 
Plätze stark limitiert. Mehr Angebote dieser Art auch an anderen Standorten wären 
zu begrüßen 

 Zusätzliche ärztliche Behandlungen durch das ISFP und durch niedergelassene Ärzte 
und fallbezogene Kooperationen mit Forensischen Ambulanzen anderer 
Bundesländer werden als sinnvoll erachtet 

 Wenig bis keine deliktorientierten Angebote für fremdsprachige Klientinnen und 
Klienten (sowohl im, als auch außerhalb des Vollzuges) 

 Aufgrund von Sorgen/Ängsten/Vorbehalten besteht teils eine Unterversorgung von 
psychiatrisch auffälligen/ belasteten Haftentlassenen in der Regelversorgung. 

Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  
Integrierte Beratungsstellen  Das Angebot der IB ist nicht flächendeckend in allen Anstalten vorhanden. 

 

5) Hilfe Angehörige 2330 

 

Justizvollzug 
 Einbeziehung von Eltern Inhaftierter ist ausbaufähig 
 Angebote für Junge Väter fehlen weitgehend 
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Bewährungshilfe  
Forensische Ambulanzen  
Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  
Integrierte Beratungsstellen  

 

6) Änderung von Gesetzen 

a) Bundes- und Landesebene 
 

Justizvollzug 

 Gesetzliche Betreuung während der Haft  
 Kostenübernahme Jugendhilfe (auch für Maßnahmen die über das 18. Lebensjahr 

hinaus finanziert werden)  
 

Bewährungshilfe  Bewährungs- und Gerichtshilfegesetz könnte überarbeitet werden 

Forensische Ambulanzen 

 Datenschutzrechtliche Bestimmungen erschweren einen kurzfristigen, inhaltlichen 
Austausch der Beteiligten  

 In § 26 LStVollzG SH (Psychotherapie) wäre eine deutlichere Differenzierung nach 
deliktabhängiger und deliktunabhängiger Therapie sinnvoll, da in diesen Bereichen 
sowohl unterschiedliche Ressourcen benötigt werden, als auch unterschiedliche 
Methoden verwendet werden. In seiner jetzigen Form ist der Paragraph zu 
unspezifisch, um als Behandlungsgrundlage verwendet zu werden, vor allem was die 
Versorgung im Übergang betrifft 

 Für den Bereich der deliktorientierten Versorgung fehlt vor allem ein Bezug zu 
fachlichen Standards, welcher auch die benötigten Räumlichkeiten, die erforderliche 
personelle Ausstattung und die Indikationsstellung nennt.  

 Es fehlt weiterhin eine klare Benennung und Beschreibung der medizinisch-
therapeutischen Versorgung, inklusive der Einleitung der psychiatrisch-
therapeutischen Nachsorge als gesonderter Paragraph im Bereich der 
Gesundheitsfürsorge. 
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 Insbesondere fehlen auch zeitliche Vorgaben, welche sinnvoll sind um eine 
Versorgung nach Haftentlassung reibungslos in die Wege leiten zu können. Die zu 
beteiligenden Institutionen sollten benannt werden, sowie die Verantwortlichkeiten 
dieser Institutionen im Prozess der Entlassungsplanung/Vorbereitung. Es sollte eine 
klare Benennung der jeweiligen Kostenträger zu den unterschiedlichen Zeitpunkten 
geben. 

 Grundsätzlich erscheint die Einführung eines Landesresozialisierungsgesetzes, das 
eine fachlich fundierte Gesamtplanung des Resozialisierungsprozesses eines 
Straftäters fordert, aus Sicht der forensischen Ambulanzen als ein wichtiger Schritt für 
die erfolgreiche Resozialisierung von Straftäterinnen und Straftätern. Innerhalb dieses 
Gesetzes sollten die Zuständigkeiten klar beschrieben, der Informationsaustausch 
und die Beteiligung der jeweiligen Akteure verbindlich geregelt sein und eine 
gesetzliche Grundlage für die zu erbringenden Leistungen und somit eine langfristige 
Finanzierung der entsprechenden Angebote geschaffen werden 

 Hoher Verwaltungsaufwand durch jährlich wiederholte Antragstellung und 
unterjährige Antragsstellung bei Veränderungen (Rahmenbedingungen, Personal)  

o Tariferhöhungen & Bewährungsaufstiege führen zur Einschränkung des 
Angebots aufgrund gedeckelter Haushaltstitel 

o Schwierigkeiten, Personal dauerhaft zu halten 
o Eingeschränkte finanzielle Attraktivität des Arbeitsplatzes für Fachpersonal 
o Mangelnde Flexibilität bei Veränderung von Personal und/oder Klientel 
o Keine langfristige finanzielle Planungssicherheit in allen Bereichen  

 
Jugendgerichtshilfe  

Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  

Integrierte Beratungsstellen 
Eine verbindliche – von „höherer Stelle“ geklärte – Regelung mit den Krankenkassen 
ist notwendig  

MJEVG 
 Der Koalitionsvertrag der Regierungsparteien enthält einen Prüfauftrag zur Schaffung 

eines Landesresozialisierungsgesetzes. Dieser Auftrag korrespondiert mit der 
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Aktualisierungs- und Überarbeitungsbedürftigkeit des Bewährungs- und 
Gerichtshilfegesetzes (BGG) des Landes SH von 1996.   

 

b) Ausländische Gesetze 
 

Justizvollzug  Passvergabe und -verlängerung bei ausländischen Gefangenen ist problematisch 
Bewährungshilfe  

Forensische Ambulanzen  

Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  
Integrierte Beratungsstellen  

 

7. Anpassung von Strukturen 2335 

Justizvollzug  

Bewährungshilfe  
Forensische Ambulanzen  
Jugendgerichtshilfe  
Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung  
Integrierte Beratungsstellen  

MJEVG 

 Die Klarheit und Transparenz von Entscheidungsstrukturen bzgl. der Netzwerkarbeit 
sowie grundsätzlicher Fragen der Behandlung/Resozialisierung ist nicht vollständig 
gegeben (ggf. thematisch einzuordnen beim Thema fachliche Standards / 
Strukturqualität (s.o.)). 

 Nicht für alle justiziellen/justiznahen Angebote ist eine Steuerungsmöglichkeit durch 
das MJEVG gegeben. Deutlichstes Beispiel: Integrierte Beratungsstellen.  
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Abkürzungsverzeichnis 

AGT - Anti-Gewalt-Training 

AMG - Arzneimittelgesetz 

AsylbLG - Asylbewerberleistungsgesetz 2340 

BtMG - Betäubungsmittelgesetz 

BwH - Bewährungshilfe 

DSM-IV - Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders IV 

IB - Arbeitsmarktorientierte Integrationsbegleitung 

IBS - Integrierte Beratungsstellen 2345 

ICD-10 - International Statistical Classification of Diseases and Related Health Problems 10 

INGA - Interne ganzheitliche Integrationsberatung 

ISD - Interdisziplinäre Sucht- und Drogenforschung Hamburg 

ISFP - Institut für Sexualmedizin und Forensische Psychiatrie und Psychotherapie 

JA - Jugendanstalt 2350 

JAA - Jugendarrestanstalt 

JGG - Jugendgerichtsgesetz 

JVA / JVA’en - Justizvollzugsanstalt / Justizvollzugsanstalten 

KSKS - Kieler Sicherheitskonzept Sexualstraftäter 

LSSH - Landesstelle für Suchtfragen 2355 

MJEVG SH - Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleichstellung 

MJKE - Ministerium für Justiz, Kultur und Europa 

MSGF / MSGJFS - Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren 

OrgBG - Anordnung über die Organisation der Bewährungshilfe und Gerichtshilfe 

PsychKG - Psychisch-Kranken-Gesetze 2360 

PsychThG - Psychotherapeutengesetz 

StGB - Strafgesetzbuch 
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TOA - Täter-Opfer-Ausgleich 

u. U. - Unter Umständen 

WHO - Weltgesundheitsorganisation / World Health Organization 2365 

ZBS - Zentrale Beratungsstelle 
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